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BEKANNTMACHUNGEN DER LANDESBEHORDEN

Richtlinie des Landes Brandenburg
zur Besetzung von Arbeitspliitzen
und Dienstposten

Bekanntmachung
des Ministeriums des Innern und fiir Kommunales
Vom 18. August 2016

Die Landesregierung hat am 16. August 2016 die nachfolgende
Erste Anderung der Richtlinie des Landes Brandenburg zur Be-
setzung von Arbeitspldtzen und Dienstposten beschlossen:

Erste Anderung
der Richtlinie des Landes Brandenburg
zur Besetzung von Arbeitsplitzen
und Dienstposten

Richtlinie der Landesregierung
Vom 16. August 2016

Die Richtlinie des Landes Brandenburg zur Besetzung von Ar-
beitspldtzen und Dienstposten vom 4. Mai 2010 (ABI. S. 803)
wird wie folgt gedndert:

1. In der Uberschrift wird die Angabe ,,- BesetzungsRL -
durch die Angabe ,,(Besetzungsrichtlinie - BesetzungsRL)*
ersetzt.

2. § 3 wird wie folgt gedndert:

a) In Absatz 1 Satz 2 wird die Angabe ,,nach §§ 5 ff.“ ge-
strichen.

b) Folgender Absatz 3 wird angefiigt:

»(3) Liegt die Eignung nicht vor, kann das Besetzungs-
verfahren fortgesetzt werden.*

3. Nach § 7 wird folgender § 7a eingefiigt:

»3 7a
Externe Stellenausschreibungen
bei strukturellem Uberhangpersonal

Die externen Stellenausschreibungen und die Neueinstel-
lungen des Landesbetriebs Forst bediirfen aufgrund des
strukturellen Personaliiberhangs der vorherigen Zustim-
mung des Ministeriums der Finanzen.*

4. § 14 wird wie folgt gedndert:
a) Der bisherige Wortlaut wird Absatz 1.
b) Folgende Absitze 2 und 3 werden angefiigt:

»(2) Die §§ 5 bis 7, § 8 und die §§ 10 bis 13 treten mit
Ablauf des 16. August 2016 aufler Kraft. Sie treten am
1. Januar 2019 wieder in Kraft.

(3)Die §§ 1,2, 3,4 und 9 treten mit AuBerkrafttreten des
Tarifvertrages iiber Mainahmen zur Begleitung des Um-
baus der Landesverwaltung Brandenburg (TV Umbau)
vom 21. Januar 2009 mit Ablauf des 31. Dezember
2017 auBler Kraft. Sie treten am 1. Januar 2019 wieder
in Kraft.”

11.

1. Diese Richtlinie tritt mit Wirkung vom 17. August 2016 in
Kraft.

2. Abschnitt I. Nummer 3 tritt mit Ablauf des 31. Dezember
2018 auller Kraft.

Richtlinie des Ministeriums fiir Infrastruktur
und Landesplanung
fiir die Forderung von Investitionen
zur Verbesserung der Verkehrsverhiltnisse
in den Gemeinden des Landes Brandenburg
- Teil kommunaler Strafienbau -
(Rili KStB Bbg 2016)

Vom 20. April 2016

Inhalt

1 Zuwendungszweck, Rechtsgrundlage
2 Gegenstand der Forderung

3 Zuwendungsempfinger

4 Zuwendungsvoraussetzungen

5 Art, Umfang und Hoéhe der Zuwendung
5.1 Zuwendungsart

5.2 Finanzierungsart

5.3 Form der Zuwendung

5.4 Hohe der Forderung

5.5 Umfang der Zuwendungen

5.6 Zweckbindungsfristen
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Sonstige Zuwendungsbestimmungen

Verfahren

Forderprogramme

Antragsverfahren und Antragspriifung
Bewilligung

Auszahlung der Mittel/Rechnungslegung
Nachweis der Verwendung

Priifung der Verwendung

Zu beachtende Vorschriften

Uberleitungsvorschriften
Inkrafttreten, Geltungsdauer

Anlagen

Anlage 1 Muster Antrag
Anlage 2 Muster zur Ermittlung der zuwendungsfahigen Kos-

ten

Anlage 3 Muster Mittelanforderung
Anlage 4 Muster Verwendungsnachweis
Anlage 5 Begriffsbestimmung und Abgrenzung der Fordertat-

1.1

1.2

1.3

bestinde

Zuwendungszweck, Rechtsgrundlage

Das Land gewihrt nach Mafigabe des Artikels 143c
des Grundgesetzes, des Artikels 13 des Foderalismus-
reformbegleitgesetzes und der Verwaltungsvorschrif-
ten zu § 44 der Landeshaushaltsordnung (LHO) in der
jeweils geltenden Fassung sowie dieser Richtlinie Zu-
wendungen fiir Investitionen zur Verbesserung der
Verkehrsverhdltnisse der Gemeinden.

Fiir die Maflnahmen gilt des Weiteren das Brandenbur-
gische Straflengesetz (BbgStrQG) in der jeweils gelten-
den Fassung.

Ein Rechtsanspruch auf Gewéhrung von Zuwendun-

gen besteht nicht. Die Bewilligungsbehdrde gemif

Nummer 7.3.1, der Landesbetrieb Stralenwesen (LS), 4
entscheidet aufgrund ihres pflichtgeméfen Ermessens

im Rahmen der verfiigbaren Haushaltsmittel. 4.1

Uber Ausnahmen von dieser Richtlinie entscheidet im 4.1.1
Einzelfall das zustindige Ministerium. Ausnahmeent-
scheidungen, die iiber den Einzelfall hinaus von Be-

deutung sind, ergehen im Einvernehmen mit dem Mi-

nisterium der Finanzen.

Gegenstand der Forderung
Gefordert werden konnen
der Neu-, Um- oder Ausbau, die Grunderneuerung und

die Erhaltung verkehrswichtiger 6ffentlicher Straen
gemdll § 2 Absatz 2 BbgStrG in der Baulast der Ge-

meinden, kreisfreier Stadte, Landkreise oder kommu-
naler Zusammenschliisse, die anstelle von Gemeinden
oder Landkreisen Trager der Baulast sind.

Dazu gehoren:

a) innerértliche Stralen und Briicken mit Ausnahme
von Anlieger- und ErschlieBungsstraflen,

b) besondere Fahrspuren fiir Omnibusse; des Weite-
ren Buswendeschleifen sowie Warteflichen an
Haltestellen fiir Omnibusse, sofern sie im Rahmen
der Straflenbaumafinahme mit realisiert werden
miissen,

c) Zubringerstralen zum iiberdrtlichen Verkehrsnetz,

d) zwischenortliche Stralen, insbesondere in struk-
turschwachen Gebieten,

e) Stralen im Zusammenhang mit der Stilllegung
von Eisenbahnstrecken,

f) Wege fiir den Fuligdnger-/Radverkehr, die grund-
sitzlich dem Alltags- und Alltagsfreizeitverkehr
dienen,

g) KreuzungsmafBnahmen nach dem Eisenbahnkreu-
zungsgesetz, dem Bundeswasserstralengesetz, dem
Bundesfernstralengesetz und dem Brandenburgi-
schen StraBlengesetz, soweit Gemeinden, Land-
kreise oder kommunale Zusammenschliisse als
Baulasttrager der kreuzenden Strafle Kostenanteile
zu tragen haben,

h) Verkehrsleitsysteme, Verkehrszeichenbriicken ge-
mal DIN 1076 Abschnitt 3.1.2 auf Anordnung der
zustandigen Stralenverkehrsbehorde und Umstei-
geanlagen zur Verringerung des motorisierten In-
dividualverkehrs,

i) abgestufte Landesstralen.

Zuwendungsempfinger

Zuwendungsempfanger konnen Gemeinden, kreisfreie
Stadte, Landkreise und kommunale Zusammenschliis-
se sein.

Zuwendungsvoraussetzungen
Voraussetzung einer Zuwendung ist, dass
die Mafinahme

- nach Art und Umfang zur Verbesserung der Ver-
kehrsverhéltnisse erforderlich ist und die Ziele der
Raumordnung und Landesplanung berticksichtigt,

- die Belange des Natur- und Denkmalschutzes be-
achtet,

- in einem Verkehrsentwicklungsplan oder einem
fiir die Beurteilung gleichwertigen Plan vorgese-
hen ist,

- bau- und verkehrstechnisch einwandfrei und unter
Beachtung der Grundsitze der Wirtschaftlichkeit
und Sparsamkeit und unter Beachtung des § 10
Absatz 2 BbgStrG in Verbindung mit dem Gesetz
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zur Anderung des Brandenburgischen StraBen-
gesetzes geplant ist,

- Belange schwerbehinderter Menschen, alter Men-
schen und anderer Personen mit Mobilitdtsbeein-
trichtigungen beriicksichtigt,

der Zuwendungsempfinger bereit und in der Lage ist,
den erforderlichen Eigenanteil der Investition zu iiber-
nehmen (Vorlage eines Finanzierungsplanes), und die
Finanzierung auftretender Folgekosten nachweislich
gesichert ist. Dieses gilt fiir das Gesamtvorhaben oder
fiir Bauabschnitte mit eigener Verkehrsbedeutung,

keine Zuwendungen nach § 5a des Bundesfernstraflen-
gesetzes oder § 17 des Eisenbahnkreuzungsgesetzes
von Dritten gewédhrt werden,

das Vorhaben mit Fordervorhaben (zum Beispiel des
Offentlichen Personennahverkehrs, des Stidtebaus, der
Dorferneuerung etc.) anderer Zuwendungsgeber im
gleichen Gebiet abgestimmt ist,

die bau- und haushaltsrechtlichen Voraussetzungen vor
dem Baubeginn vorliegen, dazu gehoren vor allem:

- bauplanungsrechtliche Zustimmung,

- Zustimmung der Trager 6ffentlicher Belange be-
ziehungsweise Herstellung des Benehmens,

- baufachliche Priifung,

- Nachweis der Finanzierungssicherung,

die MaBinahme Bestandteil des bestdtigten Forderpro-
gramms ist,

die Zuwendung im Einzelfall mehr als 20 000 Euro be-
tragt.

Bei Vorhaben gemédf Nummer 5.5.1.1 Buchstabe f
muss die Zuwendung mindestens 5 000 Euro betragen.

Bei der Vergabe von Bauleistungen ist unabhéngig
vom Gesamtbetrag immer die Vergabe- und Vertrags-
ordnung fiir Bauleistungen, Vergabe- und Vertragsord-
nung flir Leistungen beziehungsweise Vergabeordnung
fiir freiberufliche Leistungen zu beachten. Fiir europa-
weite Ausschreibungen sind die jeweils geltenden
Schwellenwerte zu beachten.

Die Bekanntmachung hat auf der elektronischen Platt-

form www.vergabemarktplatz.brandenburg.de zu er-
folgen.

Die Ergebnisse der Ausschreibung und Vergabe sind
dem Landesbetrieb Stralenwesen unverziiglich nach
abgeschlossener Submission mitzuteilen.

Art, Umfang und Hohe der Zuwendung
Zuwendungsart:

Projektférderung

Finanzierungsart: Anteilfinanzierung

53
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5.4.1

542

543

5.5

5.5.1.1

55.1.2

5.5.1.3

55.1.4

1177

Form der Zuwendung: Zuweisung
Hohe der Forderung

Sofern nachfolgend nicht anderes bestimmt ist, betragt
der Fordersatz 75 Prozent der jeweils zuwendungs-
fahigen Ausgaben fiir alle forderfahigen MaBinahmen
gemill Nummer 2 (Regelfordersatz).

Der Fordersatz betrdgt 50 Prozent, wenn es sich bei
den forderfahigen Vorhaben gemifl Nummer 2 Buch-
stabe a bis h um Neubauvorhaben handelt. Ausgenom-
men hiervon sind Kreuzungsmafinahmen nach dem
Eisenbahnkreuzungsgesetz.

Der Fordersatz betrdgt 90 Prozent fiir forderfahige
Mafnahmen an abgestuften Landesstrafien gemif
Nummer 2 Buchstabe i, wenn

a) die Abstufung zum Zeitpunkt der Antragstellung
(Posteingang bei der Bewilligungsbehorde) nicht
mehr als zwei Jahre zuriickliegt,

b) die Abstufung nicht unmittelbare Folge der Inbe-
triebnahme einer Umgehungsstraf3e ist/war und

c) die Abstufung im gegenseitigen Einvernehmen
zwischen der StraBenbauverwaltung und dem nun-
mehr kommunalen Straflenbaulasttrager erfolgte.

Umfang der Zuwendungen

Im Rahmen der unter Nummer 2 genannten Vorhaben
gehoren zu den zuwendungsfihigen Ausgaben:

Die Herstellungskosten fiir

a) den StraBenkérper und das Zubehor gemal § 2 Ab-
satz 2 BbgStrG ohne die Straenbeleuchtung,

b) Wege fiir den FuBBgénger- und/oder Radverkehr,

¢) Uber- und Unterfiihrungen im Zuge zuwendungs-
fahiger Vorhaben,

d) Entwisserungseinrichtungen zur Ableitung des
Oberflachenwassers (soweit sie die Baumafinahme
betreffen),

e) Sicherungsanlagen und -einrichtungen (zum Bei-
spiel passive Sicherheitseinrichtungen), auch ohne
Ausbau des Stralenkdrpers,

f) notwendige kleinteilige bauliche MaBlnahmen zur
Beseitigung von Unfallschwerpunkten auf der
Grundlage der Empfehlungen der jeweils zustén-
digen Verkehrsunfallkommission,

g) Grassaat und Ersatzpflanzungen 1 : 1, dreifach ver-
schult ohne Pflegemafinahmen.

Archéologische Begleitmafinahme bis zu 50 Prozent
der dafiir anfallenden Kosten.

Ausgaben fiir ein Verkehrssicherheitsaudit, sofern und
soweit dieses durch die Bewilligungsbehorde einge-
fordert wird.

Fir die Planung, Entwurfsbearbeitung, Bauaufsicht
und sonstige Verwaltungsaufwendungen werden pau-
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schal 15 Prozent der forderfahigen Baukosten als zu-
wendungsfihig anerkannt. Ist der Antragsteller vor-
steuerabzugsberechtigt, sind die Nettobaukosten zu-
grunde zu legen, im Ubrigen die Bruttobaukosten.

Nicht zuwendungsfihig sind insbesondere:

- Ausgaben, die ein anderer als der Trager der Mal3-
nahme zu tragen verpflichtet ist (zum Beispiel Kos-
tenanteile nach Kreuzungsrecht, Erschlieungsbei-
trdige nach dem Kommunalabgabengesetz oder
dem Baugesetzbuch) oder ohne Verpflichtung iiber-
nimmt,

- Umsatzsteuer, die der Triger der MaBinahme als
Vorsteuer nach § 15 des Umsatzsteuergesetzes ab-
setzen kann,

- iber die in Nummer 5.5.1.4 anerkannte Pauschale
hinausgehende Ausgaben fiir Planung, Entwurfs-
bearbeitung, Bauaufsicht und sonstige Verwal-
tungskosten,

- der Grunderwerb sowie die im Zusammenhang mit
dem erforderlichen Grunderwerb oder dem Ab-
schluss von Gestattungsvertragen anfallenden Ge-
biihren, Steuern, Maklercourtagen oder sonstigen
Ausgaben,

- MalBnahmen des ruhenden Verkehrs (aufler nach
Nummer 2 Buchstabe h),

- Mehrausgaben fiir denkmalpflegerische Malinah-
men beziehungsweise die Verwendung besonderer
Baustoffe aus Griinden des Denkmalschutzes,

- landschaftspfiegerische Begleitma3inahmen (aufler
nach Nummer 5.5.1.1 Buchstabe g),

- Finanzierungskosten,

- grundsitzlich Ausgaben fiir Erschliefungsanlagen
auBerhalb der Grundstiicksgrenzen.

Die Ausbaustandards miissen den Vorgaben der fiir das
Land Brandenburg empfohlenen anerkannten Regeln
der Technik entsprechen beziehungsweise sind den
ortlichen Gegebenheiten anzupassen. In begriindeten
Einzelfdllen kann ein Abweichen von den empfohle-
nen Mindestmal3en zuldssig sein.

Zweckbindungsfristen

Grundsitzlich gilt eine allgemeine Zweckbindungs-
frist fiir die geférderten Vorhaben von 15 Jahren.

Hiervon abweichend betrigt die Zweckbindungsfrist

- zehn Jahre fiir E1-Erhaltungsmafnahmen gemaf
»Richtlinien fiir die Planung von Erhaltungsmal-
nahmen an Straflenbefestigungen (RPE-Stra 01)
der Forschungsgesellschaft fiir Stralen- und Ver-
kehrswesen e. V. beziechungsweise

- fiinf Jahre fiir Mafnahmen gemifl Nummer 2
Buchstabe h oder nach Nummer 5.5.1.1 Buchsta-
be e und f dieser Richtlinie.

Die Zweckbindungsfrist beginnt mit dem Datum der
letzten Abnahme des Fordervorhabens nach der Ver-

7.13

gabe- und Verdingungsordnung fiir Bauleistungen,
Teil B.

Sonstige Zuwendungsbestimmungen

Bei der Verwendung von Fordermitteln ist in dem Zu-
wendungsbescheid, soweit zutreffend, die Anwendung
insbesondere folgender Bestimmungen fiir verbindlich
zu erkldren:

- Allgemeine Nebenbestimmungen fiir Zuwendun-
gen zur Projektforderung an Gemeinden (GV)
(AN-Best-G),

- Auflagen, die vor oder wihrend der Mafinahmen-
durchfiithrung erfiillt werden miissen,

- Baurecht hat spétestens am Tag des Baubeginns
rechtsverbindlich zu bestehen,

- Stralen oder Wege miissen spétestens zum Zeit-
punkt der Verkehrsfreigabe gewidmet sein.

Verfahren
Forderprogramme

Fiir Vorhaben, die gefordert werden sollen, ist ein Pro-
gramm fiir das folgende Haushaltsjahr (Jahrespro-
gramm) auf der Grundlage der gepriiften Antrige ge-
mal Nummer 7.2 aufzustellen.

Die Erarbeitung des Programmentwurfs des kommu-
nalen Straflen-/Briickenbaus erfolgt durch den Landes-
betrieb Straenwesen.

Die Erarbeitung des Programmentwurfs schlief3t eine
Priifung und Koordinierung der Malnahmen des
OPNV und des kommunalen StraBenwesens unterein-
ander sowie mit Maflnahmen an Bundes- und Landes-
stralen und wenn erforderlich mit Ma3nahmen Dritter
ein.

Im Programmentwurf werden die forderfahigen Mal3-
nahmen nach ihrer Dringlichkeit und entsprechend
dem vorgegebenen Finanzrahmen aufgenommen. Mal3-
nahmen in und zu den Zentralen Orten und den Regio-
nalen Wachstumskernen erhalten eine hohere Prioritét
hinsichtlich der Aufnahme in das Férderprogramm.

Soweit beantragte, forderfahige Fordervorhaben auch
dazu dienen, die in einem aktuell geltenden Luftrein-
halteplan gemil3 § 47 des Bundes-Immissionsschutz-
gesetzes (BImSchG) und/oder einem Larmaktionsplan
gemdll § 47d BImSchG festgelegten Ziele zu errei-
chen, werden diese im Rahmen der jeweils jéhrlich zur
Verfligung stehenden Fordermittel gegeniiber anderen
vergleichbaren Vorhaben bevorzugt in das Forderpro-
gramm aufgenommen.

Der Programmentwurf fiir das folgende Haushaltsjahr
ist bis zum 30. Oktober jeden Jahres vom Landesbe-
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trieb StraBenwesen dem zustéindigen Ministerium zur
Bestétigung vorzulegen. Das bestitigte Programm ist
Voraussetzung fiir die Bewilligung von Fordermitteln.

Treten bei der Durchfiihrung des Jahresprogramms im
Haushaltsjahr Verdnderungen ein, ist eine Programm-
fortschreibung nach Bestdtigung durch das zustidndige
Ministerium vorzunehmen.

Uber die Programmdurchfiihrung ist dem zustindigen
Ministerium mindestens vierteljahrlich, jeweils zum
Quartalsende durch den Landesbetrieb StraBenwesen
Bericht zu erstatten.

Antragsverfahren und Antragspriifung

Zuwendungen werden nur auf Antrag gewéhrt. Antra-
ge sind beim Landesbetrieb Straenwesen, Linden-
allee 51, 15366 Hoppegarten einzureichen. Die lan-
deseinheitlichen Formblatter sind im Internet unter
www.mil.brandenburg.de sowie beim Landesbetrieb
Stralenwesen erhiltlich.

Die Antrédge entsprechend dem Muster in Anlage 1 ein-
schlieBlich der erforderlichen Anlagen sind in der Re-
gel in einfacher Ausfertigung einzureichen.

Der Antragsteller erhélt nach Priifung durch die Bewil-
ligungsbehérde gemdl Nummer 7.3.1 einen entspre-
chenden Priifbescheid, eventuell verbunden mit Auf-
lagen. Die Antragsunterlagen verbleiben bei der Be-
willigungsbehorde gemél Nummer 7.3.1.

Inhalt des Antrages

Dem Antrag sind mindestens folgende Unterlagen bei-
zufligen:

- Beschreibung der Maflnahme mit Nachweis der
Forderfahigkeit nach Nummer 2,

- Darlegung, in welcher Weise die Mainahme nach
Art und Umfang zur Verbesserung der Verkehrs-
verhiltnisse erforderlich ist und im Verkehrsent-
wicklungsplan oder einem fiir die Beurteilung
gleichwertigen Plan vorgesehen ist, einschlieBlich
eines entsprechenden Auszugs aus dem Ver-
kehrsentwicklungsplan oder einem fiir die Beurtei-
lung gleichwertigen Plan - gegebenenfalls ergéinzt
durch rechtsgiiltigen Luftreinhalteplan geméf § 47
BImSchG und/oder einen Larmaktionsplan geméf
§ 47d BImSchG,

- Ergebnis der Abstimmung mit stiddtebaulichen
Malnahmen oder anderen MalB3nahmen, die bau-
lich im Zusammenhang stehen, insbesondere Tief-
baumafinahmen der Triger 6ffentlicher Belange,

- Bauentwurfsunterlagen (Plane, Regelquerschnitte)
in Anlehnung an die Richtlinien fiir die einheit-
liche Darstellung von Entwurfsunterlagen im Stra-
Benbau, soweit fiir die Prifung der Forderungs-
voraussetzungen nach Nummer 4.1 erforderlich

723
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(Honorarordnung fiir Architekten und Ingenieure,
Leistungsstufe 4). Im Erlduterungsbericht sind die
verkehrliche, stddtebauliche und umweltbedeut-
same Dringlichkeit des Vorhabens eingehend dar-
zulegen sowie Art und Umfang der Verbesserung
zu erldutern (einschlieBlich Nachweis {iber derzei-
tiges und zukiinftiges Verkehrsaufkommen),

- Angaben iiber die Vorbereitung des Vorhabens,
insbesondere iiber den Stand des Grunderwerbs,
die planungsrechtlichen Voraussetzungen (Bau-
leitplan/Planfeststellung), eventuell die Beteili-
gungsbereitschaft Dritter sowie {iber die erfolgte
Abstimmung mit stddtebaulichen Malnahmen
oder anderen Mafinahmen, die baulich mit der
Stralenbaumafnahme im Zusammenhang stehen,

- zusammenfassende Darstellung der Finanzierung
einschlieBlich der zuwendungsfihigen Ausgaben
und der Komplementérfinanzierung sowie des vor-
gesehenen Bauablaufs (Bauzeitplan),

- Nachweis der eigenen Verkehrsbedeutung beim
Bau einzelner Abschnitte,

- Nachweis der Wahrung der Sparsamkeit und Wirt-
schaftlichkeit auf der Grundlage einschldgiger Ver-
ordnungen, Richtlinien (zum Beispiel Richtlinie
fiir die Standardisierung des Oberbaus von Ver-
kehrsfldchen) etc. und nachgewiesener fachtechni-
scher Erkenntnisse.

Vorlage des Antrages

Der Antrag ist beim Landesbetrieb Stralenwesen mit
den Unterlagen nach Nummer 7.2.2 bis zum 31. Mérz
des Jahres zu stellen, das dem vorgesehenen Beginn
der MaBinahme vorausgeht.

Priifung des Antrages

Die Priifung der Antrdge erfolgt durch den Landes-
betrieb Straenwesen.

Der Landesbetrieb StraBenwesen kann weitere Unter-
lagen, die zur Feststellung der zuwendungsféhigen
Ausgaben oder generell zur Beurteilung einer Maf3-
nahme erforderlich sind, beim Antragsteller nachfor-
dern. Das kann auch die Durchfiihrung eines Verkehrs-
sicherheitsaudits beinhalten.

Die baufachliche Priifung wird nach den Grundsétzen
der Nummer 6 VVG zu § 44 LHO durchgefiihrt. Die
zustdndige staatliche Bauverwaltung im Sinne von
Nummer 6.1 VVG zu § 44 LHO ist fiir den Bereich
dieser Forderrichtlinie der Landesbetrieb Stra3enwe-
sen Brandenburg.

Als Ergebnis der Antragspriifung wird ein Priifver-
merk gefertigt.

Antrége, die dem Grunde nach forderfahig sind, aber
wegen unzureichend verfiigbarer Haushaltsmittel nicht
bewilligt werden konnen, behalten fiir bis zu drei Pro-
grammjahre ihre Giiltigkeit.
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7.3

7.3.1

732

73.3

73.4

7.3.5

7.3.6

7.3.7
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Kann dem Antrag nicht entsprochen werden, ist dies
dem Antragsteller unter Angabe der Griinde mitzutei-
len. Die Antragsunterlagen sind zur Entlastung der Be-
willigungsbehdrde an den Antragsteller zuriickzusen-
den.

Forderantriage behalten bis zu drei Programmyjahre ihre
Giltigkeit, sofern sie nicht vorher vom Antragsteller
zuriickgezogen werden oder die Bewilligungsbehorde
das Projekt als nicht forderfahig einstuft.

Bewilligung

Bewilligungsbehorde ist der Landesbetrieb Straflen-
wesen (LS).

In dem Zuwendungsbescheid werden insbesondere
festgelegt:

- Hohe der Zuwendungen mit einem Prozentsatz der
zuwendungsfahigen Ausgaben,

- Zeitraum der Mittelbereitstellung (Bewilligungs-
zeitraum),

- Durchfiihrungszeitraum,

- Nebenbestimmungen gemil § 36 des Verwal-
tungsverfahrensgesetzes.

Der Zuwendungsbescheid ist Voraussetzung flir den
Beginn der FordermafBinahme. Ein vorzeitiger Maf3-
nahmenbeginn ist nur in Ausnahmeféllen auf Antrag
moglich.

Anderungen eines Zuwendungsbescheides sind auf
Antrag gemdB Nummer 4.3 VVG zu § 44 LHO zu re-
geln.

Der Antragsteller hat die fiir die Erstellung eines Zu-
wendungsbescheides notwendigen und vollstéindig aus-
gefiillten Unterlagen innerhalb von drei Monaten nach
Mitteilung iiber die Programmaufnahme dem Landes-
betrieb Stralenwesen vorzulegen. Andernfalls wird
das Vorhaben um mindestens ein Programmjahr zu-
riickgestellt. Im begriindeten Einzelfall kann diese
Frist auf Antrag um bis zu drei Monate durch den Lan-
desbetrieb Stralenwesen verldngert werden.

Geforderte Mafinahmen sind nach Mafigabe des 6f-
fentlichen Vergaberechts auszuschreiben. Das Submis-
sionsergebnis ist der Bewilligungsbehdrde gemail
Nummer 7.3.1 unmittelbar nach Vergabe vorzulegen.

Bei der Forderung abgestufter Landesstrallen gemal
Nummer 2 Buchstabe i muss der Eigenmittelanteil des
Antragstellers an den Gesamtkosten des Vorhabens
mindestens der Hohe des im Zuge der Abstufung
vom Land gezahlten Einstandes gemdl § 11 Absatz 4
BbgStrG als Eigenmittel entsprechen.

Sofern die beantragte FordermaBinahme lediglich ei-
nen beziehungsweise mehrere Teilabschnitte des zuvor

7.4

7.4.1

7.4.2

743

7.4.4

7.5

abgestuften Stralenabschnittes umfasst, so sind die
erforderlichen Eigenmittel an den Gesamtkosten antei-
lig zu ermitteln. Maf3geblich ist hierfiir das Verhiltnis
der Streckenldngen des Fordervorhabens zur Gesamt-
lange des gemédl § 11 Absatz 4 BbgStrG abgestuften
StraBenabschnittes.

In jedem Falle darf dabei der Zuwendungsemptinger
nicht schlechter gestellt werden als bei der Inanspruch-
nahme des Regelfordersatzes geméll Nummer 5.4.1.

Auszahlung der Mittel/Rechnungslegung

Der Landesbetrieb StraBenwesen veranlasst die Aus-
zahlung der bewilligten Mittel auf der Grundlage der
Mittelanforderung (Muster in Anlage 3) des Zuwen-
dungsempfangers.

Der Zuwendungsempfanger darf die Zuwendung nur
soweit und nicht eher anfordern, als sie innerhalb von
zwei Monaten nach der Auszahlung fiir fallige Zahlun-
gen bendtigt wird.

Die Rechnungen der Liefernden und/oder Leistenden
sind von den Zuwendungsempfangern zu begleichen.
Die Verwendung von Fordermitteln zur Begleichung
der Rechnungen hat anteilig und zeitgleich unter Ver-
wendung der im Zuwendungsbescheid festgelegten
Eigenanteile und Anteile Dritter zu erfolgen.

Der Landesbetrieb Stralenwesen meldet bis zum
8. des Monats den Gesamtmittelbedarf des nachsten
Monats an das zustindige Ministerium.

Nachweis der Verwendung

Der Zuwendungsempfinger hat die bestimmungs-
gemife Verwendung der Fordermittel nachzuweisen.

Hierzu ist dem Landesbetrieb Stralenwesen ein Ver-
wendungsnachweis nach den Allgemeinen Neben-
bestimmungen fiir Zuwendungen zur Projektforderung
an Gemeinden (GV) (ANBest-G) entsprechend dem
Muster in den Anlagen 4a und 4b vorzulegen.

Der Verwendungsnachweis ist innerhalb von sechs
Monaten nach Erfiillung des Zuwendungszwecks, spa-
testens jedoch nach Ablauf des sechsten auf den Be-
willigungszeitraum folgenden Monats vorzulegen.

Dem Verwendungsnachweis sind mit der Bauausfiih-
rung tbereinstimmende Bestandsunterlagen beizufii-
gen, aus denen der Umfang der ausgefiihrten Arbeiten
in wesentlichen Teilen zu erkennen ist.

Bei der Priifung der Verwendung sind mindestens
10 Prozent des jahrlichen Haushaltsansatzes umfas-
send zu priifen. Hierzu hat der Zuwendungsempfinger
neben der Anlage 4a auch die Anlage 4b zu verwen-
den.
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In allen iibrigen Fallen geniigt der zahlenméBige Nach-
weis der Verwendung gemédl Anlage 4a (vereinfachter
Verwendungsnachweis).

Priifung der Verwendung

Die Priifung der Verwendungsnachweise erfolgt durch
den Landesbetrieb Stralenwesen.

Der Landesbetrieb Stralenwesen bescheinigt, dass das
Vorhaben im Wesentlichen in Ubereinstimmung mit
dem Antrag, unter Beriicksichtigung der Ergebnisse
der Antragspriifung und den Auflagen im Zuwen-
dungsbescheid ausgefiihrt ist.

Die Priifungsergebnisse sind in einem Priifprotokoll
niederzulegen. Bei besonders festgelegten MaBnah-
men sind dem zustédndigen Ministerium die jeweiligen
Priifvermerke zuzustellen.

Das zustindige Ministerium sowie die priifenden Be-
horden sind berechtigt, die Verwendung der Zuwen-
dungen vor Ort oder durch Einsicht in oder Anforde-
rung von Biichern, Belegen einschlieBlich Ausgabe-
blittern und sonstigen Projekt- oder Geschéftsunter-
lagen zu priifen.

Der Zuwendungsempfanger hat wéhrend der Durch-
fithrung der Maflnahme und nach deren Abschluss die
erforderlichen Unterlagen bereitzuhalten, die notwen-
digen Auskiinfte zu erteilen und entsprechende ort-
liche Erhebungen zu ermdglichen. Sofern gemaif
Nummer 5.6 dieser Richtlinie im Zuwendungs-
bescheid eine Zweckbindung von 15 Jahren festgelegt
ist, verldngert sich die in Nummer 7.7 ANBest-G fest-
gelegte Aufbewahrungsfrist fiir simtliche Unterlagen
zur geforderten MaBnahme (Rechnungen, Belege
usw.) entsprechend.

Uber die Durchfiihrung der Forderprogramme des
vorausgegangenen Haushaltsjahres und iiber die er-
reichten Ergebnisse und Effektivititen ist dem zustén-
digen Ministerium durch den Landesbetrieb Straflen-

7.7

7.7.1

7.72

7.7.3

8.1

8.2

wesen bis zum 15. April des Folgejahres Bericht zu
erstatten.

Zu beachtende Vorschriften

Fiir die Bewilligung, Auszahlung und Abrechnung der
Zuwendungen sowie fiir den Nachweis und die Prii-
fung der Verwendung und die gegebenenfalls erfor-
derliche Aufhebung des Zuwendungsbescheides, die
Riickforderung der gewidhrten Zuwendung sowie Zins-
anspriiche gelten die Verwaltungsvorschriften zu § 44
LHO, soweit nicht diese Richtlinie Abweichungen zu-
lasst.

Das zustdndige Ministerium kann auf der Grundlage
dieser Richtlinie und unter Beachtung von Num-
mer 1.3 Ergdnzungen verfiigen.

Die im Rahmen der vorliegenden Richtlinie ausge-
reichten Forderungen sind Subventionen, deren miss-
brauchliche Inanspruchnahme nach dem Brandenbur-
gischen Gesetz gegen den Missbrauch von Subven-
tionen vom 11. November 1996 (GVBIL. I S. 306) gere-
gelt ist.

Uberleitungsvorschriften

Fiir laufende FérdermafBnahmen behalten die ihnen je-
weils zugrunde liegenden Fassungen der Rili KStB Bbg
ihre Giiltigkeit, auch wenn diese Forderrichtlinien be-
reits auBer Kraft getreten sind.

Die verbindliche Anwendung der fiir das Land Bran-
denburg festgelegten technischen Regelwerke gilt fiir
neue Forderantrdge, die nach dem 31. Mérz 2016 ein-
gereicht werden.

Inkrafttreten, Geltungsdauer

Diese Richtlinie tritt mit Wirkung vom 1. Januar 2016
in Kraft und gilt bis zum 31. Dezember 2019.
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10 Anlagen

Anlage 1

Antrag
auf Gewihrung einer Zuwendung fiir Malnahmen im kommunalen Stralenbau
zur Verbesserung der Verkehrsverhéltnisse der Gemeinden

........................................................ (ort) (Datum)

(Antragsteller mit vollstandiger Anschrift,
Tel.-Nr., Telefax-Nr. und Ansprechpartner)

An den

Landesbetrieb Stralenwesen Brandenburg
Lindenallee 51

15366 Hoppegarten

(Bewilligungsbehorde)

(Genaue Bezeichnung des Bauvorhabens)

Gewihrung einer Zuwendung
Ich beantrage/wir beantragen zur Durchfiihrung des vorgenannten Bauvorhabens eine Zuwendung nach der Richtlinie des Ministe-
riums fiir Infrastruktur und Landesplanung fiir die Forderung von Investitionen zur Verbesserung der Verkehrsverhdltnisse der Ge-

meinden des Landes Brandenburg (Rili KStB Bbg).

1. Das Vorhaben soll - im Haushaltsjahr 20.. - in den Haushaltsjahren 20.. bis 20.." nach den beiliegenden Unterlagen durchgefiihrt
werden. Mit der Durchfiihrung des Vorhabens ist noch nicht begonnen worden.

Folgende Unterlagen sind beigefiigt:

(siche Nummer 7.2.2 Rili KStB Bbg)

' Nichtzutreffendes bitte streichen
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2. Begriindung

Zur Notwendigkeit der Mallnahme (u. a. Standort, Konzeption, Ziel, Zusammenhang mit anderen Maflnahmen, Mafinahme dessel-
ben Aufgabenbereichs in vorhergehenden oder folgenden Jahren)

Muster fiir Notwendigkeit der MaBinahme

1. Die Malinahme ist Bestandteil des Verkehrsentwicklungsplanes oder eines dhnlichen Konzeptes vom ... 19../20.. und ist
darin in die SraBenKAtEZOTIC ........coiiiieiitiieteitei ettt ettt ettt ettt es et e et e et es e eb et es e et e st eseesesteseneeseabenees et eseeseneeae s eneaneneenen
eingeordnet.

2.  Standortcharakteristik:

3. Ziel:

4.  Landesinteresse an der Maflnahme:

5. Zusammenhang mit anderen Mafinahmen:

6. Malnahmen der Stralenbauférderung in vorhergehenden oder folgenden Jahren:

7.  Alternative Moglichkeiten:

(Als Anlage beifiigen: Text, Tabellen, Bestandszeichnungen, Fotos)

Zur Finanzierung der MafBlnahme (u. a. Eigenmittel, Forderhohe, Landesinteresse an der Malinahme, alternative Forderungs- und
Finanzierungsmoglichkeiten)
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3. Die GesamtKOSten DEIragen ettt h e e bt et e st et et et et bbbt neenean €
davon zuwendungsfahige KOSIEN ettt bbbt €
davon nichtzuwendungsfahige KOStEN et €

Die Finanzierung ist wie folgt vorgesehen:

a) Zuwendungen aus Landesmittell ettt €
b) Eigenmittel des ANtragstellers ettt n ettt ettt €
davon zuwendungsfahige KOSIEN e ettt b et aeereeneens €
davon nichtzuwendungsfahige KOSENn ettt enes €
C) BREItrge DIItIEr e ettt h bt bt h e bt h e n b e b et et e b e bbbt neenean €
Bei der beantragten Forderung handelt es sich um eine abgestufte Landesstraf3e Ja/Nein?
L ,vonAbschnitt ............c.cooiiiinint. bis Abschnitt ...,
a) Erhaltener Einstand gemifl § 11 Absatz 4 BDESIIG oottt ettt be s ene s s enean €
b) Gesamtldnge der ADSTUTUNG ettt b ettt ettt e m
c¢) Gesamtlidnge der beantragten FordermalBnahme ..o m
d) Zeitpunkt der Wirksamkeit der AbStUfUNE e (Tag/Monat/Jahr)

4. Von den voraussichtlich zuwendungsfahigen Ausgaben beantrage ich/beantragen wir fiir das Haushaltsjahr 20.. einen Teilbetrag
von:

(voraussichtlicher Jahresbedarf)

5. Fiir das Vorhaben werden in den folgenden Haushaltsjahren voraussichtlich benétigt (in Euro):
Haushaltsjahr Gesamtbetrag Zuwendungsfihige Ausgaben Zuwendung

20 i e neeeaeae e
20, i e e
20, e ettt ettt sttt
20 ettt sttt sttt

T KEEAINSTIUL oottt ettt et et s et e st eb e e eb e b e st e bt s es e b en e eb e s es e e b ea e es et e st e b ea s es et ea e e b e s es e b en e eb et es e et eneebeneeneateneenens
IBAN:
BIC:
(Unterschrift und Dienstsiegel des Antragstellers)
2

Nichtzutreffendes bitte streichen
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Anlage 2

immer in Verbindung mit Anlage 1 einreichen

Ermittlung der zuwendungsfihigen Ausgaben

Aufschliisselung jeweils gemif besonderer Anlage

VOTRADEI bbb e bk ek st h ettt h etk et b bttt b et b ekt neneaen
Gesamtkosten:
1. Grunderwerbskosten It. Kostenvoranschlag:! e €
Hiervon sind abzusetzen:?
a) die darauf entfallenden Anteile aus Beitrdgen Dritter
nach FStrG, BbgStrG, EKrG Usw. et €
nach BauGB, KAG e €
b) der Wert der Grundstiicke und Grundstiicksteile,
die nicht zuwendungsfahig SInd et €
c) sonstige nicht zuwendungsfahige Grunderwerbskosten e €
d) MEhrwertSteUCT ettt ettt et e €
Als nicht zuwendungsfahig sind abZUSELZEn ettt €
2. Baukosten It. Kostenvoranschlag s €
Hiervon sind abzusetzen:> e €
a) die darauf entfallenden Anteile aus Beitrdgen Dritter
nach FStrG, BbgStrG, EKrG usw. e €
nach BauGB, KAG e €
b) sonstige nicht zuwendungsfiahige Baukosten e €
c) Wert anfallender Stoffe oder Erlose aus ihrer VeruBerung oo €
d) Verwaltungskosten, insbesondere Kosten fiir
Entwurfsbearbeitung und BauaufSicht e €
Als nicht zuwendungsfahig sind abZUSEtZen e €
zuwendungsfahige Baukosten e €
30 S0NStIES ettt €
Zuwendungsfihige Ausgaben e €
' laut Richtlinie nicht forderfihig
2
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Anlage 3

(Antragsteller mit vollstandiger Anschrift,Tel.-Nr., Telefax-Nr. und
Ansprechpartner)

An den
Landesbetrieb StraBenwesen

(Bewilligungsbehorde)

Fiir die 0. g. Malnahme sind bisher Zuwendungen in HOhe vVON iNSZESAML .........ccoecveriiriiriiriiiieiieieieieietesie st ee e eee e €
bewilligt worden.

davon 20, . s € 20, e €
20, . e € 20, . e €
Der Bauauftrag ist erteilt worden. Mit den Bauarbeiten wurde am ...........ccooceveevevienienienienennnne. begonnen.

Fiir die 0. g. BaumafBinahme

- wurden bis zum €

- sind bis zum ...oooeiiiiiiee €
Hierauf wurden Zuwendungen abgefordert:

am €

am €

am €

am €

am €

am €

€

Riickzahlungen sind erfolgt am ... 10 HONE VON ..o €

AM e 10 HORE VON ..o €

Es wird hiermit eine Zuwendung beantragt in HOhe VON ...............oocooiiiiiiiiiiii e €

' Nichtzutreffendes bitte streichen
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Die beantragten Mittel sind zu iiberweisen an:

Kontoinhaber:
Kreditinstitut:

IBAN:

BIC:

Codierter Zahlungsgrund:

Diese UberweiSung SOI i IMONAL ..........c.ovuveeveeveeeeeeeeieeeeeeeeeseeseeees s ses s s s e sassa s s s s s s ses s eeasnassas s s s s s s s rasraerasean erfolgen.
Fiir das ... Quartal werden weitere? Abschlagzahlungen in HONE VOI ..........ccovvieiivirieiiiiieiiieeeieceeeeete e € erwartet.
Diese Mittel werden voraussichtlich innerhalb von zwei Monaten nach Auszahlung fiir die anteilige Begleichung von Rechnungen

gemaf} Baufortschritt bendtigt. Es ist bekannt, dass vorzeitig abgeforderte Mittel entsprechend der Festlegung in der LHO mit 5 Prozent
tiber dem jeweiligen Basiszinssatz nach § 247 BGB zu verzinsen sind.

(Rechtsverbindliche Unterschrift und Stempel des Zuwendungsempfangers)

2 Nichtzutreffendes bitte streichen



1188 Amtsblatt fiir Brandenburg — Nr. 37 vom 7. September 2016

Anlage 4a
- Vereinfachter Verwendungsnachweis -

Verwendungsnachweis fiir eine Zuwendung
zur Verbesserung der Verkehrsverhiltnisse der Gemeinde

(Zuwendungsempfanger und Tel.-Nr.) (Bewilligungsbehorde)

ZUWENAUNZSZWECK oottt e et e st e st e et e st e et enseeaeeesseeaeeeeeeaa e e e et e st easeenseeas e enseenseeneeaneeeneeneeeaneenne e bt enteenbeennean
Zuwendungsbescheid/e NI .....ccooioieiiiiiinee e VOTIL Lottiieiteitente ettt ettt ettt et b e bt s bbbttt eae st st sbeebeeneene
der BeWilliGUNGSDENOTAC/N ... ..veiiiiieiieietet ettt ettt ettt et s et st e e b et es et s et e st e s e s e st s et e st n e s eseseneesesen et esesene e esesenn

UDET o €
.. Anderungsbescheid' VOm ........ccccooovoviveieiieeceenn. TDCT et €
.. Anderungsbescheid' VOm .........c.ccccoovviveieieierieene. TDCT oo €
.. Anderungsbescheid' vom ..........ccccocooeeieeieiiiieiennn, iiber €
.. Anderungsbescheid' vom iiber €
wurde zur Finanzierung der o. a. Mafinahme
insgesamt DEWILIIGE ettt ettt ettt aeenean €
Es wurde insgesamt ausgezahlt e €
In Anspruch genommener Betrag et €

' Nichtzutreffendes bitte streichen
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I. Sachbericht

Kurze Darstellung der durchgefiihrten MaBinahme (u. a. Beginn, Mainahmedauer, Abschluss, Erfolg/Auswirkung der MaBnahme, er-
reichte Verbesserungen der Verkehrsverhiltnisse, Abweichung vom Zuwendungsbescheid zugrunde liegender Planungen, vom Finanz-
plan, bautechnische Daten - tatsdchliche Fliche/Lénge/Bauweise)

Muster fiir Sachbericht:

Das Bauvorhaben ... des kommunalen Stralenbaus liegt nach Nummer 2 Rili KStB Bbg in einer ...straBe. Es wurde im Haushalts-
jahr 20.. mit einer Zuwendung in Hohe von ... € mit einem Fordersatz von ... Prozent gefordert.

1. Darstellung der Baumafinahme

Das Bauvorhaben wurde auf der Grundlage der VOB, Teil A ausgeschrieben. Der Zuschlag wurde am ... 20.. erteilt. Nach der Aus-
fithrungsplanung vom ... 20.. erfolgte die Bauausfiihrung.

Mustertext fiir den Straffenbau:

Bauart/Befestigungsart Ldnge (m) Breite (m) Fldche (m?)

Moustertext fiir den Briickenbau:

1. Konstruktionsart BAUjahr ...........cocooooiiiiiiiiiiiiiiieee e
2. Briickentragfihigkeit
3. Briickenlinge:

GeSAMISHIZWEILE ........c.ocuveeieiniiaiiiiaieieeeeee e m

EinzelStitzweite ...............ccccoevvcieiieciniieiieieecaan m Anzahl der Felder ..................cccccccoeveiiininiininncinn,
4. BAURORE ... m Lichte HORE .......c..cooooueiiiiiiiiiaieieeeeee e m
5. Fahrbahnbreite ..............ccccccocovoiioinoiniiiiiicaeane m Fahrbahnfliche ...............cccccoioiioiiiiiiiiiiiiiiceee, m?
6. GEhWegbreite ...........ccccocoviiiieiiiieieeiiieeee e m GERWEGSLACKE ... m?
Die Bauausfiihrung erfolgte streng nach dem Prinzip der Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit.
2. Bauzeiten
Die Bauarbeiten wurden am ... 20.. begonnen und am ... 20.. beendet (Abnahme).
3. Besonderheiten und Probleme wihrend der Bauzeit, Abweichungen von der Ausfithrungsplanung
4. Angaben iiber Erfolg und Auswirkungen
Das Bauvorhaben hat einen Gesamtwertumfang von et €
davon waren Fordermittel et €

Damit wurde eine Verkehrsfliche von ... m? ausgebaut.

(Als Anlage beifiigen: Text, Tabellen, Bestandszeichnungen, Fotos)
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II. ZahlenmifBiger Nachweis

1. Einnahmen
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Art Laut Zuwendungsbescheid Laut Abrechnung
Eigenanteil, Leistungen Dritter, Zuwendungen € % € %
Eigenanteil
davon aus Einstandsmitteln?
Leistungen Dritter
(ohne offentliche Forderung)
Zinseinnahmen
Bewilligte offentliche Férderungen durch
Zuwendung
Insgesamt 100 100
2. Ausgaben
Laut Zuwendungsbescheid Laut Abrechnung
Zuwendungsfahige Zuwendung Zuwendungsfahige Zuwendung
Ausgaben Ausgaben
€ € € €

Gesamtkosten

2

Nur bei abgestuften Landesstraflen als Férdermafinahme
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3. Gegeniiberstellung der Fordermittel

1191

Laut Zuwendungsbescheid
(Zuwendung)
€

IST-Ergebnis laut Abrechnung
(Zuwendung)
€

Einnahmen (II.1)

Ausgaben (I1.2)

Mehr-/Minderausgaben

Riickzahlungen

Bemerkungen:

I11. Bestiitigung

Die vorgenannten Angaben stimmen mit dem Zuwendungsbescheid/den Anderungsbescheiden® und dem Bauausgabebuch iiberein.
In Kenntnis der strafrechtlichen Bedeutung unvollstdndiger oder falscher Angaben wird versichert, dass

- die Einnahmen und Ausgaben nach den Rechnungsunterlagen im Zusammenhang mit den geforderten Vorhaben angefallen sind

und mit den Baurechnungen iibereinstimmen,

- die nicht zuwendungsfahigen Betrige, Riickforderungen und Riickzahlungen abgesetzt wurden,

- die Zuwendung ausschlieSlich zur Erfiillung des im Bewilligungsbescheid néher bezeichneten Zuwendungszwecks verwendet

wurde,

- die im Zuwendungsbescheid, einschlieflich der dort enthaltenen Nebenbestimmungen, genannten Bedingungen und Auflagen

eingehalten wurden,

- keine Zinsen oder sonstigen Gewinne erwirtschaftet beziehungsweise diese als Einnahmen abgesetzt wurden.

Dem Unterzeichner ist bekannt, dass die Zuwendung im Falle zweckwidriger Verwendung der Riickforderung und Verzinsung unter-

liegt.

(Ort, Datum) (Rechtsverbindliche Unterschrift, Dienstsiegel)

3

Nichtzutreffendes bitte streichen
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IV. Ergebnis der Priifung durch die gemeindliche/kreisliche Rechnungspriifung

(nur erforderlich, wenn bereits eine gemeindliche/kreisliche Priifung durchgefiihrt wurde)

Der Verwendungszweck wurde anhand der vorliegenden Unterlagen gepriift.
Es ergaben sich keine - die nachstehenden -* Beanstandungen.

(Ort, Datum) (Dienststelle, Unterschrift)

V. Ergebnis der Priifung durch die Bewilligungsbehorde

Der Verwendungszweck wurde anhand der vorliegenden Unterlagen gepriift.
Es ergaben sich keine - die nachstehenden -* Beanstandungen.

(Ort, Datum) (Dienststelle, Unterschrift)

4 Nichtzutreffendes bitte streichen
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Anlage 5

Begriffsbestimmung und Abgrenzung
der Fordertatbestinde

Abbruchkosten

Abbruchkosten zdhlen zu den Baukosten. Fallen sie vor Ertei-
lung des Bewilligungsbescheides an, so sind sie grundsétzlich
nicht zuwendungsfihig. Bei erheblicher zeitlicher Differenz
zwischen Abbruch und Baubeginn gibt es jedoch die Moglich-
keit, die entstehenden Kosten in die Zuwendungstihigkeit mit
einzubeziehen, wenn

a) der Abbruch als vorzeitiger Maflnahmebeginn fiir forde-
rungsunbedenklich erklédrt wird. Dies sollte aber nur dann
geschehen, wenn die Kosten des Abbruchs tatsachlich er-
heblich sind.

b) der Abbruch als Vorsorge- beziechungsweise Vorfinanzie-
rungsmafinahme im Zusammenhang mit einem Vorhaben
der stédtebaulichen Erneuerung oder der Neuordnung der
ErschlieBung anerkannt wurde. Mafigeblich fiir die Defini-
tion des Maflnahmebeginns sind die Vorschriften der Lan-
deshaushaltsordnung.

Abnahmekosten

Kosten fiir bauaufsichtliche Abnahmen sind nicht forderungs-
féhig, weil sie unter Verwaltungskosten zu rechnen sind.
(vergleiche Verwaltungskosten)

Abstufung

Der erhohte Fordersatz gemdl Nummer 5.4 Rili KStB Bbg
kommt nur in den Fillen zur Anwendung, wo die Abstufung
einer Landesstrafle einvernehmlich zwischen dem Land und
dem kiinftigen kommunalen Baulasttréger erfolgt ist.

Archiologische Begleitkosten

Nach § 5 des Brandenburgischen Denkmalschutzgesetzes kon-
nen abgegrenzte Flichen, die bekannte oder nach begriindeter
Vermutung Bodendenkmale von besonderer Bedeutung bergen,
zu Grabungsschutzgebieten erkldrt werden. Soweit in ein Denk-
mal eingegriffen wird, hat der Veranlasser des Eingriffs die
Kosten zu tragen. Die in diesem Rahmen beim Baulasttrager
anfallenden Kosten kénnen bis zu 50 Prozent der Gesamtkosten
als zuwendungsféhig anerkannt werden.

Aufstufung

Mit Mitteln des Gemeindeverkehrsfinanzierungsgesetzes (GVFG)
beziehungsweise den Folgemitteln entsprechend der Richtlinie

geforderte Strallen diirfen nicht sofort nach ihrer Fertigstellung
aufgestuft werden, weil das GVFG beziehungsweise die vorlie-
gende Richtlinie die Férderung von Mafinahmen in der Baulast
der Gemeinden zum Zweck hat und deshalb die gebaute oder
ausgebaute Strafle fiir einen gewissen, im Einzelfall zu bestim-
menden Zeitraum in der Baulast der Gemeinde verbleiben
muss.

(vergleiche Baulasttriger, Zweckbindungsfrist)

Ausbau

Erfolgt eine Verbesserung des Verkehrswertes durch eine Neu-
aufteilung bezichungsweise Verbreiterung der Verkehrsflachen
oder eine Erhohung der Belastbarkeit beziehungsweise Trag-
fahigkeit von Verkehrsflachen (einschlielich Briicken), liegt
ein forderungsfahiger Ausbau vor.

Baukosten

Zu den zuwendungsfdhigen Baukosten gehdren die Bauteile,
Einrichtungen und Anlagen fiir die nach dem Stand der Technik
verkehrsgerechte und betriebssichere Ausfithrung des Vorha-
bens sowie die notwendigen FolgemalBnahmen. Hierzu werden
gerechnet:

- Ausfiihrungsstatik einschlieflich der zugehdrigen Ausfiih-
rungsunterlagen,

- Priifstatik von Ingenieurbauwerken,

- Haftpflicht- und Bauwesenversicherung,

- Vermessungsarbeiten, soweit nicht nach § 3 Nummer 2 der
Verdingungsordnung fiir Bauleistungen - Teil B - (VOB/B)
Sache des Auftraggebers,

- Freimachen des Baugeldndes einschlieflich Kampfmittel-
beseitigung,

- Baugrunduntersuchung wéhrend der Baudurchfiihrung (ver-
gleiche DIN 4020 Nummer 5),

- Baustoffpriifungen,

- Bestandsaufnahmen nach § 3 Nummer 4 VOB/B (nach
Wertermittlungsrichtlinien) zur Beweissicherung,

- Gutachten, die wihrend der Bauausfithrung noch notwen-
dig werden,

- SchutzmaBnahmen nach dem Bundes-Immissionsschutz-
gesetz (BImSchQG),

- Brand- und Wasserschutzanlagen,

- Lichtzeichenanlagen einschlielich der zugehdrigen Steue-
rungsanlagen,

- Sicherung bezichungsweise Absperrung der fertiggestellten
Anlage bis zur Inbetriebnahme, soweit sie nicht vom Trager
des Vorhabens durchgefiihrt werden kann,

- Wiederherstellungsarbeiten (zum Beispiel bauliche Anla-
gen, Griinanlagen) unter Beriicksichtigung eines moglichen
Wertausgleichs,

- Bepflanzung,

- Ausgaben fiir Winterbaumafinahmen,

- Entschiadigungsleistungen fiir Einwirkungen auf benach-
barte Grundstiicke,

- Umsatzsteuer, soweit nicht im Vorsteuerabzug absetzbar,

- Investitionssteuer.
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Baulasttriger

Wird eine Strafle mit dem Ziel gebaut, dass die Baulast nach der
Fertigstellung auf den Bund beziehungsweise auf das Land
iibergehen soll, ist eine Forderung aus Mitteln zur Verbesserung
der Verkehrsverhéltnisse der Gemeinden ausgeschlossen. Vor-
haben, die in den Bedarfsplanen des Bundes beziechungsweise
eines Landes ausgewiesen sind, sind nicht forderungsfahig.
(vergleiche Aufstufung)

Bauliche Erhaltung

Im Regelfall werden im Rahmen der Baulichen Erhaltung die
Substanzerhaltung und die grundhafte Erhaltung (Erneuerung)
der freien Strecken, der Ortsdurchfahrten sowie der Ingenieur-
bauwerke durchgefiihrt. Die Verkehrsflichen werden in Grund-
und Aufriss und Querschnitt nicht wesentlich veréndert und/
oder erweitert.

MaBnahmen zur Baulichen Erhaltung im Sinne dieser Forder-
richtlinie werden in den ,,Richtlinien fiir die Planung von Erhal-
tungsmafBinahmen an Stralenbefestigungen (RPE-Stra 01)* der
FGSV als ,,E1-/E2-Mallnahmen® bautechnisch definiert.

Bauliche Unterhaltung

Zur Baulichen Unterhaltung zédhlen 6rtlich-punktuelle Mafinah-
men kleineren Umfangs zur Substanzerhaltung von Verkehrs-
flichen (Fahrbahnen, Radwege), die mit geringem Aufwand in
der Regel sofort nach dem Auftreten eines ortlich begrenzten
Schadens von Hand oder maschinell ausgefiihrt werden, wie
zum Beispiel kleinflachige Flickarbeiten, Vergieflen von Ris-
sen.

In Abgrenzung zur Baulichen Erhaltung werden im Rahmen der
Betrieblichen Unterhaltung zum Beispiel die Wartung, Pflege
und Reinigung einschlieflich Winterdienst der Fahrbahnen,
Radwege, Nebenanlagen (wie Randstreifen, Grdben, Durchlds-
se, Ingenieurbauwerke) und der Ausstattung (wie Verkehrszei-
chen, Leit- und Schutzeinrichtungen) ausgefiihrt.

Behindertengerechte Baumafinahmen

Voraussetzung fiir die Forderung ist, dass das Vorhaben die
Belange behinderter und anderer Menschen mit Mobilitéts-
beschrankungen beriicksichtigt und den Anforderungen der
Barrierefreiheit moglichst weitreichend entspricht. Bei der
Vorhabenplanung sind die kommunalen Behindertenbeauf-
tragten oder Behindertenbeirdte anzuhdren. Verfiligt eine Ge-
bietskorperschaft nicht iiber Behindertenbeauftragte oder Be-
hindertenbeirite, sind stattdessen die entsprechenden Verbén-
de im Sinne des § 5 des Behindertengleichstellungsgesetzes
anzuhdren.

Beleuchtungsanlagen

Die Forderung von Beleuchtungsanlagen wird generell ausge-
schlossen.

Bestandspline/Bauwerksbiicher

Bestandsplédne werden nicht den Verwaltungskosten zugeord-
net, sondern den zuwendungsfahigen Baukosten.

Das betrifft die Kosten fiir

- Bestandsvermessungen sowie erstmalige Erstellung von
Bestandszeichnungen bei Bestandsaufnahmen von Strafien
und Ingenieurbauwerken (bei Bauabschluss),

- Aufstellung der Bauwerksbiicher,

- Aufstellung der Bestandspldne (bei Anfertigung der Be-
standsunterlagen fiir Ingenieurbauwerke).

Betriebserschwerniskosten

Betriebserschwerniskosten des Baulasttrigers selbst sind in
keinem Fall zuwendungsfahig, daher auch keine Beriicksichti-
gung eines Wertausgleichs; Betriebserschwerniskosten eines
Dritten sind zuwendungsfahig.

Eigenleistungen

Leistungen, die der Zuwendungsempfanger erbringt, sind nicht
forderfahig, auch wenn sie nach der Richtlinie zuwendungs-
fahig wéren. Es konnen nur Leistungen Dritter abgerechnet und
gefordert werden.

Eisenbahnkreuzungsgesetz (EKrG)

a) Forderfahigkeit von Kostenanteilen der Verkehrsinfrastruk-
turunternehmen

Investitionszuschiisse konnen in Ausnahmefillen auf den
Kostenanteil von Verkehrsinfrastrukturunternehmen an
Kreuzungsmafinahmen verwendet werden. Solche Investi-
tionszuschiisse sollen in der Regel nur dann gewihrt wer-
den, wenn es sich um kostenaufwendige MaBlnahmen zur
Beseitigung von Bahniibergdngen innerhalb geschlossener
Ortschaften handelt.

b) Verwaltungskosten nach dem EKrG - Umfang der zuwen-
dungsfahigen Kostenanteile

Nach dem EKrG wird die volle Kostenmasse (einschlief3-
lich Verwaltungskosten, Probebohrungen usw.) aufgeteilt.
Die Verwaltungskosten bei EKrG-Maflnahmen sind nicht
zuwendungsfahig.

Erhaltungsmafinahmen

Forderfahig sind ausschlieBlich Malnahmen der baulichen Er-
haltung im Sinne dieser Forderrichtlinie. Dagegen sind Maf3-
nahmen der baulichen Unterhaltung nicht forderfahig.
Fahrradwege

Eine Forderung von Fahrradwegen ist grundsitzlich moglich,
wenn ein Zusammenhang mit einer nach der Richtlinie des
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Ministeriums fiir Infrastruktur und Landesplanung zur Forde-
rung von Investitionen zur Verbesserung der Verkehrsverhalt-
nisse der Gemeinden des Landes Brandenburg - Teil kommu-
naler StraBenbau - (Rili KStB Bbg) forderfahigen Strafie
gegeben ist.

Die nachtrigliche Anlage separater Radwege und die bauliche
Neuaufteilung des StraBenraumes zur Anlage von Radverkehrs-
flichen an forderungsfdhigen Stralen sind forderungsfihige
Ausbaumafinahmen.

Selbststindig gefiihrte Radverkehrsanlagen in kommunaler
Baulasttragerschaft konnen forderfahig sein. Es muss sich - wie
bei den Straflen fiir den motorisierten Verkehr auch - um fiir den
Radverkehr wichtige Wege handeln. Die kommunalpolitische
Zielsetzung muss durch die entsprechende Ausweisung im Fla-
chennutzungsplan der Gemeinde oder durch besondere Darstel-
lung in einem fiir die Beurteilung gleichwertigen Plan zum
Ausdruck gebracht werden.

Mit einer Wegweisung fiir den Radverkehr wird der Radver-
kehr auf sicheren und verkehrsgiinstigen Radrouten gefiihrt.
Die Wegweisung fiir den Radverkehr stellt ein eigenstdndiges
. Verkehrsleitsystem™ dar. Sie dient der Optimierung, der Si-
cherheit und Leichtigkeit des gesamten Stralenverkehrs, insbe-
sondere des Radverkehrs.

Die Wegweisung fiir den Radverkehr geméll den ,,Hinweisen
zur wegweisenden Beschilderung fiir den Radverkehr im Land
Brandenburg (HBR Brandenburg)® ist als Verkehrsleitsystem
forderfahig. Voraussetzung ist die Ausweisung in einem Rad-
verkehrsplan der Kommune oder des Landkreises.

Zur Festlegung der Breite der Radwege sind die Bestimmungen
der StVO und der Verwaltungsvorschrift zur StVO zu beriick-
sichtigen, die auf die die anerkannten Regeln der Technik und
Rechtsprechung repréasentierenden Empfehlungen fiir Planung,
Entwurf und Betrieb von Radverkehrsanlagen verweisen.

Grunderneuerung

Die Grunderneuerung ist entsprechend der Richtlinie fiir die
Planung von Erhaltungsmafnahmen an Stralenbefestigungen,
Ausgabe 2001 (RPE-Stra 01) die wesentliche Verbesserung des
Gebrauchswertes ortsfester Verkehrsanlagen durch Erneuerung
einzelner oder mehrerer Komponenten.

Die Wiederherstellung einer vorhandenen Verkehrsanlage nach
deren Abnutzung dient der Erhaltung des urspriinglichen Ver-
kehrswertes und ist Grunderneuerung.

Dabei wird das Abfrédsen einer Verschleiflschicht und die darauf
folgende Erneuerung dieser Deckschicht nicht als wesentliche
Verbesserung angesehen.

Das Aufbringen einer neuen Deckschicht oder eine Oberfld-
chenbehandlung wird der Instandsetzung zugerechnet und ist
somit nicht forderfahig.

Kontaminierungen
1. Grundsatz:

Den Baugrund stellt der Auftraggeber (= Projekttriger), die
Kostentragungspflicht liegt bei ihm.

Der Auftraggeber - Projekttriager - zeichnet gegeniiber dem
Auftragnehmer verantwortlich fiir den Grund und Boden, auf/
in dem gebaut wird. Er trigt das Risiko beim Auffinden von
Kontaminierungen. Insofern ist er verpflichtet, die Zuwen-
dungsgeber iiber die moglichen Risiken umfassend zu infor-
mieren. Es liegt also in seiner Verantwortung,

- sich bereits beim Erwerb von Grund und Boden bezie-
hungsweise bei Sicherung von Grunddienstbarkeiten ein
Bild von der Situation zu machen,

- im Rahmen der Baugrunduntersuchungen im Planungs-/
Vorbereitungsstadium die Situation beziiglich kontaminie-
render Stoffe zu erfassen und zu bewerten,

- Planungsalternativen aufzuzeigen, die Eingriffe in konta-
minierte Bereiche vermeiden beziehungsweise minimieren,

- erforderliche Sanierungsmafinahmen zu planen und die zu-
gehdrigen Kosten zu ermitteln, soweit sie zur Losung der
verkehrlichen Aufgabe erforderlich sind (Beriicksichtigung
im Finanzierungsantrag).

2. Grundsatz:

Grundsitzlich besteht Regressanspruch gegeniiber dem Grund-
eigentiimer bezichungsweise dem Verursacher der Kontaminie-
rung.

Der Projekttrager hat zu priifen, inwieweit ein Anspruch in der
Kostentragungspflicht gegentiber Dritten besteht. Im Einzelfall
ist zu priifen, inwieweit aufgrund fritherer rechtlicher Gegeben-
heiten die Sanierungspflicht unbillig oder nicht zumutbar ist.
Das Priifergebnis ist gegeniiber dem Zuwendungsgeber zu do-
kumentieren.

3. Grundsatz:

Es ist zu unterscheiden zwischen Kontaminierung mit und ohne
gesetzlich normierte Pflichten zum Einschreiten.

Bei Kontaminierung mit Einschreitungspflicht (Gefahr fiir die
Umwelt, insbesondere das Grundwasser) ist eine Sicherung
oder Sanierung auch ohne die Baumafinahme grundsitzlich er-
forderlich. Bei Kontaminierung ohne Einschreitungspflicht
geht keine unmittelbare Gefahr fiir die Umwelt aus, es sind kei-
ne direkten Sicherungs- oder Sanierungsmafinahmen erforder-
lich. Kosten entstehen erst durch die ,,Zustandsstorung™.

Kosten bei Kontaminierung mit Einschreitungspflicht sind
grundsétzlich nicht zuwendungsfahig. Sofern die Sicherung/
Sanierung des Bodens auch ohne Zustandsstérung durch die
Baumafinahme zwingend erforderlich ist, ist die Zuwen-
dungsfahigkeit der insoweit entstehenden Kosten nicht gege-
ben.
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Kosten bei Kontaminierung ohne Einschreitungspflicht sind zu-
wendungsfihig, soweit Regressanspriiche nicht realisiert wer-
den konnen. Die Sanierung und Sicherung des Bodens wird erst
als Folge der Baumafinahme notwendig. Von daher kdnnen die
Kosten - soweit Regressanspriiche nachweislich nicht realisiert
werden kdnnen - grundsétzlich den Baukosten zugerechnet und
als zuwendungsfahig anerkannt werden.

Kiinstlerische Mafinahmen

Beim Stralen- und Briickenbau sind Kosten fiir die kiinstleri-
sche Ausgestaltung nicht zuwendungsfahig.

Larmvorsorge/Lirmsanierung

MaBnahmen der Larmvorsorge sind im Zuge von Neubau-
und Ausbaumalnahmen an verkehrswichtigen kommunalen
Straflen nach den Erfordernissen der Sechzehnten Verordnung
zur Durchfiihrung des Bundes-Immissionsschutzgesetzes (Ver-
kehrslarmschutzverordnung - 16. BImSchV) im Rahmen des
aktiven Schallschutzes (Schallschutzwinde und Schallschutz-
wille) zuwendungsféhig. Passiver Schallschutz wird von der
Forderung ausgenommen.

Eine nachtrigliche Larmsanierung an bestehenden kommuna-
len Straffien und Ingenieurbauwerken ist nicht zuwendungsfahig.

Leasing-Finanzierung

Im Rahmen des Zuwendungsrechts sind keine finanziellen Vor-
teile gegeniiber der direkten Finanzierung erkennbar.

Die Fordermittel zur Verbesserung der Verkehrsverhéltnisse der
Gemeinden dienen als Investitionshilfen der direkten Finanzie-
rung eines Vorhabens. Leasingkosten sind dagegen als Be-
triebsmittel anzusehen und konnen nicht gefordert werden.

Miingelbeseitigung

Die Méngelbeseitigung gehort noch zum Bau oder Ausbau, da
der Bau oder Ausbau nicht als abgeschlossen angesehen wer-
den kann, solange noch Mingel in der Ausfithrung bestehen.
Durch Mangelbeseitigung zusitzlich entstehende Kosten, weil
die bauausfithrende Firma in Konkurs gegangen ist oder aus
anderen Griinden nicht zur Gewihrleistung herangezogen wer-
den kann, sind zuwendungsfahig.

Markierungen

Markierungen, die im Zusammenhang mit der geforderten Bau-
mafnahme ausgefiihrt werden, sind forderfahig.

Das nachtriigliche Anbringen oder die Anderung einer bloBen
Fahrbahnmarkierung auf bestehenden Strafen fiir sich allein ist
nicht als AusbaumafBinahme anzusehen und deshalb nicht for-
derféhig.

Mafinahmebeginn

Die Malinahme beginnt mit der Erteilung des Zuschlags an die
im Ausschreibungsverfahren ausgewihlte Baufirma.

Bei Baumafinahmen im Zusammenhang mit Maflnahmen des
Landesbetriebes Stralenwesen an Bundes- und Landesstra3en
ergibt sich der MaBnahmebeginn zum Bau der forderfahigen
Nebenanlagen aus der entsprechenden Vereinbarung mit dem
Landesbetrieb Stralenwesen zum Baubeginn.

Mittelriickfliisse/Riickforderungen

Grundlage fiir die Riickforderung von Fordermitteln einschlief3-
lich Verzinsung sind die §§ 48, 49, 49a des Verwaltungsverfah-
rensgesetzes sowie die Verwaltungsvorschriften zu § 44 der
Landeshaushaltsordnung.

Nicht verbrauchte Mittel sind vom Zuwendungsempfinger
ohne Aufforderung unverziiglich an die Bewilligungsbehorde
zuriickzugeben. Die Bewilligungsbehdrde muss iiber den
Grund der Riickgabe informiert werden.

Bei Wegfall der Férdervoraussetzungen innerhalb der Zweck-
bindungsfrist ist im Rahmen einer Ermessensentscheidung
dartiber zu befinden, ob der Zeitraum, in dem die Vorausset-
zungen vorgelegen haben, als ausreichend anerkannt werden
kann.

Die in den oben genannten Fillen zuriickflieBenden Mittel wer-
den dem laufenden Forderprogramm wieder zugefiihrt.

Nachtrige

Bei der Abwicklung von BaumafBinahmen kann es zu Nachver-
giitungsforderungen des Auftragnehmers kommen. Sie kdnnen
zum einen begriindet sein in einer nicht eindeutigen Beschrei-
bung der auszufiihrenden Arbeiten oder auch in Arbeiten, de-
ren Notwendigkeit sich erst spiter herausstellt. Ublicherweise
wird eine Einigung in Nachtragsverhandlungen zwischen Auf-
tragnehmer und Auftraggeber angestrebt. Ist das Ergebnis eine
Anerkennung (eines Teils) der Nachvergiitungsforderung, so
sind diese Kosten in der Regel als zuwendungsfahig anzuse-
hen.

Ist in den Nachtragsverhandlungen keine Einigung zu erzielen,
wird versucht, die Forderung auf dem Klageweg durchzuset-
zen. Kommt es zu einem Urteil, so kdnnen die entsprechenden
Mehrkosten bei einer FordermaBinahme als zuwendungsfahig
angeschen werden.

Zur Verkiirzung des Klageverfahrens wird oft ein Vergleich an-
gestrebt. Die auf den Zuwendungsempféanger als Auftraggeber
entfallenden Kostenanteile kénnen dann aus verwaltungsdko-
nomischen Uberlegungen ebenfalls als zuwendungsfihig be-
trachtet werden.

Vor Abschluss des Vergleiches sollte die Bewilligungsbehorde
beteiligt werden.
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Natur- und andere hochwertige Materialien

Der Einsatz von Natur- und anderen hochwertigen Materialien
ist dann zuléssig, wenn der Nachweis des wirtschaftlichen Ein-
satzes im Vergleich zu preisgiinstigeren géngigen Materialien
erbracht wird und auch keine Kosteniibernahme durch Dritte
mdoglich ist.

Neubau

Ist die erstmalige Herstellung eines Stralenkorpers, dessen
Nutzung auf unbestimmte Zeit angelegt ist und der spatestens
am Tag der Verkehrsfreigabe erstmalig gewidmet wird.

Ersatzneubauten, wie zum Beispiel Briicken oder im Zuge von
Eisenbahnkreuzungsmafinahmen, gelten nicht als Neubauvor-
haben im Sinne dieser Richtlinie.

Planungskosten

Planungskosten gelten mit der Pauschalregelung gemafl Num-
mer 5.5.1.4 dieser Richtlinie als vollstdndig abgegolten.

Schlussabrechnung

Einzelne Vorhaben konnen - oft tiber Jahre - nicht abgerechnet
werden, weil einzelne Kosten nicht endgiiltig festgestellt wer-
den konnen. Die unerledigten Vorhaben belasten jedoch die
Verwaltungen iiber Gebiihr. Eine Reduzierung ist dringend er-
forderlich.

Verzogert sich die Schlussabrechnung eines Vorhabens aus
Griinden, die der Zuwendungsempfianger nicht zu vertreten hat
(zum Beispiel schwebende Prozesse, anstehende Schlussver-
messung, fehlende Rechnungen Dritter), so kann die Bewilli-
gungsbehorde im Benehmen mit dem Zuwendungsemptinger
die zuwendungsfihigen Kosten endgiiltig festsetzen. Es handelt
sich hier um zuwendungsfihige, in ihrer Hohe aber noch nicht
feststellbare Kosten. Ein Vorhaben kann in diesem Fall als ab-
geschlossen angesehen werden, wenn es einen eigenen Ver-
kehrswert darstellt oder dem Verkehr tibergeben ist.

Moglich ist es auch, Teilverwendungsnachweise zu erstellen,
bei denen die Zuwendungen zu den feststellbaren Kosten be-
stimmter Gewerke oder Bauabschnitte (Kostengruppen) end-
giiltig festgesetzt und abgerechnet werden. Dies kommt vor
allem dann in Betracht, wenn ein Benehmen mit dem Zuwen-
dungsempfanger fiir die Festsetzung der Schlussrechnung we-
gen ungeklérter Kosten nicht herstellbar ist, da die Bewilli-
gungsbehorde aus Sicherheitsgriinden bei ungeklédrten Kosten
Risiken flir den Landeshaushalt durch eine Abschétzung zur
sicheren Seite, das heifit auf unterem Niveau, vermeiden muss.

Software

Die Anschaffung neuer beziehungsweise zusétzlicher Software
ist grundsétzlich nicht forderfahig. Zum Gerét zugehorige Soft-

ware (zum Beispiel Lichtzeichenanlagen) kann im Rahmen einer
Straen- oder BriickenbaumaBnahme gefordert werden. Bei der
Einreichung von Unterlagen zur Forderung ist eine Aufschliisse-
lung der einzelnen Kosten beziiglich Software vorzunehmen.

Steuerungsanlagen des Straflenverkehrs

Steuerungsanlagen des Straflenverkehrs konnen insbesondere
bei Priferenzierung des OPNV zur Verbesserung der Verkehrs-
verhiltnisse beitragen und im Einzelfall aufwendige Straflen-
baumafinahmen ersetzen.

Zum Bau oder Ausbau der Strafle gehoren ,,Lichtzeichenanla-
gen einschlieBlich der dazugehorigen Steuerungsanlagen®. Un-
ter bestimmten Voraussetzungen kann im Einzelfall bei einer
forderfahigen Strafe die Installierung einer Steuerungsanlage
als eine Ausbaumafinahme angesehen werden, auch wenn an
der Stralle selbst baulich nichts verdandert wird. Diese Beurtei-
lung ist aus Griinden der Wirtschaftlichkeit dann gerechtfertigt,
wenn durch die MaBnahme aufwendigere Stralenbaumalinah-
men ersetzt werden.

Umbau

MaBnahmen, die einen Riickbau von Straflen zum Gegenstand
haben und die Eigenschaft der Strafe als verkehrswichtige
Stralle verdndern, kdnnen nicht gefordert werden.

MaBnahmen zur Verkehrsberuhigung sind generell nicht for-
derfiahig. Wenn eine Strafle ihren Charakter als verkehrswichti-
ge Stralie behilt, ist jedoch ein aus Griinden der Sicherheit oder
der Anpassung an gednderte Verkehrsverhéltnisse durchzufiih-
render Umbau - nicht Riickbau - forderféhig.

Dabei ist jedoch der Nachweis der Abgrenzung von verkehrli-
chen und stédtebaulichen MaBnahmen zu erbringen. Der Um-
bau kann auch als Unterbegriff des Ausbaus zu verstehen sein.
Ein Riickbau aus stddtebaulichen Griinden ist jedenfalls nicht
forderfahig. Dazu steht das Stadtebauforderungsgesetz zur Ver-
fligung.

Eine Losung ist iiber den Begriff ,,ortsgerechter Ausbau‘ zu fin-
den.

Es muss sich bei den forderfahigen MaBinahmen jedoch immer
um einen verkehrsgerechten Ausbau handeln. MaBinahmen des
FuBgénger- oder Radfahrerverkehrs sind in diesem Zusammen-
hang forderfahig.

Umsteigeanlagen

Umsteigeparkpldtze zur Verringerung des motorisierten Indivi-
dualverkehrs sind, wenn sie sich in der Baulast der Gemeinde
befinden, zuwendungsfihig. Dazu gehdren Pendlerparkplétze,
Mitfahrerparkplitze, Park+Ride- und Bike+Ride-Anlagen.

Gefordert werden konnen ,,Pendlerparkplétze* und ,,Mitfahrer-
parkplitze” in kommunaler Baulast ohne beabsichtigte Erhe-
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bung von Gebiihren innerhalb der Zweckbindungsfrist. Die
Anlagen miissen in vollem Umfang, aber mindestens zu 80 Pro-
zent dem beantragten Zweck dienen. Ein entsprechender Nach-
weis ist zu erbringen. Die ,,Pendlerparkplétze* und ,,Mitfahrer-
parkplétze* miissen sich an im Sinne der Richtlinie forderfahigen
StraBen befinden und sind gemédf ihrem Zweck zu kennzeich-
nen.

Die Park+Ride- und BiketRide-Anlagen, die dem Umstieg
zum OPNV dienen, werden nicht im Rahmen der Richtlinie des
Ministeriums fiir Infrastruktur und Landesplanung fiir die For-
derung von Investitionen zur Verbesserung der Verkehrsver-
hiltnisse in den Gemeinden des Landes Brandenburg - Teil
kommunaler Stralenbau - (Rili KStB Bbg) gefordert, sondern
gemiB OPNV-Gesetz (Kostenpauschale fiir Aufgabentriger)
beziehungsweise Richtlinie zur Forderung des OPNV.

Unterhaltungskosten

a) Zuwendungsfihig sind nach der vorliegenden Richtlinie
(Rili KStB Bbg) nur der Neu-, Um- oder Ausbau, die
Grunderneuerung und die Erhaltung; nicht dagegen die Un-
terhaltung/Instandsetzung. Die im Zusammenhang mit Un-
terhaltung entstehenden Ausgaben sind daher bei der Fest-
setzung der zuwendungsfidhigen Ausgaben nicht zu be-
riicksichtigen. Dieser Grundsatz erfihrt keine Anderung
dadurch, dass Unterhaltungskosten abgelost werden bezie-
hungsweise dass sich abzuldsende Unterhaltungskosten
durch vorzeitige Erneuerung eines Bauwerks im Zuge der
Durchfiihrung eines geforderten Vorhabens verringern.

b) Verringert sich der Ablosungsbetrag fiir Unterhaltungskos-
ten, die ein Vorhabentréger, etwa gegeniiber der DB, zu tra-
gen hat, durch vorzeitige Erneuerung eines Bauwerks, so ist
der frei werdende Betrag von den zuwendungsfahigen Kos-
ten abzusetzen.

Die Ablosung der Erhaltungs- und Betriebslast nach § 15 Ab-
satz 4 EKrG dient der Verwaltungsvereinfachung und wird da-
her im Regelfall angewendet.

Bei der Gewihrung von Bundes- und Landeszuwendungen gilt
das Subsidiaritétsprinzip (siche § 23 der Bundeshaushaltsord-
nung). Vor Inanspruchnahme von Zuwendungen hat der An-
tragsteller seine sonstigen Einnahmen, wie Beitrdge Dritter,
einzusetzen. Siehe auch Nummer 7.3.7 der Richtlinie.

Die Kosten fiir Unterhaltung werden bei der Festsetzung der
zuwendungstihigen Kosten grundsitzlich nicht berticksichtigt.

Verkehrsberuhigung

Eine gezielte Forderung von Verkehrsberuhigungsmafinahmen
ist im Forderkatalog nicht vorgesehen.

Im Rahmen von Stralenbaumafinahmen besteht grundsétzlich
die Moglichkeit, dass auch Mafinahmen zur Verbesserung des
FuBgénger- und Radfahrerverkehrs gefordert werden konnen.
Es ist jedoch zu beachten, dass sich die Forderung immer auf
verkehrswichtige innerortliche Stra3en bezieht.

Eine punktuelle Last- beziehungsweise Geschwindigkeits-
begrenzung (Tempo 30) aus Griinden, die der Zuwendungs-
empfanger nicht beeinflussen (Umsetzung {ibergeordneten
Rechts) kann, oder aus verkehrlichen Griinden (zum Beispiel
Unfallhdufigkeit, Schulwegsicherung und Ahnliches) schlieBt
die Forderung als verkehrswichtige Strafle nicht aus.

Aus Griinden des Larmschutzes ist auch ohne das Vorliegen ei-
nes Larmminderungsplanes an einer sonst als verkehrswichti-
gen innerdrtlichen beziehungsweise Verbindungsstralie einge-
ordneten Strafe die Anordnung einer Geschwindigkeits-
beschriankung auf 30 km/h auf einen Teilabschnitt beziehungs-
weise durchgehend nicht zwingend forderschédlich.

Verkehrsleitsysteme

Verkehrsleitsysteme dienen der Verringerung des motorisierten
Individualverkehrs, der Verbesserung des Verkehrsflusses und
der Erhohung der Verkehrssicherheit. Deswegen reicht eine
blofe statische wegweisende Beschilderung im verkehrlichen
Problembereich nicht aus. Die Steuerung des Verkehrs muss
dynamisch aufgrund der aktuellen Verkehrssituation erfolgen.

Parkleitsysteme gehoren unter anderem zu den Verkehrsleit-
systemen. Parkleitsysteme sollen entsprechend den konkreten
Verkehrssituationen und Belegungen der Parkkapazitdten ge-
steuert werden. Sie sollten von Parkraum-Management-Mal3-
nahmen (zum Beispiel Parkraumbewirtschaftung) begleitet
werden. Kombinationen von Parkleitsystemen mit Informati-
onssystemen fiir den OPNV (Anschlussangebote) sind zweck-
miBig.

Verkehrswichtige innerortliche Strafien

Der Fordertatbestand ,,Bau und Ausbau verkehrswichtiger in-
nerdrtlicher Stralen mit Ausnahme von Anlieger- und Er-
schliefungsstralen trigt der Erkenntnis Rechnung, dass nicht
nur

Hauptverkehrsstrafien (lokal besonders verkehrswichtige
Stralle innerhalb der Ortslage fiir iiberwiegend ortlich durch-
gehenden starken Verkehr mit Knotenpunkten in einer Ebene
und Zufahrten zu anliegenden Grundstiicken, die in der Regel
gegeniiber einmiindenden und kreuzenden Straflen bevorrech-
tigt ist) im strengen Sinn fiir die Verkehrsverhéltnisse in den
Gemeinden von Bedeutung sein konnen, sondern auch andere
Stralen mit maBgebender Verbindungsfunktion und iiberwie-
gender Nutzung durch flieBenden Verkehr, wie zum Beispiel

Sammelstrafien (anbaufreie oder anbaufdhige Gemeindestra-
Be, die hauptsdchlich den Verkehr zwischen Anliegerstra3en
und Verkehrs- oder Hauptverkehrsstralen vermittelt). Bei den
von einer Forderung ausgenommenen Straflen ist weniger die
Verbindungsfunktion als die ErschlieBungs- und Aufenthalts-
und Freiraumfunktion ma3gebend.

Anliegerstrafien sind Gemeinde- oder Privatstralen, die
hauptséchlich fiir den Zugang oder die Zufahrt zu den an ihnen
gelegenen und dem Wohnen oder der wirtschaftlichen Betiti-
gung dienenden Grundstiicken bestimmt sind.
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Erschliefungsstrafien sind 6ffentliche Stral3en (Wege, Plitze),
die entweder zum Anbau bestimmt sind oder als anbauftreie
Straflen innerhalb eines Baugebietes die Nutzung dieses Gebie-
tes ermoglichen.

Von einer Zuordnung von Straflen nach prézise quantifizierten
Verkehrsbelastungen wird zugunsten der Beriicksichtigung
kleinerer Gemeinden bei der Forderung abgesehen.

Verwaltungskosten

Verwaltungskosten gelten mit der Pauschalregelung gemal
Nummer 5.5.1.4 dieser Richtlinie als vollstindig abgegolten.

Vorsorgemafinahmen/Vorzeitiger Mafinahmebeginn

Bereits vor Baubeginn des geforderten Vorhabens abgeschlos-
sene Vorsorgemafinahmen konnen nicht als Vorhabenmasse be-
zuschusst werden. Vorsorgemalinahmen mit Eigenfinanzierung
bediirfen der Genehmigung der Bewilligungsbehorde vor Bau-
beginn.

Die Einwilligung zu einem vorzeitigen MaBinahmebeginn ist
auf Ausnahmefille zu beschranken und unter folgenden Vorbe-
halten zu erteilen:

1. Die Einwilligung bewirkt, dass eine Forderung vorzeitig
erbrachter Vorhabenleistungen nicht ausgeschlossen wird;
sie prajudiziert aber weder rechtlich noch tatséchlich Ent-
scheidungen dariiber, ob und gegebenenfalls wann in wel-
cher Hohe das Vorhaben gefordert wird.

2. Das Finanzierungsrisiko fiir das Vorhaben tragt allein der
Baulasttrager.

3. Bei etwaigen Anderungen der gesetzlichen Forderbestim-
mungen bleibt der vorzeitige Maflnahmebeginn unberiick-
sichtigt.

Wertausgleich

Vorteile, die dem Tréger des Vorhabens oder einem Dritten ent-
stehen, die aber nicht der Verbesserung der Verkehrsverhéltnis-
se der Gemeinde dienen, sind angemessen auszugleichen.

1. Muss im Zuge eines Baus oder Ausbaus einer zuwendungs-
fahigen MaBnahme eine Umgehungsstraf3e ausgebaut wer-
den, so ist fiir die mit Umleitungsverkehr groer zu dimen-
sionierende Strafle nach Wegfall dieses Umleitungsverkehrs
ein Wertausgleich dann nicht anzurechnen, wenn die Stra-
Bendecke nur im notwendigen Umfang verstarkt wurde und
der Ausbau der Strafle selbst zuwendungsfihig wire oder
die Strafe in der Erhaltungslast des Vorhabentrégers ist.

2. Bei der Festsetzung der zuwendungsfahigen Kosten eines
laut Richtlinie geforderten Vorhabens ist ein Wertausgleich
zu beriicksichtigen, wenn im Zusammenhang mit der Durch-
fiihrung dieses Vorhabens

a) andere Verkehrswege oder -anlagen oder sonstige Anla-
gen verlegt, verdndert oder erneuert werden, ohne dass
fiir deren Tréger Folgepflicht besteht, und dadurch bei
diesen

b) eine Wertsteigerung oder -minderung durch Hinaus-
schieben oder Vorverlegen des nichsten Erneuerungs-
termines eintritt.

3. Die Festlegung unter Nummer 2 findet keine Anwendung,
soweit kreuzungsrechtliche Bestimmungen (Fernstraf3en-
gesetz, Brandenburgisches Straflengesetz, Bundeswasser-
straBengesetz und Eisenbahnkreuzungsgesetz) flir den
Wertausgleich etwas anderes bestimmen.

4. Ausnahmen
Ein Wertausgleich entfallt
a) soweit in notwendigem Umfang

- Verkehrswege oder -anlagen des Vorhabentragers
selbst verlegt, verandert oder erneuert werden,

- Verkehrswege oder -anlagen Dritter, die entspre-
chend Richtlinie selbst forderungsfahig sind, ver-
legt, verdndert oder erneuert werden,

- zusitzliche Anlageteile lediglich infolge des Vorha-
bens erstellt werden miissen (zum Beispiel bei Ver-
sorgungsleitungen: Einbau von Schiebern, Muffen,
Schéchten, Diikern oder Rohrmehrléngen),

b) wenn der Eingriff in die Anlagen dem Unternehmen
keinen Vorteil oder Nachteil bringt. Dies wird zum Bei-
spiel dann der Fall sein, wenn

- eine Anlage unter Verwendung des vorhandenen
Materials lediglich verlegt wird,

- lediglich ein Teil der Anlage erneuert wird, der bei
einer spéteren Erneuerung der Anlagen nicht ausge-
spart werden kann.

5. Folgepflicht

Die Regelung des Wertausgleiches findet ebenfalls keine
Anwendung, wenn bei Anlagen Dritter Folgepflicht besteht
und der Dritte die gesamten Kosten der Verlegung oder Ver-
anderung der Anlage zu tragen hat. Sofern der Dritte auf-
grund eines bestehenden Vertrages nur einen Teil der Kos-
ten fiir einen Wertausgleich zu iibernehmen hat, ist dieser
Anteil bei der Festsetzung des Wertausgleiches anzurech-
nen.

6. Berechnung des Wertausgleiches

a) Als Wertausgleich ist die Kapitalwertdifferenz anzuset-
zen.

b) Zusitzlich zur Kapitalwertdifferenz sind fiir die Ermitt-
lung der zuwendungsfahigen Kosten

- der Wert der anfallenden Stoffe,
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- die Kosten fiir MaBinahmen auf Veranlassung des
Tragers der Anlage,

- Vor- und Nachteile der Betriebsfithrung und Unter-
haltung bei Anlagen Dritter zu beriicksichtigen.

Wiederverwertung teerhaltiger Ausbauasphalte

Der Wiedereinbau zerkleinerter (Kornbereich 0 - 33 mm) teer-
haltiger Ausbaumasse ist nach Ummantelung mit Spezialbitu-
men oder hydraulischem Bindemittel als Fundations- oder
Tragschicht grundsitzlich moglich und forderungsfahig. Die
Forderung umfasst die Mehrkosten fiir Transport und Autberei-
tung. Ausbau und Einbau regeln sich durch die ohnehin vorhan-
denen Erd- und Deckenbaupositionen. Soweit das aufbereitete
Material nicht in der geférderten BaumaBnahme wieder ver-
wendet werden kann, muss es von der Férderung ausgenom-
men werden. Zu den foérderungsfiahigen Kosten gehéren wih-
rend der Baudurchfiihrung auch die entstehenden Kosten fiir
Baustoffpriifungen und Laboruntersuchungen (Klarung Kosten
fiir Lagerung).

Sollte die Moglichkeit bestehen, das aufbereitete Material in
eine andere forderfdhige Maflnahme einzubauen, sind diese
Ausgaben fiir die Aufbereitung und den Transport zuwendungs-
fahig. Lagerkosten und Gebiihren werden den Verwaltungskos-
ten zugeordnet und sind nicht zuwendungsfahig. Die Zwi-
schenlagerung und/oder Aufbereitung von kontaminiertem
Material ohne den Wiedereinbau ist nicht zuwendungstéhig.

Zweckbindungsfrist

Der Zuwendungsempfanger hat zu gewéhrleisten, dass fiir min-
destens fiinf Jahre kein Eingriff durch Dritte (zum Beispiel Lei-
tungs- und Versorgungstriger) in die fertiggestellte Stralen- be-
ziehungsweise Briickenbaumalnahme erfolgt. Die festgestellten
Fordervoraussetzungen miissen, entsprechend der im jeweils
zugrunde liegenden Zuwendungsbescheid verfiigten Zweck-
bindungsfrist, erhalten bleiben. Ausnahmegenehmigungen kon-
nen nur im Rahmen von Einzelfallentscheidungen insbesondere
bei erheblichem Interesse des Landes beziehungsweise des
Bundes erteilt werden.

Eine erneute Forderung der hergestellten Strafe beziehungs-
weise Briicke kann erst nach Uberschreiten der im technischen
Regelwerk festgelegten Nutzungsdauer, jedoch frithestens nach
dem Ende der Zweckbindungsfrist erfolgen.

Richtlinie
des Ministeriums fiir Infrastruktur
und Landesplanung
zur Senkung des CO,-Ausstoles im Verkehr
gemifl Operationellem Programm
des Landes Brandenburg
fiir den Européischen Fonds
fiir regionale Entwicklung (EFRE)
in der Forderperiode 2014 - 2020 (Rili Mobilitit)

Erlass vom 12. August 2016
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Anlage

Leitfaden

1 Zuwendungszweck, Rechtsgrundlagen

Das Land fordert Strategien zur Senkung des CO,-Aus-
stoBes einschlieBlich einer nachhaltigen Mobilitdt. So
soll die Grundlage fiir eine Verbesserung der Erreichbar-
keit der Arbeitsstitten sowie der vorhandenen Versor-
gungs-, Bildungs- und Freizeitangebote insbesondere in
den Regionalen Wachstumskernen (RWK) geschaffen
werden. Im Verkehrssektor soll durch die Optimierung
und Vernetzung aller Verkehrstréger sowie den Ausbau
der Infrastruktur zur Forderung energieeffizienter und
klimafreundlicher Antriebe Energie eingespart und
Emissionen reduziert werden und ein Beitrag zur Steige-
rung der Attraktivitit des OPNV geleistet werden.

Die Zuwendungen werden nach Mafigabe dieser Richt-
linie auf der Grundlage der jeweils geltenden Fassung

- des Operationellen Programms fiir das Land Bran-
denburg (OP) fiir den Zeitraum 2014 - 2020 und der
jeweils fiir die EU-Forderperiode geltenden Verord-
nungen und sonstigen Rechtsakte in der jeweils gel-
tenden Fassung,

- der §§ 23 und 44 der Landeshaushaltsordnung (LHO)
und der dazu erlassenen Verwaltungsvorschriften
(VV/VVG) gewibhrt.

Soweit keine Genehmigung nach européischen Beihilfe-
vorschriften vorliegt, werden die Zuwendungen, bei de-
nen es sich um staatliche Beihilfen im Sinne des Artikels
107 Absatz 1 des Vertrags iiber die Arbeitsweise der Euro-
péischen Union (AEUV) handelt, im Rahmen der Verord-
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nung (EU) Nr. 651/2014 der Kommission vom 17. Juni
2014 zur Feststellung der Vereinbarkeit bestimmter
Gruppen von Beihilfen mit dem Binnenmarkt in Anwen-
dung der Artikel 107 und 108 des Vertrags iiber die Ar-
beitsweise der Europdischen Union (ABl. L 187 vom
26.6.2014, S. 1, L 283 vom 27.9.2014, S. 65) (Allgemei-
ne Gruppenfreistellungsverordnung - AGVO) sowie de-
ren jeweiligen Nachfolgeregelungen gewéhrt.

Ein Rechtsanspruch auf Férderung besteht nicht. Die Be-
willigungsstelle entscheidet aufgrund ihres pflichtgema-
Ben Ermessens im Rahmen der verfiigbaren Haushalts-
mittel.

Gegenstand der Forderung

Zuwendungen konnen nur fiir Maflnahmen mit nach-
weisbarer Senkung des CO,-Ausstoles gewéhrt werden:

Mobilitdtskonzepte und -management von o&ffentlich-
rechtlichen Gebietskorperschaften

Entwicklung und Implementierung integrierter, multimo-
daler und nachhaltiger Mobilititskonzepte zur Gestal-
tung eines umweltvertrdglichen und fiir alle zugéngli-
chen Stadtverkehrs mit dem Ziel einer nachweisbaren
und verbindlichen Reduzierung von CO,-Emissionen,

Mobilitits- und Verkehrsmanagement, insbesondere Malf3-
nahmen zur effizienteren, umwelt- und sozialvertrégli-
chen (nachhaltigen) Mobilitit,

Bessere Vernetzung der unterschiedlichen Verkehrsmittel
im Sinne multimodaler Mobilitét.

Forderfahig sind:

Ausgaben fiir Dienstleistungen Dritter, insbesondere fiir
Verkehrs- und Mobilitdtskonzepte, Informations- und
Kommunikationskonzepte, Investitionen fiir Verkehrs-
informations-, Leit- und Auskunftssysteme, Abbau von
kleinrdumigen baulichen Engpéssen und bis zu 50 Pro-
zent der Anlaufkosten der ersten zwei Jahre, fiir den Be-
trieb von Mobilitdtszentralen und den Einsatz von Mobi-
lititsbeauftragten.

Vorhaben zur Verbesserung der Erreichbarkeit der Stidte
und Regionen Brandenburgs im Radverkehr

Forderfahig sind:
Radverkehrskonzepte fiir den Alltagsverkehr,

Neubau von stralenbegleitenden Radwegen in der Bau-
last des Landes,

Neubau von Radwegen in der Baulast von Kommunen
oder offentlich-rechtlichen Gebietskorperschaften, so-
weit sie Bestandteil des Stadtumlandwettbewerbes sind
(siche Nummer 2.5) sowie
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Anlagen des ruhenden Verkehrs an Zugangsstellen zum
OPNV, insbesondere Abstellanlagen mit Rahmenvor-
richtung, erforderliche Uberdachungen von Abstellanla-
gen, Abstellanlagen fiir elektrisch unterstiitzte Fahrrader,
Witterungsschutz.

Investitionsvorhaben des OPNV
Forderfahig sind:

Neu- und Ausbau von offentlichen Zugangs- und Ver-
kntipfungsstellen,

Park&Ride-/Bike&Ride-/Kiss&Ride-Anlagen  (P&R-/
B&R-/K&R-Anlagen) als Schnittstelle zum OPNV so-
wie einschlieBlich aller hierfiir betriebsnotwendigen An-
lagen und deren Planungsleistungen.

Dabei miissen:

die ZweckmaBigkeit der gewihlten Losung durch den
,.Fachausschuss Verkehr (Umsteige- und Verkniipfungs-
anlagen - FAV) beim Ministerium fiir Infrastruktur und
Landesplanung (MIL)* gepriift und bestétigt sein,

bei der Vorhabenplanung der zustindige Behinderten-
beauftragte oder der Behindertenbeirat angehort werden.
Verfiigt eine Gebietskdrperschaft nicht {iber Behinder-
tenbeauftragte oder Behindertenbeirite, sind stattdessen
die entsprechenden Verbénde im Sinne des § 5 des Be-
hindertengleichstellungsgesetzes anzuhdren. Die Anho-
rung hat auch bei wesentlichen Verdnderungen der der
MafBnahme zugrunde liegenden Planung zu erfolgen.

Energieeffiziente und klimafreundliche Antriebe im
OPNV

Forderfahig sind:

Modellvorhaben energieeffizienter und klimafreundli-
cher Antriebe im OPNV fiir den Einsatz energieeffizien-
ter und klimafreundlicher Fahrzeuge im Linienverkehr
sowie

fahrzeugspezifische Ausrilistungssysteme/Antriebe fiir
Kraftfahrzeuge des iOPNYV, deren Einsatz iiberwiegend
fiir Verkehre nach § 42 des Personenbeforderungsgeset-
zes (PBefG) im Land Brandenburg erforderlich ist,

sowie dringend erforderliche und nachzuweisende Zu-
sammenhangmafBnahmen, beispielweise Gutachten zur
technischen Konzeption und Machbarkeit, fiir den Be-
trieb notwendige Ausriistung wie zum Beispiel stationére
Betriebsstoffanlagen oder fiir die Antriebsart erforder-
liche erstmalige stationdre Werkstattausriistungen ein-
schlieBlich Ausgaben fiir den Anschluss.

Folgende Voraussetzungen sind hierbei zu erfiillen:
Die CO,-Emissionen miissen mindestens 20 Prozent un-

ter dem CO,-AusstoB eines vergleichbaren Modells eines
Kraftomnibusses (KOM) mit Dieselaggregat liegen.
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Die Stickoxidemissionen (NOx) miissen dem Euro-VI-
Standard entsprechen. Die Larmemissionen diirfen maxi-
mal 75 dB(A) bei einer Motorleistung < 150 kW bezie-
hungsweise 77 dB(A) bei einer Motorleistung > 150 kW
betragen. Alle Fahrzeuge sind mit lirmarmen Reifen aus-
zuriisten, deren Rollgerdusch nach der Richtlinie 2001/43/
EG des Europdischen Parlaments und des Rates vom
27. Juni 2001 einen Wert von 71 dB(A) bei Lenkachs- be-
ziehungsweise 75 dB(A) bei Antriebsreifen nicht iiber-
schreitet.

Hybridbusse mit Dieselmotoren miissen mit einem ge-
schlossenen Partikelfiltersystem ausgeriistet sein.

Mafnahmen nach dem Stadt-Umland-Wettbewerb (SUW)

MaBnahmen nach den Nummern 2.1 bis 2.4 kénnen fiir
eine Forderung vorgesehen werden, die auf der Grundla-
ge des im OP-EFRE beschriebenen Auswahlverfahrens
zum SUW ausgewihlt wurden.

Die Bewilligungsbehdrde nach Nummer 7.2.1 informiert
das interministerielle Gremium zum SUW. Einzelheiten
regelt das Gremium in einer Geschéftsordnung (Num-
mer 7.1.3 der Richtlinie des Ministeriums fiir Infrastruk-
tur und Landesplanung zur nachhaltigen Entwicklung
von Stadt und Umland [NESURY]).

Zuwendungsempfinger
Empfianger der Zuwendung konnen sein:

- Kommunen,

- Unternehmen, mit genehmigten Linienverkehren
nach § 42 PBefG sowie

- juristische Personen des offentlichen und privaten
Rechts (zum Beispiel Landesbetrieb Stralenwesen
Brandenburg).

Kommunen koénnen nach erfolgter Ausschreibung die
Zuwendung auch an Dritte weitergeben. Dabei ist sicher-
zustellen, dass die fiir den Zuwendungsempfanger gel-
tenden Bestimmungen auch dem Dritten, der flir die
Kommune handelt, auferlegt werden und dass die Rege-
lungen iiber Riickfilhrung und Verzinsung anwendbar
sind. Dies gilt auch fiir Priifungsrechte der Bewilligungs-
stelle/zwischengeschalteten Stelle, des Landesrechnungs-
hofes Brandenburg, der Européischen Kommission und
aller weiteren Behorden, die nach dem Recht der Europa-
ischen Union mit Verwaltungs- und Kontrollaufgaben
betraut sind.

Unternehmen in Schwierigkeiten im Sinne der Leitlinien
der Europdischen Kommission fiir staatliche Beihilfen
zur Rettung und Umstrukturierung (ABIL. EU C 249 vom
31.7.2014, S. 1) und Artikel 1 Nummer 4 Buchstabe ¢
AGVO in Verbindung mit Artikel 2 Nummer 18 Buchsta-
be a bis d AGVO sind nicht forderfahig.

4.1

4.2
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Zuwendungsvoraussetzungen

Voraussetzung fiir eine Forderung ist, dass die MaBnah-
me

- einen signifikanten Beitrag zur Reduzierung der
CO,-Emissionen leistet,

- mnach Artikel 95 Absatz 2 der Verordnung (EU)
Nr. 1303/2013 des Européischen Parlaments und des
Rates vom 17. Dezember 2013 mit gemeinsamen Be-
stimmungen iiber den Europdischen Fonds fiir regio-
nale Entwicklung, den Européischen Sozialfonds, den
Kohisionsfonds, den Européischen Landwirtschafts-
fonds fiir die Entwicklung des ldndlichen Raums und
den Européischen Meeres- und Fischereifonds sowie
mit allgemeinen Bestimmungen iiber den Europa-
ischen Fonds fiir regionale Entwicklung, den Europa-
ischen Sozialfonds, den Kohésionsfonds und den
Europédischen Meeres- und Fischereifonds und zur
Aufhebung der Verordnung (EG) Nr. 1083/2006 des
Rates (ESI-VO) keine Pflichtaufgabe des Landes er-
setzt,

- einen Beitrag zur Erreichung der Ziele der Energie-
strategie des Landes Brandenburg leistet

- und einem multimodalen, nachhaltigen Verkehrs-
ansatz entspricht.

Auflerdem miissen mindestens drei der nachfolgenden
Voraussetzungen erfiillt sein:

1. Einklang mit der EU-Luftqualitdtsrichtlinie,

2. Verbesserung der Erreichbarkeit der Arbeitsstéitten
sowie von Versorgungs-, Bildungs- und Freizeitein-
richtungen,

3. Verbesserung der Nutzungsbedingungen der Ver-
kehrstriger,

4. Erhohung der Verkehrssicherheit,

5. Stirkung des Umweltverbundes aus OPNV, FuBgiin-
ger- und Fahrradverkehr und

6. Beitrag zum Querschnittsziel der Nachhaltigkeit, in-
dem die Maflnahmen explizit eine Verbesserung der
Umweltsituation und des Ressourcenschutzes zum
Ziel haben.

Die Investitionen miissen diskriminierungsfrei zur Verfii-
gung stehen.

Zuwendungen nach den Nummern 2.1, 2.2.1, 2.2.4 und
2.3 diirfen keine bestimmten Unternehmen nach Arti-
kel 107 Absatz 1 AEUV begiinstigen.

Zuwendungen nach Nummer 2.4 erfolgen auf der Grund-
lage der AGVO.

Bei Forderung nach der AGVO ist Folgendes zu beachten:
Unternehmen, die einer Riickforderungsanordnung auf-

grund eines fritheren Beschlusses der Kommission zur
Feststellung der Unzulédssigkeit einer Beihilfe und ihrer
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Unvereinbarkeit mit dem Binnenmarkt nicht nachge-
kommen sind, diirfen keine Einzelbeihilfen gewahrt wer-
den (Artikel 1 Nummer 4 Buchstabe a AGVO).

Art, Umfang und Hohe der Zuwendung

Zuwendungsart: Projektforderung

Finanzierungsart: Anteilfinanzierung

Form der Zuwendung: Zuschuss
Bemessungsgrundlagen
Zuwendungsfahige Ausgaben

Zu den zuwendungsfahigen Ausgaben gehdren insbeson-
dere die in der Anlage aufgefiihrten Ausgaben.

Bei Einnahmen schaffenden Projekten im Sinne der EU-
Vorschriften miissen die Nettoeinnahmen bei der Bestim-
mung der Hohe der zuwendungsfihigen Ausgaben be-
riicksichtigt werden.

Bei Maflnahmen nach Nummer 2.3 sind nur die dem
OPNV dienenden Anlagenteile zuwendungsfihig.

Hohe der Zuwendung

Der Hoéchstfordersatz betrdgt grundsitzlich 80 Prozent
der zuwendungsfahigen Ausgaben. Forderobergrenzen
sind im Leitfaden (Anlage zu dieser Richtlinie) geregelt.

Bei Mafinahmen nach Nummer 2.4 in Verbindung mit
Nummer 4.4 erfolgt die Forderung entsprechend Arti-
kel 25 der Verordnung (EU) Nr. 651/2014 der Kommis-
sion (AGVO) in Hohe von mindestens 50 Prozent der
zuwendungsfiahigen Ausgaben fiir Machbarkeitsstudien,
entsprechend Artikel 36 in Héhe von mindestens 45 Pro-
zent der zuwendungsfahigen Ausgaben fiir die Mehrkos-
ten alternativer Antriebe sowie auf der Grundlage von
Artikel 56 bis zu einer Hohe von 80 Prozent der zuwen-
dungsfdhigen Ausgaben filir notwendige technische Zu-
sammenhangmafnahmen.

Voraussetzung fiir eine Forderung ist, dass die zuwen-
dungsfdhigen Ausgaben der Vorhaben nach Nummer 2.3
mindestens

- 50 000 Euro im Offentlichen Schienenpersonennah-
verkehr und
- 200 000 Euro im iibrigen Offentlichen Personennah-
verkehr
sowie in allen anderen Féllen 5 000 Euro betragen.

Eigenmittel

Eigenmittel im Sinne dieser Richtlinie stellen die finan-
ziellen Mittel dar, die der Empfénger der Férderung aus

6.1.2

6.2

6.3

6.4

6.5

eigenem Vermdgen bereitstellt oder die ihm der Bund,
der Aufgabentriger oder Dritte aufgrund seiner ihm zu-
geordneten Aufgaben beziehungsweise Interessen bereit-
stellt.

Sonstige Bestimmungen

Voraussetzungen der Forderung von Maflnahmen nach
Nummer 2.4 sind:

Fiir eine Erstbeschaffung des Fahrzeuges wird durch den
Antragsteller die Erweiterung des Liniennetzes bezie-
hungsweise ein anderweitig begriindeter, erhohter Bedarf
in geeigneter Form nachgewiesen.

Bei einer Ersatzbeschaffung des Fahrzeuges gilt grund-
sdtzlich, dass das zu ersetzende Fahrzeug mindestens
acht Jahre auf das antragstellende Unternehmen zugelas-
sen und von der Kraftfahrzeugsteuer befreit ist/war oder
mindestens 400 000 km iiberwiegend im Linienverkehr
des Antragstellers beziehungsweise in dessen Auftrag er-
bracht hat.

Es ist die Niederflurtechnik anzuwenden.

Die Zweckbindungsfrist fiir im Rahmen dieser Richtlinie
geforderte Investitionen betrdgt mindestens zehn Jahre
ab Ende des Durchfiihrungszeitraumes. Einzelheiten sind
im Leitfaden (Anlage zu dieser Richtlinie) geregelt.

Unterschiedliche Zweckbindungsfristen sind im Forder-
bescheid aufzufiihren.

Wenn die geférderte Maflnahme vor Ablauf der Zweck-
bindungsfristen aus Griinden, die das Land Brandenburg
zu vertreten hat, nicht mehr gemif3 dem Zuwendungs-
zweck genutzt werden kann, ist zunéchst zu priifen, ob
geforderte Anlagen umgesetzt werden konnen. Hierzu ist
die Zustimmung der Bewilligungsstelle erforderlich. Ist
ein Umsetzen der Anlagen nicht wirtschaftlich, kann die
Bewilligungsstelle auf Antrag auf Riickforderungen ver-
zichten.

Jegliche staatliche Finanzierung im Rahmen dieses Pro-
gramms muss zum Zeitpunkt ihrer Gewéhrung die Ver-
fahrens- und materiellen Bedingungen der staatlichen
Beihilfevorschriften erfiillen.

In Féllen, in denen GroBunternehmen Unterstiitzung aus
dem Operationellen Programm erhalten, muss sicherge-
stellt werden, dass infolge dieser Unterstiitzung kein sig-
nifikanter Arbeitsplatzverlust an anderen bestehenden
Standorten des GrofBunternehmens innerhalb der Union
entsteht.

Bei der Vergabe von Auftrigen sind die Regelungen der
Allgemeinen Nebenbestimmungen fiir Zuwendungen fiir
aus den EU-Fonds (EFRE, ELER, EMFF und ESF) fi-
nanzierte Vorhaben in der Forderperiode 2014 bis 2020
(ANBest-EU) zu beachten und anzuwenden.
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Verfahren
Antragsverfahren und Antragspriifung

Antrage auf Forderung einschlieBlich der erforderlichen
Unterlagen sind tiber das Kundenportal der Investitions-
bank des Landes Brandenburg (siche Online-Antragsver-
fahren unter www.ilb.de) abzurufen.

Die Investitionsbank des Landes Brandenburg priift die
Antrage auf Vollstandigkeit und leitet die Antrdge zur
fachlichen Bewertung an das Landesamt fiir Bauen und
Verkehr (LBV) und, soweit Mafinahmen nach den Num-
mern 2.2.2 und 2.2.3 betroffen sind, an den Landesbe-
trieb StraBenwesen (LS) weiter.

Die erforderliche baufachliche Priifung des Antrages nach
§ 44 LHO wird bei MaBnahmen nach den Nummern 2.2.2
und 2.2.3 vom LS veranlasst und durchgefiihrt.

Bei allen anderen Maflnahmen wird die baufachliche
Priifung vom LBV veranlasst. Die baufachliche Priifung
wird grundsétzlich vor Beginn der Mafinahme durchge-
fithrt. Hiermit wird die zusténdige staatliche Bauverwal-
tung, der Brandenburgische Landesbetrieb fiir Liegen-
schaften und Bauen (BLB), beauftragt.

Das LBV und der LS geben ihre fachliche Bewertung im
Einvernehmen mit dem fiir Verkehr zustandigen Ministe-
rium an die Investitionsbank des Landes Brandenburg ab.

Bei der Auswahl von Forderprojekten sind potenzielle
Nutzungskonflikte, das Querschnittsziel Chancengleich-
heit und Nichtdiskriminierung (Barrierefreiheit) sowie
das Querschnittsziel Gleichstellung von Ménnern und
Frauen zu berticksichtigen.

Bewilligung und Auszahlung der Mittel

Bewilligungsstelle ist die Investitionsbank des Landes
Brandenburg (ILB).

Sie entscheidet auf der Grundlage der fachlichen Bewer-
tungen des LBV und des LS und fiir Malnahmen nach
Nummer 2.5 (SUW) und nach Nummer 2.5.2.

Mittelanforderungs- und Auszahlungs- sowie Verwen-
dungsnachweisverfahren und zu beachtende Vorschrif-
ten/Regelungen hierzu werden im jeweiligen Bewilli-
gungsbescheid verbindlich getroffen.

Fiir die Bewilligung, Auszahlung und Abrechnung der
Zuwendung sowie flir den Nachweis und die Priifung der
Verwendung und die gegebenenfalls erforderliche Auf-
hebung des Zuwendungsbescheides und die Riickforde-
rung der gewéhrten Zuwendung gelten die VV/VVG zu
§ 44 LHO.

Inkrafttreten, Geltungsdauer

Diese Richtlinie tritt am Tag nach der Veroffentlichung in
Kraft und gilt bis zum 31. Dezember 2020.

Nach der Hélfte der Fondsperiode erfolgt eine Evaluierung.

Anlage
zur Richtlinie des Ministeriums fiir Infrastruktur und Lan-
desplanung zur Senkung des CO,-Ausstof3es im Verkehr ge-
mif Operationellem Programm des Landes Brandenburg
fiir den Europiischen Fonds fiir regionale Entwicklung
(EFRE) in der Forderperiode 2014 - 2020 (Rili Mobilitiit)

Leitfaden

Abbildung Forderobergrenzen

Es gelten folgende Obergrenzen fiir die zuwendungsfahigen
Bau-/Beschaffungsausgaben/Grunderwerb:

1. Bahnkorper:

- 500 000 Euro (netto) je km Streckenlidnge (eingleisig)
2. Bahnsteigfldchen:

- 1000 Euro (netto) je m?

3. B&R-Anlagen:

Art Rad- Radabstell- | Fahrrad- Radabstell-
abstell- platz in box platz im
platz Sammel- Fahrrad-

schlief3- parkhaus/
anlage Radstation

zuwendungsfahi- | 900 Euro | 1 100 Euro | 1500 Euro | 2 500 Euro
ge Bauausgaben
pro Stellplatz
(netto)

4. Grunderwerb:
Ausgaben fiir Grunderwerb und Grunderwerbsnebenkosten
konnen bis zu einer Hohe von 10 Prozent der zuwendungs-
fahigen Bauausgaben als zuwendungsfihig anerkannt wer-
den.

5. Ladestation:

Anschaffung, Bau einschlieBlich Anschluss an bereitge-
stellte Stromiibergabestellen betragen bei Kraftfahrzeugen

- 7000 Euro (netto)
6. P&R-Anlagen:
- 9000 Euro (netto) bei Ingenieurbauwerken (Parkhiu-
sern, Parkpaletten, Tiefgaragen) und

- 4 500 Euro (netto) bei ebenerdigen Anlagen

Zuwendungsfihige Ausgaben werden je Stellplatz festge-
legt.

7. Zentraler Omnibusbahnhof:
Bau, Zufahrt, Witterungsschutz, Versorgungsanlagen

- 125 000 Euro (netto) pro OPNV-Kraftomnibusstellplatz
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Abbruch

Unter Abbruch ist die Beseitigung von Anlagen(-teilen) zu ver-
stehen, die in unmittelbarem Zusammenhang mit einem zu for-
dernden Vorhaben stehen und die zeitnah durch die Mafinahme
iiberbaut werden.

Ausgaben fiir Abbruch zihlen zu den Bauausgaben. Bei erheb-
licher zeitlicher Differenz zwischen Abbruch und Baubeginn
besteht die Moglichkeit, die entstehenden Ausgaben in die Zu-
wendungsfahigkeit mit einzubeziehen, wenn

a) der Abbruch als vorzeitiger Baubeginn fiir zuwendungsunbe-
denklich erklért wird; dies sollte aber nur dann geschehen,
wenn die Ausgaben des Abbruchs tatsdchlich erheblich sind;

b) der Abbruch als Vorsorge- beziechungsweise Vorfinanzie-
rungsmafinahme im Zusammenhang mit einem Vorhaben
der stddtebaulichen Erneuerung oder der Neuordnung der
ErschlieBung anerkannt wurde; mafigeblich fiir die Defini-
tion des Vorhabenbeginns sind die Vorschriften der Landes-
haushaltsordnung.

Ausgaben fiir die Entsorgung von nicht mehr verwendbaren
Materialien sind zuwendungsfahig. Erlose aus der VerduBerung
von nicht mehr verwendbaren Materialien (flir den vorgesehe-
nen Investitionszweck) sind von den zuwendungsfihigen Aus-
gaben abzusetzen.

Abnahmekosten

Ausgaben fiir bavaufsichtliche Abnahmen sind nicht gesondert
zuwendungsfahig, weil sie unter Planungskosten zu rechnen
sind.

Alternative Antriebe

Alternative Antriebe fiir die iiberwiegende Nutzung von Wasser-
stoff, Brennstoffzellen, Erdgas, Elektro, Biomethan und Kombi-
nationen aus Elektro-Benzin/-Diesel beziehungsweise Hybrid-
antrieb sind nur in Standard-Linienbussen entsprechend den
Vorgaben des VDV zuwendungsfihig.

Werden im Rahmen der Ersatzbeschaffung fiir das ersetzte Fahr-
zeug Verkaufserlose erzielt, sind diese von den zuwendungsfahi-
gen Ausgaben abzusetzen. Die zur praktischen Durchfiihrung
notwendigen Regelungen werden durch die Bewilligungs-
behorde getroffen.

Die Forderung alternativer Antriebe stellt eine Investitionsbei-
hilfe dar und unterliegt den europarechtlichen Beihilfevor-
schriften. Die Zuwendungen der beihilfefdhigen Kosten erfol-
gen deshalb auf der Grundlage der Allgemeinen Gruppen-
gleichstellungsverordnung (AGVO).

Archiologische Begleitausgaben

Nach § 6 des Brandenburgischen Denkmalschutzgesetzes kon-
nen abgegrenzte Flichen, die bekannte oder nach begriindeter

Vermutung Bodendenkmale von besonderer Bedeutung bergen,
zu Grabungsschutzgebieten erkldrt werden. Soweit in ein
Denkmal eingegriffen wird, hat der Veranlasser des Eingriffs
die Ausgaben zu tragen. Die in diesem Rahmen beim Vorhaben-
trager anfallenden erforderlichen Ausgaben sind zuwendungs-
fihig, soweit sie durch die OPNV-MaBnahme veranlasst und
dringend erforderlich sind sowie keine Alternativen bestehen.

Ausbaumafinahmen

Erfolgt eine Erweiterung von Verkniipfungsanlagen durch Er-
gidnzung von Anlagen bezichungsweise Anlagenteilen ein-
schlieBlich Verkehrsfldchen und eine Optimierung der Nutzbar-
keit oder eine Verbesserung des Verkehrswertes des Verkehrs-
weges zum Beispiel durch eine Erhdhung der zuldssigen Ge-
schwindigkeit bei Eisenbahnstrecken, liegt ein zuwendungs-
féhiger Ausbau vor.

Ausgleichsflichen und -mafinahmen

Voraussetzung fiir die Férderung von Ausgleichsmalinahmen
einschlieBlich Grunderwerbs bezichungsweise Ausgleichs-
abgaben ist der Nachweis der Notwendigkeit und des Umfanges
der MafBnahmen durch planungsrechtliche Festlegungen im Zu-
sammenhang mit der Schaffung des Baurechts. Sofern die Aus-
gleichsmafinahmen auch ohne Grunderwerb durch Nutzungs-
vereinbarungen sichergestellt werden konnen (rentierliche,
verbleibende wirtschaftliche Nutzung der Ausgleichsflachen,
zum Beispiel Wald), ist die kostengiinstigere Losung zu wihlen.

Bahnkorper

Bei InvestitionsmaBnahmen an Bahnk&rpern im Zusammenhang
mit Umsteigeanlagen sollen vorrangig Altstoffe (zum Beispiel
Schwellen, Schienen) eingebaut werden, wenn ein gleichwerti-
ges Ergebnis wie beim Einsatz von Neustoffen erreicht wird.

Der Belastungsstopfgang gehort zur Herstellung der Oberbau-
anlage und ist somit zuwendungsfahig.

Die Herstellung einer neuen Entwésserungsanlage beziehungs-
weise der Ersatz einer nicht mehr funktionstiichtigen Anlage
ist zuwendungsfihig. Der Einbau einer Planumsschutzschicht
(PSS)/Frostschutzschicht (FSS) gehort zu den zuwendungs-
fahigen Kosten des Bahnkdrpers, wenn dieser zur wesentlichen
Verbesserung der Sachanlage erforderlich ist. Das trifft bei
Langen > 100 m zu. Die Wiederherstellung von Rangierer-
wegen ist dann zuwendungsfihig, wenn diese durch die Bau-
mafnahmen veranlasst wurde.

MaBnahmen an Durchldssen gehdren zu den zuwendungsfahi-
gen Ausgaben, wenn sie zur wesentlichen Verbesserung der
Sachanlage, wie zum Beispiel der Erhohung der Strecken-
geschwindigkeit, erforderlich sind.

Bahnsteige

An Zugangsstellen sind sowohl die Errichtung neuer Bahn-
steiganlagen als auch die Erweiterung vorhandener Bahnsteige
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einschlieBlich der Anpassung des Niveaus der Bahnsteige so-
wie die Bahnsteigausstattung zuwendungsfahig.

Sofern auch Bahnkoérper von dem Bau der Umsteigeanlage be-
troffen sind, richten sich die zuwendungsfahigen Ausgaben nach
den hierfiir festgelegten Kriterien.

BahnsteigerschlieBung

Zur zuwendungsfihigen BahnsteigerschlieBung gehdren Zu-
wegungen, Personeniiberfithrungen, Personenunterfiihrungen,
schienengleiche Ubergiinge (gegebenenfalls Bahniiberginge,
Reisendensicherungsanlagen) und Aufzugsanlagen.

Barrierefreiheit

Zur angemessenen Berlicksichtigung der Belange mobilitits-
eingeschrankter Personen sind die Ausgaben fiir Rampen an
Umsteigeanlagen des OPNV grundsitzlich zuwendungsfihig.
Aufzugsanlagen kénnen auch neben Fahrtreppen zuwendungs-
fahig sein. Dies gilt auch fiir die Nachriistung von Umsteige-
anlagen.

Die Kosten fiir die Herstellung der Barrierefreiheit nach
DIN 18024-1 und 18040-1 sind zuwendungsfzhig.

Bau-/Planungskosten

Die Baukosten sind als Leistungen der DIN 276 Kostengrup-
pen 100 bis 500 und 610 zuwendungsfihig, wenn sie fiir den
Zuwendungszweck, die verkehrsgerechte und betriebssichere
Ausfithrung des Vorhabens nach den allgemein anerkannten
Regeln der Technik, den baurechtlichen Bestimmungen sowie
fiir die wirtschaftliche und sparsame Durchfithrung der Mal3-
nahme erforderlich sind.

Baukosten der Kostengruppe 620 sind nicht férderfahig.

Im Rahmen der Forderung der Planung sind Leistungen der
Kostengruppen 713 und 721 bis 749 entsprechend DIN 276 bis
zu maximal 15 Prozent der zuwendungsfihigen Baukosten
(Kostengruppen 200 bis 600) zuwendungsfahig.

Die Bewilligungsstelle kann bei Férdermafnahmen von Unter-
nehmen der DB AG auch die Anlagen 4.2 ,,Baukosten* und 4.3
,,Verwaltungskosten des ,,AVP 2012 - Handbuch zur Antrags-
und Verwendungspriifung™ des Eisenbahn-Bundesamtes an-
wenden und einen Teil der Planungsleistungen, zum Beispiel
die Ausfiihrungsplanung, den zuwendungsfihigen Bauausga-
ben zurechnen. Die Forderung der Planungsleistungen ist ent-
sprechend zu kiirzen.

Beleuchtungsanlagen

Beleuchtungsanlagen an Zugangsstellen des SPNV und an Ver-
kniipfungsanlagen und deren Zuwegung sind im Zusammen-

hang mit Neu-/Ausbaumalnahmen im notwendigen Umfang
zuwendungsfahig.

Bepflanzung

Die erstmalige Bepflanzung und Begriinung einschlie8lich der
im Durchfiihrungszeitraum erbrachten Fertigstellungspflege
nach DIN 18916 und DIN 18917 im Rahmen der Mafinahme ist
zuwendungsfihig. Eine Kombination mit den erforderlichen
Ausgleichsmalinahmen ist anzustreben. Entwicklungspflege ist
nicht zuwendungsfahig, auch wenn sie im Zusammenhang mit
der Erstellung beauftragt wird.

Bestandspline/Bauwerksbiicher

Die Kosten fiir die Erstellung der Bestandspldne sind zuwen-
dungstihige Bauausgaben. Das betrifft die Ausgaben fiir

- Bestandsvermessung sowie erstmalige Erstellung von Be-
standszeichnungen bei Bestandsaufnahmen von Verkehrs-
anlagen und Ingenieurbauwerken (bei Bauabschluss)

- Aufstellung der Bauwerksbiicher

- Aufstellung der Bestandspldne (bei Anfertigung der Be-
standsunterlagen fiir Ingenieurbauwerke).

Betriebserschwerniskosten

Betriebserschwerniskosten des Vorhabentrdgers selbst sind in
keinem Fall zuwendungsfahig, daher auch keine Berticksichti-
gung eines Wertausgleichs; Betriebserschwerniskosten eines
Dritten sind zuwendungsfihig, sofern nicht eine Abgeltung
durch vertragliche Vereinbarungen erfolgt.

Bodenindikatoren

Das nachtriigliche Versehen von OPNV-Umsteigeanlagen mit
Bodenindikatoren ist zuwendungsfahig. Die Zuwendungs-
fahigkeit erstreckt sich auch auf Bodenindikatoren im engeren
Einzugsbereich von Umsteigeanlagen des OPNV, besonders
von Zugéngen zu unterirdischen Verkehrsanlagen.

Bike&Ride-Anlagen (B&R-Anlagen)

Der Bedarf an B&R-Stellplétzen ist bei Neubauten durch ein
anerkanntes Verfahren der Verkehrsplanung und bei der Erwei-
terung von Anlagen durch eine reprisentative Bedarfsermitt-
lung nachzuweisen.

Die zuwendungsfihigen Ausgaben fiir die B&R-Stellplitze
umfassen die Anlagenflichen, die Zu- und Abgangsbereiche
und die Ersatzpflanzungen.

Fir B&R-Anlagen gelten grundsitzlich folgende Mindest-
standards:
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Radabstellplatz ein- und Radabstellplatz in Sammel- | Fahrradbox Radabstellplatz in Fahrrad-
mehrgeschossige Anlagen schliefanlage parkhaus/Radstation
- Bodenbefestigung - Bodenbefestigung Radabstellplatz mit - Ein- und mehrgeschossige
- Anlehnbiigel mit Knie- - Anlehnbiigel mit Knie- kompletter Einhausung Anlagen
holm oder Hoch-/Tief- holm oder Hoch-/Tief- Uberdachung - Anlehnbiigel mit Knie-
Einsteller Einsteller Beleuchtung holm oder Hoch-/Tief-
- Uberdachung - Uberdachung Bodenbefestigung Einsteller
- Beleuchtung - Umzdunung der Abstell- Anlehnbiigel mit Knie- - Beleuchtung
anlage holm oder Hoch-/Tief-
- Beleuchtung Einsteller
- Abschlielbares Sammel- AbschlieBbare Einzel-
schloss schliissel
Abweichungen davon sind besonders zu begriinden. Ersatzinvestitionen

Bike-Sharing-Anlagen

Anlagen fiir Bike-Sharing sind nicht zuwendungsfahig.

Brand- und Wasserschutzanlagen

Brand- und Wasserschutzanlagen sind, soweit sie im unmittel-
baren Zusammenhang mit der Mafinahme stehen, zuwendungs-
féhig.

Briicken

Radwege auf Briicken sind zur Herstellung beziehungsweise
Erhaltung von Wegebeziechungen zuwendungsfahig.
Car-Sharing-Stationen

Anlagen fiir Car-Sharing-Stationen sind nicht zuwendungs-
féhig.

Empfangsgebiude

Zuwendungsféhig sind Mafinahmen an Empfangsgebduden,
wenn sie der Verbesserung der Verkehrsverhiltnisse des OPNV
dienen, wirtschaftlich vertretbar sind und sich keine verkehrlich
bessere Losung anbietet.

Entschidigungsleistungen

Entschadigungsleistungen fiir Einwirkungen auf benachbarte
Grundstiicke zdhlen zu den zuwendungstfahigen Baukosten.
ErhaltungsmaBBinahmen (bauliche)

Bauliche ErhaltungsmafBinahmen sind Instandsetzungsmafinah-
men zur Verbesserung der Fahrbahnoberfliche sowie Erneue-

rungsmafnahmen des Strafenaufbaus zum Erhalt der Trag-
féahigkeit. Sie sind nicht zuwendungsfahig.

Eine Ersatzinvestition ist eine Investition, bei der vorhandene
Investitionsobjekte durch neue ersetzt werden, und bedeutet zu-
meist eine Anlagenerneuerung.

Ersatzinvestitionen umfassen ausschlie3liche Reinvestitionen
zur Aufrechterhaltung der betrieblichen Leistungsfahigkeit und
sind keine Neu-/Ausbaumalinahmen, bei denen die betriebliche
Leistungsfahigkeit erhdht wird. Sie sind als selbststidndige Vor-
haben nicht zuwendungsféhig.

Ersatzinvestitionen fiir durch das forderfahige Vorhaben unter-
gehende Anlagen(-teile) sind im notwendigen Umfang zuwen-
dungsféhig, hierbei ist der Vorteilsausgleich zu beriicksichti-
gen.

Fahrscheinautomaten

Ausgaben fiir die Wiederherstellung bereits in Betrieb genom-
mener zerstorter Automaten sind nicht zuwendungsfzhig, da es
sich bei der Wiederherstellung bereits um Unterhaltung und um
Ersatzinvestitionen handelt.

Gelegenheitsverkehre

BaumaBnahmen fiir Gelegenheitsverkehre, wie zum Beispiel
Taxi und Fern- sowie Reisebusse, sind nicht zuwendungsfahig.

Die Nutzung von geforderten Anlagen durch Gelegenheitsver-
kehre ist jedoch nicht zuwendungsschédlich, solange sie die
zweckgebundene Nutzung nicht behindern und eine unterge-
ordnete Bedeutung haben.

Mehrausgaben, die aus einer Mitbenutzung herriihren, sind nicht
zuwendungsfahig.

Grunderwerb

Als Grunderwerbsausgaben (gemdf3 DIN 276-1, 2008) gelten:
- Grundstiickswert

- Grundstiicksnebenkosten (Ausgaben, die im Zusammen-
hang mit dem Erwerb des Grundstiicks stehen; unter ande-
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rem Umschreibungsausgaben des Grundbuchamtes, Ausga-

ben fiir Lageplédne und Grundbuchausziige)

- Vermessungsgebiihren

- Gerichtsgebiihren

- Notariatsgebiihren

- Grunderwerbsteuer

- Wertermittlungen, Untersuchungen (zu Altlasten und
deren Beseitigung)

- Genehmigungsgebiihren (Bodenverkehrsgenehmigungs-
ausgaben)

- Bodenordnung, Grenzregulierung

Grunderneuerung

Grunderneuerung ist - in Abgrenzung zur Wartung und Repara-
tur im Rahmen der Unterhaltung von Anlagen - die wesentliche
Verbesserung des Gebrauchswertes ortsfester Verkehrsanlagen
durch grofere Instandsetzungen, Erneuerung oder Austausch
einzelner oder mehrerer Komponenten. Sie ist im begrenzten
Rahmen von Neu-/Ausbaumafnahmen zuwendungsféhig, wenn
sie gegeniliber dem Zweck des Vorhabens von untergeordneter
Bedeutung ist.

Die Grunderneuerung von Radwegen ist nicht zuwendungs-
fahig.

Instandsetzungsmafinahmen

Siehe Erhaltungsmafinahmen.

Kontaminierungen
1. Grundsatz:

Den Baugrund stellt der Auftraggeber (= Projekttriager), die
Kostentragungspflicht liegt bei ihm.

Der Auftraggeber - Projekttriager - zeichnet gegeniiber dem
Auftragnehmer verantwortlich fiir den Grund und Boden, auf/
in dem gebaut wird. Er trigt das Risiko beim Auffinden von
Kontaminierungen. Insofern ist er verpflichtet, die Zuwen-
dungsgeber iiber die moglichen Risiken umfassend zu infor-
mieren. Es liegt also in seiner Verantwortung,

- sich bereits beim Erwerb von Grund und Boden bezie-
hungsweise bei Sicherung von Grunddienstbarkeiten ein
Bild von der Situation zu machen,

- im Rahmen der Baugrunduntersuchungen im Planungs-/
Vorbereitungsstadium die Situation beziiglich kontaminie-
render Stoffe zu erfassen und zu bewerten,

- Planungsalternativen aufzuzeigen, die Eingriffe in konta-
minierte Bereiche vermeiden beziehungsweise minimie-
ren,

- erforderliche Sanierungsmafinahmen zu planen und die zu-
gehorigen Ausgaben zu ermitteln, soweit sie zur Losung
der verkehrlichen Aufgabe erforderlich sind (Beriicksichti-
gung im Finanzierungsantrag).

2. Grundsatz:

Grundsitzlich besteht Regressanspruch gegeniiber dem Grund-
eigentiimer beziehungsweise dem Verursacher der Kontaminie-
rung.

Der Projekttriager hat zu priifen, inwieweit ein Anspruch in
der Kostentragungspflicht gegentiber Dritten besteht. Im Ein-
zelfall ist zu priifen, inwieweit aufgrund fritherer rechtlicher
Gegebenheiten die Sanierungspflicht unbillig oder nicht zu-
mutbar ist.

3. Grundsatz:

Es ist zu unterscheiden zwischen Kontaminierung mit und ohne
gesetzlich normierte Pflichten zum Einschreiten.

Bei Kontaminierung mit Einschreitungspflicht (Gefahr fiir
die Umwelt, insbesondere das Grundwasser) ist eine Siche-
rung oder Sanierung auch ohne die Baumafinahme grundsitz-
lich erforderlich. Bei Kontaminierung ohne Einschreitungs-
pflicht geht keine unmittelbare Gefahr fiir die Umwelt aus. Es
sind keine direkten Sicherungs- oder Sanierungsmafinahmen
erforderlich. Ausgaben entstehen erst durch die ,,Zustandssto-
rung®.

4. Grundsatz:

Ausgaben bei Kontaminierung mit Einschreitungspflicht sind
grundsétzlich nicht zuwendungsféhig.

Sofern die Sicherung/Sanierung des Bodens auch ohne Zu-
standsstérung durch die BaumaBnahme zwingend erforderlich
ist, ist die Zuwendungsfahigkeit der insoweit entstehenden Aus-
gaben nicht gegeben.

5. Grundsatz:

Ausgaben bei Kontaminierung ohne Einschreitungspflicht sind
zuwendungsfdhig, soweit Regressanspriiche nicht realisiert
werden kénnen.

Die Sanierung und Sicherung des Bodens wird erst als Folge
der BaumafBnahme notwendig. Von daher kdnnen die Ausgaben
- soweit Regressanspriiche nachweislich nicht realisiert werden
konnen - grundsitzlich den Bauausgaben zugerechnet und als
zuwendungsfahig anerkannt werden.

Kiss&Ride-Anlagen (K&R-Anlagen)

Kiss&Ride-Anlagen zum Kurzzeitparken an Verkniipfungs-
anlagen sind zuwendungsfahig.

Haltestellen des iOPNV

Werden Haltestellen im Rahmen von Omnibusbahnhéfen be-

ziehungsweise Verkniipfungsanlagen errichtet, so sind diese
zuwendungsfahig. Siehe Zentrale Omnibusbahnhéofe.
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Kiinstlerische Mafinahmen

Ausgaben fiir die kiinstlerische Ausgestaltung sind nicht zu-
wendungsfihig.

Ladestationen

Auf Bedarfsnachweis sind stationdre Ladegerite zur Aufladung
von Elektrokraftfahrzeugen zuwendungsfahig, wenn iiber die
Dauer der Zweckbindung die Anlagenkosten nicht auf den
Strompreis umgelegt werden. Die Ladeinfrastruktur muss den
Mindestanforderungen gemill § 3 der Ladesdulenverordnung
(LSV) vom 9. Mérz 2016 (BGBI. I S. 457) entsprechen.

Gewerblich betriebene Ladeséulen wie auch der Riickbau vor-
handener Stellpldtze zugunsten von Ladestationen sind nicht
zuwendungsfahig.

Ladespuren fiir OPNV-Kraftomnibusse

Betriebsbedingte Ladespuren im Bereich der Fahrstreifen auf-
grund eines fahrplantechnischen Nachweises fiir die kabellose
Ubertragung der Elektroenergie im Bereich planmiBiger Halte-
stellen sind zuwendungsféhig.

Liarmvorsorge/Lirmsanierung

MaBnahmen der Larmvorsorge sind im Zuge von Neubau- und
Ausbaumafinahmen nach den Erfordernissen der Verkehrslarm-
schutzverordnung (16. BImSchV) grundsitzlich zuwendungs-
fahig.

Passive LarmschutzmaBnahmen gemdB der Verkehrswege-
schallschutz-Mafinahmenverordnung (24. BImSchV) zéhlen zu
den zuwendungsfdahigen Ausgaben.

Eine nachtridgliche Larmsanierung ist keine Neu- oder Ausbau-
mafnahme im Sinne dieser Richtlinie und damit nicht zuwen-
dungsfahig. Eine verpflichtende bundesgesetzliche Rechtsgrund-
lage zur Larmsanierung besteht nicht. Zusténdig fiir notwendige
LarmschutzmaBinahmen ist der Baulasttriger des jeweiligen
Verkehrsweges.

Leasing-Finanzierung

Leasingkosten sind als Betriebskosten anzusehen und sind nicht
zuwendungsfahig.

Leit- und Sicherungstechnik

Es sind die fiir die Investitionsmafinahme angemessenen Anla-
gen der Leit- und Sicherungstechnik nach dem Stand der Tech-
nik einschlieflich notwendiger Zusammenhangsinvestitionen
(Kabelleitungen, -kanéle, Erdverlegungen) zuwendungsfahig.
Gleiches gilt auch fiir die durch die Maflnahme erforderlichen
Leitungsverlegungen. Telekommunikationsleitungen sind in
der Regel nicht zuwendungsfzhig.

Leitungsverlegungen

Ausgaben, die aufgrund der notwendigen Verlegung von Ver-
sorgungsleitungen im Zusammenhang mit der zuwendungs-
fahigen Maflnahme entstehen, sind zuwendungsfahig. Ein Vor-
teilsausgleich ist zu beriicksichtigen.

Lichtzeichenanlagen

Lichtzeichenanlagen sind einschlie8lich ihrer technischen Aus-
fithrung im Zusammenhang mit Malnahmen an Bahniibergén-
gen und Bahnsteigzuwegungen von Umsteigeanlagen zur Erho-
hung der Sicherheit und der Qualitdt des Verkehrsablaufes
sowie zur Beschleunigung des Durchgangsverkehres zuwen-
dungsfahig.

Mietkauf

Siehe Leasing-Finanzierung.

Mobilititskonzepte

Bei der Erstellung von integrierten und nachhaltigen Mobili-
tatskonzepten nach dem Fordertatbestand 2.1.1 sind neben der
okologischen Nachhaltigkeit auch mogliche Beziige zu den
Querschnittszielen Chancengleichheit und Nichtdiskriminie-
rung darzustellen und nach Mdglichkeit bei der Umsetzung zu
berticksichtigen. Dies gilt insbesondere fiir den Aspekt der Bar-
rierefreiheit fiir mobilitdtseingeschrinkte Personen.

Neubaumafinahmen

Durch eine NeubaumaBnahme wird fehlende leistungsfahige
OPNV- beziehungsweise Radverkehrsinfrastruktur, die bisher
an dem geplanten Standort nicht existiert, geschaffen.

Offentlicher Personennahverkehr (OPNV)

Der zuwendungsfihige OPNV umfasst den Schienenpersonen-
nahverkehr (SPNV), der auf Grundlage des Allgemeinen Eisen-
bahngesetzes (AEG), und den iibrigen Offentlichen Personen-
nahverkehr (iOPNV), der auf Grundlage des Personenbefor-
derungsgesetzes (PBefG) durchgefiihrt wird.

Bei gemeinsam durchzufithrenden MaBnahmen des iOPNV
und des SPNV sind die Bereiche dem iOPNV zuzurechnen,
die auch ohne SPNV eine sinnvolle verkehrliche Aufgabe er-
fiillen.

Park&Ride-Anlagen (P&R-Anlagen)

Die Forderobergrenze bezieht sich auf die Anlagenfliche, die
Zu- und Abgangsbereiche, Ersatzpflanzungen oder Ahnliches.
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Die Einrichtung von Eltern-Kind-Stellpldtzen einschlieflich
der notwendigen Kennzeichnung ist im Rahmen der rechtlichen
und baulichen Voraussetzungen und unter Beriicksichtigung
der lokalen Gegebenheiten forderfahig.

Im Rahmen der Antragstellung sind die Ergebnisse einer repré-
sentativen Bedarfsermittlung durch Zéhlungen und bei Neu-
bauten durch ein anerkanntes Verfahren der Verkehrsplanung
nachzuweisen.

Parkstreifen

Parkstreifen einschlielich notwendiger Gehwege sind zuwen-
dungsfihig, soweit sie Bestandteil einer Verkniipfungsanlage
sind.

Es bleibt dem Antragsteller liberlassen, die lokal geeignete Form
(Léangs-, Schrig- oder Senkrechtaufstellung) zu wihlen.

Planungsleistungen

Siehe Bauausgaben/Planungskosten.

Restbuchwert

Der Restbuchwert oder Erlos der Altanlage ist von den zuwen-
dungsfihigen Ausgaben abzusetzen und gesondert auszuwei-
sen.

Restflichen

Werden beim Grunderwerb kleine, nicht nutzbare Restflichen
mitgekauft, so sind die Ausgaben hierfiir zuwendungsfahig.

Riickbau

Siehe Abbruch.

Sanierung von Briickenbauwerken

Die Sanierung von Briickenbauwerken in Form einer wesentli-
chen Verbesserung des Gebrauchswertes durch grofiere In-
standsetzung, Erneuerung oder Austausch einzelner oder meh-
rerer Komponenten im Sinne der Wiederherstellung einer
vorhandenen OPNV-Verkehrsanlage nach deren Abnutzung
dient der Erhaltung des urspriinglichen Verkehrswertes und ist
flir sich alleine nicht zuwendungsféhig. Stehen die Baumal-
nahmen im Zusammenhang mit Neu-/AusbaumafBinahmen der
Umsteigeanlage, so sind diese jedoch zuwendungsfahig.

Schliefifacher

SchlieBfacher sind im Rahmen von Serviceeinrichtungen im
erforderlichen Umfang zuwendungsféahig.

Serviceanlagen

Zu den zuwendungsfihigen Serviceanlagen gehoren insbeson-
dere Notrufanlagen, Toiletten, GepackschlieBfacher im erfor-
derlichen Umfang.

Schutzmafinahmen nach Bundes-Immissionsschutzgesetz
(BImSchG)

SchutzmaBnahmen nach Bundes-Immissionsschutzgesetz
(BImSchG) sind zuwendungsfahig, soweit die Umsetzung der
geplanten Mafinahme diese erforderlich machen.

Software

Die Anschaffung neuer beziehungsweise zusitzlicher Soft-
ware ist grundsétzlich nicht zuwendungsfahig. Zum Gerit zu-
gehorige Software (zum Beispiel Gleisiibergangsanlagen)
kann im Rahmen einer BaumaBnahme gefordert werden. Bei
der Einreichung der Unterlagen zur Forderung ist eine Auf-
schliisselung der einzelnen Ausgaben beziiglich der Software
vorzunehmen.

Um- und Ausbaumafinahmen

Um- und AusbaumaBnahmen zur Erneuerung des Straflenkor-
pers mit Anderungen in der Linienfiihrung in Grund- und/oder
Aufriss sowie gegebenenfalls Fahrbahnverbreiterungen zur
Verbesserung der Verkehrssicherheit sind nicht zuwendungs-
fahig.

Umsatzsteuer

Die Umsatzsteuer ist zuwendungsfahig, soweit diese nicht im
Vorsteuerabzug absetzbar ist.

Unternehmen

Der Begriff des Unternehmens im Rahmen des Wettbewerbs-
rechts umfasst jede eine wirtschaftliche Tatigkeit ausiibende
Einheit, unabhingig von ihrer Rechtsform und der Art ihrer
Finanzierung. Eine wirtschaftliche Tétigkeit ist dabei jede Té-
tigkeit, die darin besteht, Giiter oder Dienstleistungen auf ei-
nem bestimmten Markt anzubieten. Die Qualifizierung als
Unternehmen héngt nicht davon ab, ob die Einheit zur Ge-
winnerzielung gegriindet wurde (Europdischer Gerichtshof,
EuGH).

Verkehrssicherheitsaudit

Mafnahmen im 6ffentlichen Raum mit Stralenverkehr und An-
lagen fiir den Rad- und FuB3verkehr sind auf der Grundlage der
Empfehlungen fiir das ,,Sicherheitsaudit von Strafien (ESAS) -
(2002) der Forschungsgesellschaft fiir Stralen- und Verkehrs-
wesen e. V.“ auf ihre Verkehrssicherheit zu auditieren.
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Video-Anlagen

Zur Vorbeugung von Vandalismus und ErhShung der sozialen
Sicherheit sind Videoanlagen an Umsteigeanlagen und deren
unmittelbarer Zuwegung im notwendigen Umfang zuwen-
dungsfahig.

Wiederherstellungsarbeiten

Wiederherstellungsarbeiten (zum Beispiel bauliche Anlagen,
Griinanlagen) sind unter Beriicksichtigung eines mdglichen
Wertausgleichs zuwendungsfihig.

Winterbaumafinahmen

Ausgaben fiir Winterbaumafinahmen sind zuwendungsféhige
Baukosten.

Zentrale Omnibusbahnhofe

Der notwendige Umfang ist durch einen Busbelegungsplan
nachzuweisen.

Zweckbindungsfristen

Aufziige 15 Jahre
Ausstattung von Bahnsteigen, Zugangs- und
Verkniipfungsanlagen 15 Jahre
B&R-Anlagen iiberdacht, ebenerdig 15 Jahre
B&R-Parkhéuser 20 Jahre
Bahnkorper/Gleisanlagen 33 Jahre
Bahnsteige, Rampen 25 Jahre
Bahnsteigdécher (massiv) 25 Jahre
Beleuchtungsanlagen mit LON

(Local Operating Network) 20 Jahre
Briicken, Straflen- und Wegebriicken aus

Stahl und Beton 33 Jahre
Eisenbahnbriicken 75 Jahre
Elektrotechnische Anlagen fiir Bahnstrom

und Oberleitungs-Busse 15 Jahre
Empfangsgebdude 25 Jahre
Fahrgastinformationsanlagen und -betriebssysteme

(unter anderem Beschallungen, Vitrinen, Fahr-
scheinautomaten, Dynamische Schriftanzeiger) 10 Jahre
Fahrtreppen 15 Jahre

Gleise, Weichen, Larmschutzbauten 25 Jahre
Kraftomnibusse 10 Jahre
Lichtsignalanlagen 15 Jahre
Personenunter-/-iiberfiihrungen 35 Jahre
P&R-Parkhiduser einschlieflich Zuwegung 20 Jahre
Radwege 15 Jahre
Rampen 25 Jahre
Signal- und Bahnstromanlagen 20 Jahre
TDS Server, Kommunikationsarbeitsplatz,

3SZentrale, 3SInfosdulen, technische 3SZentrale 10 Jahre
Verkehrsrechner (Verkehrsleitsystem), Anlagen

der Leit- und Sicherungstechnik 10 Jahre
WC-Gebdude 15 Jahre
Zugangs- und Verkniipfungsanlage (inklusive

P&R, K&R, ZOB, Ausstattung, Zuwegung) 15 Jahre
Zuwegung zu den Zugangs- und Verkniipfungs-

anlagen fiir den iOPNV, P&R, K&R, B&R und
Bahnhofszuwegung (ohne B&R-Parkhaus/P&R-

Parkhaus) 15 Jahre

Bekanntmachung der Vereinbarung
zwischen der Bundesrepublik Deutschland
und dem Land Brandenburg
iiber die Zahlung von Leistungsprimien an
abgeordnete Landesbeamtinnen und Landesbeamte
sowie Landesrichterinnen und Landesrichter

Vom 8. August 2016

Die in Berlin am 20. Juni 2016 letztunterzeichnete Vereinba-
rung zwischen der Bundesrepublik Deutschland, vertreten durch
das Bundesministerium des Innern, und dem Land Branden-
burg, vertreten durch das Ministerium der Finanzen, iiber die
Zahlung von Leistungsprdmien an abgeordnete Landesbeam-
tinnen und Landesbeamte sowie Landesrichterinnen und Lan-
desrichter wird nachstehend ver6ffentlicht.

Potsdam, den 8. August 2016

Der Minister der Finanzen
des Landes Brandenburg

Christian Gorke
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Vereinbarung zwischen
der Bundesrepublik Deutschland
und dem Land Brandenburg
iiber die Zahlung von Leistungsprimien
an abgeordnete Landesbeamtinnen
und Landesbeamte sowie Landesrichterinnen
und Landesrichter

Die Bundesrepublik Deutschland, vertreten durch das Bundes-
ministerium des Innern - im Folgenden Bund genannt -, und das
Land Brandenburg, vertreten durch das Ministerium der Finan-
zen - im Folgenden Land genannt -, schlieBen folgende Verein-
barung:

Der Bund und das Land vereinbaren nach § 14 Absatz 4 Satz 2
BeamtStG i. V. m. § 71 DRIG, dass fiir zum Bund abgeordnete
Beamtinnen und Beamte sowie Richterinnen und Richter des
Landes, denen beim Bund kein Richteramt iibertragen ist, hin-
sichtlich der Vergabe von Leistungspramien § 42a des Bundes-
besoldungsgesetzes i. V. m. der Bundesleistungsbesoldungsver-
ordnung entsprechend anzuwenden ist. Die Leistungspramie
wird vom Land ausgezahlt, der Bund erstattet dem Land die
entsprechenden Ausgaben.

Im Ubrigen richtet sich die Besoldung nach dem Brandenburgi-
schen Besoldungsgesetz.

Berlin, den 20. Juni 2016 Potsdam, den 3. Juni 2016

Fiir das Ministerium
der Finanzen

Fiir das Bundesministerium
des Innern

Im Auftrag Im Auftrag

Dr. Annette Fischer
Referat 45 -

Besoldung, Versorgung,

Beihilfe, Trennungsgeld,
Reise- und Umzugskosten

Daniel Christians
Referat D 3 -
Besoldungsrecht

Erste Anderung der Richtlinie
des Ministeriums fiir Lindliche Entwicklung,
Umwelt und Landwirtschaft
iiber die Gewihrung von Zuwendungen
zur Forderung der Flurbereinigung

Erlass
des Ministeriums fiir Landliche Entwicklung,
Umwelt und Landwirtschaft
Vom 5. August 2016

1. Die Richtlinie des Ministeriums fiir Landliche Entwick-
lung, Umwelt und Landwirtschaft iiber die Gewéhrung von
Zuwendungen zur Forderung der Flurbereinigung vom
29. September 2015 (ABL. S. 1299) wird wie folgt gedndert:

a) In Nummer 5.4.8 wird der letzte Satz aufgehoben.

b) Nach Nummer 5.4.10 wird folgende Nummer 5.4.11
eingefiigt:

,»5.4.11 Bei Maflnahmen nach Nummer 2.1.2 (Fertig-
stellungs- und Entwicklungspflege), Num-
mer 2.1.7, Nummer 2.1.8 und Nummer 2.2 fin-
det VV Nr. 1.5 zu § 44 LHO keine Anwendung.*

2. Dieser Erlass tritt mit sofortiger Wirkung in Kraft.

Feststellung des Unterbleibens
einer Umweltvertriglichkeitspriifung (UVP)
fiir das Vorhaben wesentliche Anderung
einer Biogas- und einer Blockheizkraftwerksanlage
(BHKW-Anlage) in 14947 Nuthe-Urstromtal
OT Ahrensdorf

Bekanntmachung des Landesamtes fiir Umwelt
Vom 6. September 2016

Die Firma alsai Agrarprodukte GmbH, Zum Wiesengrund 1 in
14947 Nuthe-Urstromtal OT Ahrensdorf beantragt die Geneh-
migung nach § 16 des Bundes-Immissionsschutzgesetzes
(BImSchG), auf dem Grundstiick in der Gemarkung Ahrens-
dorf, Flur 2, Flurstiicke 288, 299 und 303 die Biogasanlage
und die BHKW-Anlage wesentlich zu dndern. Die Biogasan-
lage erhoht die Durchsatzkapazitét auf 51,5 t pro Tag und die
Produktionskapazitdt auf 1,51 Millionen Normkubikmetern je
Jahr Rohgas. Weiterhin wird ein neues BHKW mit einer Feue-
rungswarmeleistung (FWL) von 0,998 MW errichtet. Die FWL
erhoht sich von 0,852 MW auf 1,85 MW.

Es handelt sich hierbei um eine Anlage der Nummern 8.6.3.2 und
V Spalte ¢ sowie 1.2.2.2 und V in Spalte ¢ des Anhangs der Ver-
ordnung tiber genehmigungsbediirftige Anlagen (4. BImSchV)
sowie um ein Vorhaben der Nummern 8.4.2.1 und 1.2.2.2 Spal-
te 2 der Anlage 1 des Gesetzes iiber die Umweltvertraglich-
keitspriifung (UVPQG).

Nach § 3¢ UVPG war fiir das beantragte Vorhaben eine allge-
meine Vorpriifung des Einzelfalls durchzufiihren.

Die Feststellung erfolgte nach Beginn des Genehmigungsver-
fahrens auf der Grundlage der vom Vorhabentriager vorgelegten
Unterlagen sowie eigener Informationen.

Im Ergebnis dieser Vorpriifung wurde festgestellt, dass fiir
das oben genannte Vorhaben keine UVP-Pflicht besteht.

Diese Feststellung ist nicht selbststédndig anfechtbar.
Rechtsgrundlagen

Gesetz zum Schutz vor schadlichen Umwelteinwirkungen durch
Luftverunreinigungen, Gerdusche, Erschiitterungen und &hn-

liche Vorgénge (Bundes-Immissionsschutzgesetz - BImSchG)
in der Fassung der Bekanntmachung vom 17. Mai 2013 (BGBI. I
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S. 1274), zuletzt gedndert durch Artikel 3 des Gesetzes vom
26.Juli 2016 (BGBI. I S. 1839)

Vierte Verordnung zur Durchfithrung des Bundes-Immissions-
schutzgesetzes (Verordnung tiber genehmigungsbediirftige An-
lagen - 4. BImSchV) vom 2. Mai 2013 (BGBI. I S. 973, 3756),
zuletzt gedndert durch Artikel 3 der Verordnung vom 28. April
2015 (BGBI. I S. 670)

Gesetz liber die Umweltvertraglichkeitspriifung (UVPQG) in der
Fassung der Bekanntmachung vom 24. Februar 2010 (BGBI. 1
S. 94), zuletzt gedndert durch Artikel 2 des Gesetzes vom
21. Dezember 2015 (BGBI. I S. 2490)

Landesamt fiir Umwelt
Abteilung Technischer Umweltschutz 1
Genehmigungsverfahrensstelle Siid

Feststellung des Unterbleibens
einer Umweltvertriglichkeitspriifung (UVP)
fiir das Vorhaben Errichtung und Betrieb
von zwei Windkraftanlagen (WKA)
in 04895 Miihlberg/Elbe OT KofBidorf
(Repowering von vier WKA)

Bekanntmachung des Landesamtes fiir Umwelt
Vom 6. September 2016

Die Firma Heckenkamp GmbH, Wahrbrink 14 in 59368 Werne
beantragt die Genehmigung nach § 4 des Bundes-Immissions-
schutzgesetzes (BImSchG), auf dem Grundstiick in der Ge-
markung Kofldorf, Flur 12, Flurstiicke 244 und 245
zwei Windkraftanlagen vom Typ Senvion 3.4M114 zu errich-
ten und zu betreiben.

Es handelt sich dabei um eine Anlage der Nummer 1.6.2V des
Anhangs 1 der Verordnung iiber genehmigungsbediirftige Anla-

gen (4. BImSchV) sowie um ein Vorhaben nach Nummer 1.6.2
der Anlage 1 des Gesetzes liber die Umweltvertriaglichkeitsprii-
fung (UVPQG).

Nach § 3e in Verbindung mit § 3c UVPG war fiir das beantrag-
te Vorhaben eine allgemeine Vorpriifung des Einzelfalls durch-
zufiihren.

Die Feststellung erfolgte nach Beginn des Genehmigungsver-
fahrens auf der Grundlage der vom Vorhabentrager vorgelegten
Unterlagen sowie eigener Informationen.

Im Ergebnis dieser Vorpriifung wurde festgestellt, dass fiir
das oben genannte Vorhaben keine UVP-Pflicht besteht.

Diese Feststellung ist nicht selbststdndig anfechtbar.
Rechtsgrundlagen

Gesetz zum Schutz vor schddlichen Umwelteinwirkungen durch
Luftverunreinigungen, Gerdusche, Erschiitterungen und &hn-
liche Vorgdnge (Bundes-Immissionsschutzgesetz - BImSchG)
in der Fassung der Bekanntmachung vom 17. Mai 2013 (BGBI. I
S. 1274), zuletzt gedndert durch Artikel 3 des Gesetzes vom
26. Juli 2016 (BGBI. I S. 1839)

Vierte Verordnung zur Durchfithrung des Bundes-Immissions-
schutzgesetzes (Verordnung {iber genehmigungsbediirftige An-
lagen - 4. BImSchV) vom 2. Mai 2013 (BGBL. I S. 973, 3756),
zuletzt gedndert durch Artikel 3 der Verordnung vom 28. April
2015 (BGBI.IS. 670)

Gesetz tiber die Umweltvertraglichkeitspriifung (UVPG) in der
Fassung der Bekanntmachung vom 24. Februar 2010 (BGBI. I
S. 94), zuletzt gedndert durch Artikel 2 des Gesetzes vom
21. Dezember 2015 (BGBI. I S. 2490)

Landesamt fiir Umwelt
Abteilung Technischer Umweltschutz 1
Genehmigungsverfahrensstelle Siid

BEKANNTMACHUNGEN DER LANDESBETRIEBE

Feststellen des Unterbleibens
einer Umweltvertriglichkeitspriifung (UVP)
fiir das Vorhaben einer Erstaufforstung

Bekanntmachung
des Landesbetriebes Forst Brandenburg,
Oberforsterei Konigs Wusterhausen
Vom 17. August 2016

Der Antragsteller plant im Landkreis Dahme-Spreewald, Ge-
markung Pétz, Flur 07, Flurstiick 01 (tlw.) die Erstaufforstung
geméB § 9 LWaldG' auf einer Flache von 2,15 ha.

GemaB Nummer 17.1.3 Spalte 2 der Anlage 1 zum UVPG? ist
fiir geplante Erstaufforstungen von 2 ha bis weniger als 20 ha
Wald zur Feststellung der UVP-Pflicht eine standortsbezoge-
ne Vorpriifung des Einzelfalls im Sinne des § 3¢ Satz2 UVPG
durchzufiihren.

Die Vorpriifung wurde auf der Grundlage der Antragsunter-
lagen vom 17. Februar 2016, Az.: LFB-19.01-7020-6/04/16
durchgefiihrt.

Im Ergebnis dieser Vorpriifung wurde festgestellt, dass fiir das
oben benannte Vorhaben keine UVP-Pflicht besteht.
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Diese Feststellung ist nicht selbststindig anfechtbar. Die Be-
griindung dieser Entscheidung und die zugrunde liegenden Un-
terlagen konnen nach vorheriger telefonischer Anmeldung un-
ter der Telefonnummer 03375 252590 wihrend der Dienstzeit
beim Landesbetrieb Forst Brandenburg, Oberforsterei Konigs
Wausterhausen, Potsdamer Ring 15 in 15711 Koénigs Wusterhau-
sen eingesehen werden.

Rechtsgrundlagen

1. Waldgesetz des Landes Brandenburg (LWaldG) vom
20. April 2004 (GVBLI. I S. 137) in der jeweils geltenden
Fassung

2. Gesetz iiber die Umweltvertraglichkeitspriifung (UVPG) in
der Fassung der Bekanntmachung vom 24. Februar 2010
(BGBI. I S. 94) in der jeweils geltenden Fassung

3. Gesetz liber die Priifung von Umweltauswirkungen bei be-
stimmten Vorhaben, Planen und Programmen im Land
Brandenburg (Brandenburgisches Gesetz tiber die Umwelt-
vertraglichkeitspriifung - BbgUVPG) vom 10. Juli 2002
(GVBL I S. 62) in der jeweils geltenden Fassung

Feststellen des Unterbleibens
einer Umweltvertriglichkeitspriifung (UVP)
fiir das Vorhaben einer Erstaufforstung

Bekanntmachung
des Landesbetriebes Forst Brandenburg,
Oberforsterei Konigs Wusterhausen
Vom 17. August 2016

Der Antragsteller plant im Landkreis Dahme-Spreewald, Ge-
markung Pitz, Flur 07, Flurstiick 33 (tlw.) die Erstaufforstung
geméB § 9 LWaldG' auf einer Flache von 4,39 ha.

Gemaf Nummer 17.1.3 Spalte 2 der Anlage 1 zum UVPG? ist
fiir geplante Erstaufforstungen von 2 ha bis weniger als 20 ha
Wald zur Feststellung der UVP-Pflicht eine standortsbezoge-
ne Vorpriifung des Einzelfalls im Sinne des § 3¢ Satz2 UVPG
durchzufiihren.

Die Vorpriifung wurde auf der Grundlage der Antragsunter-
lagen vom 17. Februar 2016, Az.: LFB-19.01-7020-6/04/16
durchgefiihrt.

Im Ergebnis dieser Vorpriifung wurde festgestellt, dass fiir das
oben benannte Vorhaben keine UVP-Pflicht besteht.

Diese Feststellung ist nicht selbststindig anfechtbar. Die Be-
griindung dieser Entscheidung und die zugrunde liegenden Un-
terlagen konnen nach vorheriger telefonischer Anmeldung un-

ter der Telefonnummer 03375 252590 wihrend der Dienstzeit
beim Landesbetrieb Forst Brandenburg, Oberforsterei Konigs
Wausterhausen, Potsdamer Ring 15 in 15711 Konigs Wusterhau-
sen eingesehen werden.

Rechtsgrundlagen

1. Waldgesetz des Landes Brandenburg (LWaldG) vom
20. April 2004 (GVBI. I S. 137) in der jeweils geltenden
Fassung

2. Gesetz liber die Umweltvertraglichkeitspriifung (UVPG) in
der Fassung der Bekanntmachung vom 24. Februar 2010
(BGBI. I S. 94) in der jeweils geltenden Fassung

3. Gesetz liber die Priifung von Umweltauswirkungen bei be-
stimmten Vorhaben, Plianen und Programmen im Land
Brandenburg (Brandenburgisches Gesetz iiber die Umwelt-
vertriglichkeitspriifung - BbgUVPG) vom 10. Juli 2002
(GVBL I 8S. 62) in der jeweils geltenden Fassung

Ankiindigung zur geplanten Umstufung
der Landesstrafie L 146 im Landkreis Prignitz

Bekanntmachung
des Landesbetriebes Stralenwesen Brandenburg,
Lindenallee 51, 15366 Hoppegarten
Vom 23. August 2016

Der Landesbetrieb Stralenwesen Brandenburg beabsichtigt die
Landesstra3e L 146 vom Netzknoten 2839 007 (Einmiindung in
die B 103) bis zum Netzknoten 2938 004 (Einmiindung in die
B 107) mit einer Liange von 15,549 km mit Ablauf des 31. Mérz
2017 zur Kreisstrae umzustufen.

Kiinftiger Trager der Stralenbaulast soll der Landkreis Prignitz
werden.

Diese Ankiindigung gilt einen Tag nach der Veroffentlichung
als bekannt gegeben.

Etwaige Bedenken oder Gegenvorstellungen zu der beabsich-
tigten Umstufung kdnnen innerhalb eines Monats nach Bekannt-
gabe schriftlich oder zur Niederschrift beim Landesbetrieb
StraBenwesen Brandenburg, Lindenallee 51 in 15366 Hoppe-
garten vorgebracht werden.

Im Auftrag

Kerstin Finis-Keck
Abteilungsleiterin Verkehr



1216 Amtsblatt fiir Brandenburg — Nr. 37 vom 7. September 2016

BEKANNTMACHUNGEN DER KORPERSCHAFTEN, ANSTALTEN UND
STIFTUNGEN DES OFFENTLICHEN RECHTS

Deutsche Rentenversicherung Berlin-Brandenburg

Priifungsordnung
zur Durchfiihrung von Fortbildungspriifungen
zum anerkannten Fortbildungsabschluss
Gepriifte Sozialversicherungsfachwirtin und
Gepriifter Sozialversicherungsfachwirt -
Fachrichtung gesetzliche Renten- und
knappschaftliche Sozialversicherung
(Sozialversicherungsfachwirt-Priifungsordnung -
SozVersFachwPO)

Vom 19. Mai 2016

Die Deutsche Rentenversicherung Berlin-Brandenburg als Zu-
standige Stelle erldsst auf Grund

- des § 56 Absatz 1 Satz 2 und des § 47 Absatz 1 in Verbin-
dung mit dem § 79 Absatz 4 Satz 1 des Berufsbildungs-
gesetzes (BBiG) vom 23. Mérz 2005 (BGBL. I S. 931), das
zuletzt durch Artikel 436 der Verordnung vom 31. August
2015 (BGBI. I S. 1474) gedndert worden ist, sowie

- des § 3 des Gesetzes zur Ausfithrung des Berufsbildungsge-
setzes im Offentlichen Dienst (AGBBiG) in der Fassung der
Bekanntmachung vom 14. Februar 1994 (GVBL 1 S. 17)

folgende, vom Berufsbildungsausschuss beschlossene Priifungs-
ordnung fiir die Durchfiihrung von Fortbildungspriifungen zum
anerkannten Fortbildungsabschluss Gepriifte Sozialversiche-
rungsfachwirtin und Gepriifter Sozialversicherungsfachwirt -
Fachrichtung gesetzliche Renten- und knappschaftliche Sozial-
versicherung:

Inhaltsiibersicht

I. Abschnitt - Allgemeine Regelungen -

§1 Gegenstand der Fortbildungspriifung

II. Abschnitt - Priifungsausschiisse -

§2 Errichtung

§3 Zusammensetzung und Berufung

§4 Ausschluss von der Mitwirkung und Befangenheit
§5 Vorsitz, Beschlussfahigkeit, Abstimmung

§ 6 Geschiftsfiihrung, Geschéftsordnung

§7 Verschwiegenheit

I11. Abschnitt - Vorbereitung der Priifung -

§8 Priifungstermine
§9 Nachteilsausgleich

§ 10  Anmeldung zur Priifung
§ 11 Entscheidung iiber die Zulassung

IV. Abschnitt - Durchfiihrung der Priifung -

§ 12 Priifungsaufgaben

§ 13 Nichtoffentlichkeit

§ 14 Leitung, Aufsicht, Niederschrift

§ 15 Ausweispflicht und Belehrung

§ 16  Tauschungshandlungen und stérendes Verhalten
§ 17 Geltendmachung von Stérungen

§ 18  Ricktritt, Nichtteilnahme

V. Abschnitt - Bewertungsverfahren, Feststellung und
Beurkundung der Priifungsergebnisse -

§ 19 Bewertungsverfahren, Feststellung der Priifungsergeb-
nisse

§ 20  Zeugnis, Bescheid
VI. Abschnitt - Schlussbestimmungen -

§21  Rechtsbehelfsbelehrung
§22  Priifungsunterlagen
§ 23 Inkrafttreten

1. Abschnitt
Allgemeine Regelungen

§1
Gegenstand der Fortbildungspriifung

Die Deutsche Rentenversicherung Berlin-Brandenburg als Zu-
stindige Stelle (die Zustindige Stelle) fiihrt Fortbildungsprii-
fungen nach der Verordnung iiber die Priifung zum anerkannten
Fortbildungsabschluss Gepriifter Sozialversicherungsfachwirt
- Fachrichtung gesetzliche Renten- und knappschaftliche Sozi-
alversicherung und Gepriifte Sozialversicherungsfachwirtin
- Fachrichtung gesetzliche Renten- und knappschaftliche So-
zialversicherung (Bundesverordnung) vom 13. Februar 2013
(BGBI. I S. 206) durch.

I1. Abschnitt
Priifungsausschiisse

§2
Errichtung

Fiir die Abnahme der Fortbildungspriifung errichtet die Zu-
standige Stelle einen oder mehrere Priifungsausschiisse. Sind
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mehrere Priifungsausschiisse gebildet, so errichtet die Zustén-
dige Stelle einen Priifungsausschuss flir gemeinsame Aufga-
ben. Besteht nur ein Priiffungsausschuss, nimmt dieser auch die
Befugnisse des Priifungsausschusses flir gemeinsame Aufga-
ben wabhr.

§3

Zusammensetzung und Berufung

(1) Jeder Priifungsausschuss besteht aus fiinf Mitgliedern. Die
Mitglieder haben Stellvertreterinnen oder Stellvertreter. Die
Mitglieder miissen fiir die Priifungsgebiete sachkundig und fiir
die Mitwirkung im Priifungsausschuss geeignet sein. Sie sollen
insbesondere in der beruflichen Erwachsenenbildung erfahren
sein.

(2) Dem Priifungsausschuss gehoren als Mitglieder je zwei Be-
auftragte der Arbeitgeber und der Arbeitnehmer sowie eine
Lehrkraft, die in der Fortbildung tétig ist, an.

(3) Die Beauftragten der Arbeitgeber sowie die in der Fortbil-
dung titigen Lehrkréfte werden auf Vorschlag der Geschifts-
filhrung der Deutschen Rentenversicherung Berlin-Branden-
burg, die Arbeitnehmer auf Vorschlag der im Bereich der
Zustandigen Stelle bestehenden Gewerkschaften und selbst-
stindigen Vereinigungen von Arbeitnehmern mit sozial- oder
berufspolitischer Zwecksetzung berufen.

(4) Werden Mitglieder nicht oder nicht in ausreichender Zahl
innerhalb einer angemessenen Frist vorgeschlagen oder sind
die Vorgeschlagenen nicht geeignet, so beruft sie die Zustandi-
ge Stelle nach pflichtgemidfem Ermessen.

(5) Die Mitglieder und stellvertretenden Mitglieder werden von
der Zustandigen Stelle fiir fiinf Jahre berufen. Lauft die Amts-
dauer nach Ausschreibung einer Priifung ab, verlangert sich die
Mitgliedschaft im Priifungsausschuss bis zum Abschluss dieser
Priifung.

(6) Von der Zusammensetzung nach Absatz 2 darf nur abge-
wichen werden, wenn andernfalls die erforderliche Anzahl von
Mitgliedern des Priifungsausschusses nicht berufen werden
kann.

(7) Die Mitglieder des Priifungsausschusses sind unabhéngig
und an Weisungen nicht gebunden.

(8) Die Tétigkeit im Priifungsausschuss ist ehrenamtlich. Fiir
bare Auslagen und Zeitversdumnis ist, soweit eine Entschidi-
gung nicht von anderer Seite gewéhrt wird, eine angemessene
Entschidigung zu zahlen. Die Hohe der Entschiddigung wird
von der Zustindigen Stelle mit Genehmigung der in den Lén-
dern Berlin und Brandenburg jeweils zustindigen obersten
Landesbehorden festgesetzt.

(9) Die Mitglieder und stellvertretenden Mitglieder sind auf
eigenen Antrag von ihrem Amt zu entbinden oder kdnnen nach
Anhoren der an ihrer Berufung Beteiligten aus wichtigem
Grund abberufen werden.

§4
Ausschluss von der Mitwirkung und Befangenheit

(1) Mitglieder des Priifungsausschusses, die nach § 20 Verwal-
tungsverfahrensgesetz (VwV{G) ausgeschlossen sind oder bei
denen die Besorgnis der Befangenheit nach § 21 VwV{G be-
steht, diirfen nicht an der Priifung mitwirken.

(2) Mitglieder des Priifungsausschusses, die sich befangen fiih-
len, oder Priiflinge, die die Besorgnis der Befangenheit geltend
machen wollen, haben dies vor Beginn der Priifung der Zustén-
digen Stelle mitzuteilen, wihrend der Priifung dem Priifungs-
ausschuss. Die Entscheidung iiber den Ausschluss von der Mit-
wirkung trifft die Zusténdige Stelle, wihrend der Priifung der
Priifungsausschuss ohne Mitwirkung des betroffenen Mitglieds
bzw. der betroffenen Mitglieder.

(3) Ist infolge des Ausschlusses eine ordnungsgeméfle Beset-
zung des Priifungsausschusses nicht moglich, muss die Zustén-
dige Stelle die Durchfiihrung der Priifung einem anderen
Priifungsausschuss der gleichen Fachrichtung tibertragen. Er-
forderlichenfalls kann eine andere Zustindige Stelle ersucht
werden, die Priifung durchzufithren. Das Gleiche gilt, wenn
eine objektive Durchfithrung der Priifung aus anderen Griinden
nicht gewéhrleistet erscheint.

§5
Vorsitz, Beschlussfihigkeit, Abstimmung

(1) Der Priifungsausschuss fiir gemeinsame Aufgaben und die
Priifungsausschiisse wihlen aus ihrer Mitte je ein vorsitzendes
Mitglied und dessen Stellvertretung. Das vorsitzende Mitglied
und seine Stellvertretung sollen nicht derselben Mitglieder-
gruppe angehoren. Der Vorsitz kann jdhrlich zwischen den
Gruppen wechseln.

(2) Der Priifungsausschuss ist beschlussfahig, wenn mindestens
vier der Mitglieder mitwirken. Er beschlieit mit der Mehrheit
der abgegebenen Stimmen. Bei Stimmengleichheit gibt die
Stimme des vorsitzenden Mitglieds den Ausschlag.

(3) In eiligen Féllen, die das formale Priifungsverfahren betref-
fen, kann das vorsitzende Mitglied des Priifungsausschusses
die Abstimmung durch eine schriftliche oder mittels elektroni-
scher Kommunikation durchgefiihrte Umfrage herbeifithren.
Widerspricht ein Mitglied diesem Abstimmungsverfahren, so
muss der Priifungsausschuss zusammentreten.

§6
Geschiftsfiihrung, Geschiiftsordnung

(1) Die Geschiftsfithrung der Priifungsausschiisse liegt in Ab-
stimmung mit den Priifungsausschiissen bei der Zustdndigen
Stelle. Diese gibt sich im Einvernehmen mit dem Priifungsaus-
schuss fiir gemeinsame Aufgaben eine Geschéftsordnung, in
der insbesondere die Einladungen, die Protokollfiihrung und
die Durchfiihrung der Beschliisse geregelt sind. Die Geschifts-
ordnung ist fiir alle Priifungsausschiisse verbindlich.
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(2) Uber jede Sitzung des Priifungsausschusses fiir gemeinsame
Aufgaben sowie der Priifungsausschiisse ist ein Protokoll zu
fertigen, das vom jeweiligen vorsitzenden Mitglied zu unter-
zeichnen ist.

(3) Zu den Sitzungen des Priifungsausschusses sind die ordent-
lichen Mitglieder rechtzeitig einzuladen. Stellvertretende Mit-
glieder werden in geeigneter Weise unterrichtet. Kann ein Mit-
glied an einer Sitzung nicht teilnehmen, so soll es dies
unverziiglich der zustdndigen Stelle mitteilen. Fiir ein verhin-
dertes Mitglied ist ein stellvertretendes Mitglied einzuladen,
welches derselben Gruppe angehdren soll.

§7

Verschwiegenheit

Die Mitglieder des Priifungsausschusses und des Priifungsaus-
schusses fiir gemeinsame Aufgaben sowie sonstige mit der
Priifung befasste Personen haben iiber alle Priifungsvorgénge
Verschwiegenheit zu wahren. Dies gilt nicht gegeniiber dem
Berufsbildungsausschuss und der Zustdndigen Stelle.

II1. Abschnitt
Vorbereitung der Priifung

§8

Priifungstermine

(1) Die Zustindige Stelle bestimmt die Priifungstermine auf
Vorschlag des Priifungsausschusses fiir gemeinsame Aufgaben.
Die Zustindige Stelle gibt die Priifungstermine (Zeit und Ort
der Priifung) und die Anmeldefristen rechtzeitig, jedoch min-
destens zwei Monate vorher in geeigneter Weise bekannt. Mal3-
gebender Termin, nach dem sich die Fristen im Priifungsverfah-
ren richten, ist der letzte Tag der schriftlichen Priifung.

(2) Die Termine fiir die miindliche Priifung bestimmt der
Priifungsausschuss fiir gemeinsame Aufgaben.

§9

Nachteilsausgleich

(1) Zur Wahrung der Chancengleichheit erhalten behinderte
Menschen auf Antrag die ihrer Beeintrachtigung angemessenen
Erleichterungen im Priifungsverfahren. Die fachlichen Anfor-
derungen diirfen dadurch nicht herabgesetzt werden. Ent-
sprechendes gilt fiir Priiflinge, die nicht unter dem Schutz des
Neunten Buches Sozialgesetzbuch stehen, aber aufgrund einer
aktuellen Beeintrichtigung ohne einen Ausgleich benachteiligt
wiren.

(2) Der Antrag ist so rechtzeitig zu stellen, dass die Zusténdige
Stelle iiber die Erleichterung entscheiden, sie gegebenenfalls
vorbereiten und den Priifungsausschuss und die aufsichtfiih-
rende Person unterrichten kann. Dem Antrag ist eine drztliche
Bescheinigung beizufiigen, aus der sich Art und Umfang der
Beeintrdchtigung bei der Anfertigung der Arbeiten und der
miindlichen Priifung ergeben. Art und Umfang der Erleichte-

rungen sind, soweit moglich, mit den Priiflingen zu erdrtern; bei
behinderten Menschen ist die Vertrauensperson der schwerbe-
hinderten Menschen zu beteiligen. Tritt eine Beeintrachtigung
erst wiahrend der Priifung auf, ist unverziiglich die Zustindige
Stelle zu informieren, damit sie kurzfristig iber geeignete Maf3-
nahmen entscheiden kann.

(3) Die aufsichtfithrenden Personen haben darauf zu achten,
dass die von der Zusténdigen Stelle eingerdumten Erleichterun-
gen umgesetzt werden.

§ 10
Anmeldung zur Priifung

(1) Der Priifling meldet sich innerhalb der Meldefrist (§ 8
Absatz 1) bei der Zusténdigen Stelle zur Priifung an.

(2) Der Anmeldung sollen Angaben und Nachweise iiber die in
§ 2 der Bundesverordnung genannten Voraussetzungen beige-
fiigt werden.

(3) Fir die Wiederholungspriifung ist eine form- und fristge-
rechte Anmeldung ausreichend, soweit die iibrigen Unterlagen
der Zusténdigen Stelle vorliegen.

§ 11

Entscheidung iiber die Zulassung

(1) Uber die Zulassung zur Abschlusspriifung entscheidet die
Zustandige Stelle. Halt sie die Zulassungsvoraussetzungen
nicht fiir gegeben, entscheidet der Priifungsausschuss fiir ge-
meinsame Aufgaben.

(2) Priiflingen, die Elternzeit in Anspruch genommen haben,
darf bei der Entscheidung iiber die Zulassung hieraus kein
Nachteil erwachsen.

(3) Die Entscheidung iiber die Zulassung ist den Priiflingen
moglichst einen Monat vor Priifungsbeginn unter Angabe der
Priifungstage, des Priifungsortes, der erlaubten Arbeits- und
Hilfsmittel und der Termine der miindlichen Priifung mitzu-
teilen. Auf das Antragsrecht nach § 9 und die Folgen von
Téuschungshandlungen und stérendem Verhalten nach § 16 so-
wie Riicktritt von und Nichtteilnahme an der Priifung nach § 18
ist dabei hinzuweisen.

(4) Ist die Zulassung zur Priifung aufgrund gefélschter Unter-
lagen oder falscher Angaben erfolgt, kann der Priifungsaus-
schuss nach Anhéoren des Priiflings

a) bis zum ersten Priifungstag die Zulassung widerrufen,

b) innerhalb eines Jahres nach dem ersten Priifungstag in schwer-
wiegenden Féllen die Priifung fiir nicht bestanden erkléren.

Ist die Priifung fiir nicht bestanden erkldrt worden, ist das
Priifungszeugnis unverziiglich an die Zusténdige Stelle zuriick-
zugeben.
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IV. Abschnitt
Durchfiihrung der Priifung

§12
Priifungsaufgaben

Der Priifungsausschuss fiir gemeinsame Aufgaben beschliefit
die schriftlichen Priifungsaufgaben, Losungsvorschldge und
Hinweise fiir die Bewertung nach § 19 und bestimmt die Hilfs-
mittel.

§13
Nichtoffentlichkeit

Die Priifung ist nicht offentlich. Vertreterinnen und Vertreter
der in den Léndern Berlin und Brandenburg jeweils zustdndi-
gen obersten Landesbehdrden und der Zustdndigen Stelle sowie
Mitglieder oder im Vertretungsfall stellvertretende Mitglieder
des Berufsbildungsausschusses konnen anwesend sein. Bei der
Beratung iiber das Priifungsergebnis diirfen nur die Mitglieder
des Priifungsausschusses anwesend sein. § 7 gilt fiir anwesende
Dritte sinngemi0.

§14
Leitung, Aufsicht, Niederschrift

(1) Die Priifung wird unter Leitung des vorsitzenden Mitglieds
vom Priifungsausschuss abgenommen.

(2) Die Zustiandige Stelle regelt fiir die schriftliche Prifung im
Benehmen mit dem vorsitzenden Mitglied des Priifungsaus-
schusses die Aufsichtsfiihrung, die sicherstellen soll, dass die
Priiflinge die Priifungsleistungen selbststandig und nur mit den
erlaubten Arbeits- und Hilfsmitteln erbringen. Uber den Ablauf
der Priifung ist eine Niederschrift zu fertigen. Darin sind alle
Vorkommnisse und Vorgidnge zu dokumentieren, die mog-
licherweise fiir die vom Priifungsausschuss oder der Zustédndi-
gen Stelle zu treffenden Entscheidungen bedeutsam sind.

(3) Die Priiflinge haben die Priifungsarbeiten nicht mit ihren
Namen, sondern mit Kennziffern zu versehen; diese werden zu
Beginn der schriftlichen Priifung ausgelost.

§15
Ausweispflicht und Belehrung

Die Priiflinge haben sich auf Verlangen des vorsitzenden Mit-
glieds oder der aufsichtfithrenden Person auszuweisen. Sie sind
vor Beginn der Priifung {iber den Priifungsablauf, die zur Ver-
fligung stehende Zeit und die erlaubten Arbeits- und Hilfsmittel
sowie die Folgen von Téuschungshandlungen und Ordnungs-
verstofien, Riicktritt und Nichtteilnahme zu belehren.

§ 16
Téauschungshandlungen und stérendes Verhalten

(1) Téuscht ein Priifling wéhrend der schriftlichen Priifung, ver-
sucht er zu tduschen oder hilft er einem anderen dabei, teilt die

aufsichtfiihrende Person dies dem vorsitzenden Mitglied des
Priifungsausschusses und der Zustindigen Stelle mit. Der Priif-
ling darf die Priifungsaufgaben zu Ende bearbeiten. Stort ein
Priifling den Priifungsablauf erheblich, kann ihn die aufsicht-
fithrende Person von der Bearbeitung der betreffenden Prii-
fungsaufgabe ausschliefen.

(2) Uber die Folgen der Tiuschungshandlung oder des storen-
den Verhaltens entscheidet der Priifungsausschuss nach An-
horen des Priiflings. Bei einer Téuschungshandlung kann er je
nach Schwere der Tduschungshandlung bei der betreffenden
Arbeit Punkte abziehen oder sie mit dem Punktwert Null be-
werten. Bei einer Storung, die zum Ausschluss von der weiteren
Bearbeitung gefiihrt hat, kann er die bis zum Ausschluss er-
brachte Leistung bewerten oder die Wiederholung der Prii-
fungsleistung anordnen.

(3) Wird eine Téauschungshandlung erst nach Abschluss der
Priifung bekannt, kann der Priifungsausschuss in besonders
schweren Féllen innerhalb eines Jahres nach Abschluss der
Priifung nach Anhoren des Priiflings die Priifung fiir nicht be-
standen erkldren. Diese Frist gilt nicht, wenn der Priifling iiber
die Teilnahme an der Priifung getduscht hat. § 11 Absatz 4 letz-
ter Satz gilt entsprechend.

(4) Fiir die miindliche Priifung gelten die Absétze 1 bis 3 sinn-
gemal.

§ 17
Geltendmachung von Stérungen

(1) Fuhlt sich ein Priifling wéhrend der schriftlichen Priifung
durch dufiere Einwirkungen oder durch das Verhalten anderer
Priiflinge erheblich gestort, hat er das unverziiglich gegeniiber
der aufsichtfiihrenden Person oder dem vorsitzenden Mitglied
zu riigen. Eine Beeintrachtigung wihrend der miindlichen Prii-
fung ist unverziiglich gegeniiber dem vorsitzenden Mitglied zu
riigen.

(2) Im Fall des Absatzes 1 Satz 1 informiert die aufsichtfiihrende
Person oder das vorsitzende Mitglied sofort die Zustdndige Stel-
le. Diese entscheidet im Einvernehmen mit dem vorsitzenden
Mitglied, ob die Stérung erheblich war und ob und durch welche
MafBnahme die Beeintrichtigung noch wihrend der Priifung aus-
geglichen werden kann. Ist das nicht moglich, entscheidet der
Priifungsausschuss iiber die Wiederholung der Priifungsleistung.

(3) Riigt der Prifling eine Storung der miindlichen Priifung,
entscheidet der Priifungsausschuss, ob die Beeintrichtigung
durch die Stérung erheblich war und gegebenenfalls, ob die
miindliche Priifung zu wiederholen ist oder der Riige auf andere
Weise Rechnung getragen werden kann.

§18
Riicktritt, Nichtteilnahme

(1) Der Priifling kann nach erfolgter Anmeldung vor Beginn der
Priifung (bei schriftlichen Priifungen vor Bekanntgabe der
Priifungsaufgaben) durch schriftliche Erklédrung zuriicktreten.
In diesem Fall gilt die Priifung als nicht abgelegt.
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(2) Versaumt der Priifling einen Priifungstermin, so werden be-
reits erbrachte selbststindige Priifungsleistungen anerkannt,
wenn ein wichtiger Grund fiir die Nichtteilnahme vorliegt.
Selbststiandige Priifungsleistungen sind solche, die thematisch
klar abgrenzbar und nicht auf eine andere Priifungsleistung
bezogen sind sowie eigenstindig bewertet werden.

(3) Erfolgt der Riicktritt nach Beginn der Priifung oder nimmt
der Priifling an der Priifung nicht teil, ohne dass ein wichtiger
Grund vorliegt, so wird die Priifung mit ,ungeniigend“
(= 0 Punkte) bewertet.

(4) Der wichtige Grund ist unverziiglich mitzuteilen und nach-
zuweisen. Im Krankheitsfall ist die Vorlage eines drztlichen
Attestes erforderlich.

V. Abschnitt
Bewertungsverfahren, Feststellung und
Beurkundung der Priifungsergebnisse

§19
Bewertungsverfahren, Feststellung der Priifungsergebnisse

(1) Jede Priifungsleistung ist von jedem Mitglied des Priifungs-
ausschusses selbststandig zu bewerten. Beschliisse tiber die Be-

Beschreibung

eine den Anforderungen in besonderem
MafBe entsprechende Leistung =

eine den Anforderungen voll
entsprechende Leistung =

eine den Anforderungen im Allgemeinen
entsprechende Leistung =

eine Leistung, die zwar Méngel aufweist,
aber im Ganzen den Anforderungen noch entspricht =

eine Leistung, die den Anforderungen nicht
entspricht, jedoch erkennen lasst, dass die
notwendigen Grundkenntnisse vorhanden sind =

eine Leistung, die den Anforderungen nicht
entspricht und bei der selbst die
Grundkenntnisse liickenhaft sind =

sehr gut

ungeniigend

wertung einzelner Priifungsleistungen, der Priifung insgesamt
sowie iiber das Bestehen und Nichtbestehen der Priifung wer-
den vom Priifungsausschuss gefasst. Bei der gemeinsamen
Feststellung der Ergebnisse dienen die Einzelbewertungen der
Priifungsausschussmitglieder als Grundlage.

(2) Zur Vorbereitung der Beschlussfassung nach Absatz 1 kann
der Vorsitz mindestens zwei Mitglieder mit der Bewertung ein-
zelner, nicht miindlich zu erbringender Priifungsleistungen be-
auftragen. Die Beauftragten sollen nicht derselben Mitglieder-
gruppe angehoren. Die beauftragten Mitglieder dokumentieren
die wesentlichen Abldufe und halten die fiir die Bewertung
erheblichen Tatsachen fest (§ 42 Absatz 2 und 3 BBiG). Die
iibrigen Mitglieder des Priifungsausschusses sind bei der Be-
schlussfassung nach Absatz 1 nicht an die Einzelbewertungen
der beauftragten Mitglieder gebunden.

(3) Die Priifungsleistungen sind nach folgendem Punktsystem
zu bewerten:

Note Punkte

100,0 bis 87,5

unter 87,5 bis 75

befriedigend unter 75 bis 62,5
ausreichend unter 62,5 bis 50
mangelhaft unter 50 bis 25

unter 25 bis 0
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(4) Fiir erhebliche Méngel bei der Gliederung der Arbeit, im
Ausdruck sowie bei der duleren Form und der Rechtschreibung
konnen jeweils bis zu 2 Punkte von den fiir die fachliche Leis-
tung vergebenen Punkten abgezogen werden. Bemerkungen
und Bewertung sind nicht in der Priifungsarbeit, sondern auf
einer besonderen Unterlage vorzunehmen; diese gehort zu den
Priifungsunterlagen.

(5) Zur Ermittlung der durchschnittlichen Punktzahl in den Prii-
fungsfachern und in der miindlichen Priifung ist die Summe der
jeweils erzielten Punkte durch die jeweilige Anzahl der betei-
ligten Ausschussmitglieder zu dividieren. Ergeben sich dabei
Bruchteile von Punkten, ist auf eine Stelle nach dem Komma
kaufménnisch zu runden.

§20
Zeugnis, Bescheid

(1) Das Priifungszeugnis nach § 6 Absatz 4 der Bundesverord-
nung ist von der Zustindigen Stelle sowie vom vorsitzenden
Mitglied des Priifungsausschusses zu unterzeichnen.

(2) Auf Antrag des Priiflings wird dem Zeugnis eine englisch-
sprachige und eine franzosischsprachige Ubersetzung beigefiigt.

(3) Bei nicht bestandener Priifung erhilt der Priifling von der
Zustiandigen Stelle einen Bescheid. Darin sind die in den
Priifungsfachern erzielten Leistungen, gegebenenfalls das
Ergebnis der miindlichen Priifung, das Gesamtergebnis und die
nicht zu wiederholenden Priifungsleistungen, anzugeben. Auf
die Moglichkeit der Wiederholung der Priifung nach § 7
Bundesverordnung ist hinzuweisen.

VI. Abschnitt
Schlussbestimmungen

§21
Rechtsbehelfsbelehrung

Mafnahmen und Entscheidungen der Priifungsausschiisse und
der Zusténdigen Stelle werden dem Priifling schriftlich bekannt
gegeben. Die Mitteilungen sind mit einer Rechtsbehelfsbeleh-
rung zu versehen.

§22
Priifungsunterlagen

Die Anmeldungen zur Priifung, die Priifungsarbeiten, die Be-
wertungsunterlagen und die Niederschriften werden bei der

Zusténdigen Stelle zwei Jahre aufbewahrt. Innerhalb dieser Zeit
hat der Priifling das Recht, die Priifungsunterlagen einzusehen.

§23
Inkrafttreten

Diese Priifungsordnung tritt mit Wirkung vom 1. Januar 2016
in Kraft.

Frankfurt (Oder), den 15.06.2016

Dr. Stephan Fasshauer

Deutsche Rentenversicherung Berlin-Brandenburg
als zustandige Stelle nach dem BBiG

Die vorstehende Priifungsordnung wird im Einvernehmen mit
der Senatsverwaltung fiir Arbeit, Integration und Frauen des
Landes Berlin gemél § 47 Absatz 1 Satz 2 des Berufsbildungs-
gesetzes genehmigt.

Potsdam, 27. Juni 2016
Az.: 26-5041/A1/V8

Ministerium fiir Arbeit, Soziales, Gesundheit,
Frauen und Familie des Landes Brandenburg

Im Auftrag

Schattschneider
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BEKANNTMACHUNGEN DER GERICHTE

Zwangsversteigerungssachen

Fiir alle nachstehend veroffentlichten Zwangsversteigerungs-
sachen gilt Folgendes:

Ist ein Recht in dem genannten Grundbuch nicht vermerkt oder
wird ein Recht spéter als der Versteigerungsvermerk eingetra-
gen, so muss der Berechtigte dieses Recht spétestens im Termin
vor der Aufforderung zur Abgabe von Geboten anmelden. Er
muss das Recht glaubhaft machen, wenn der Antragsteller bzw.
Glaubiger widerspricht. Das Recht wird sonst bei der Feststel-
lung des geringsten Gebots nicht berticksichtigt und bei der Ver-
teilung des Versteigerungserloses dem Anspruch des Gléubigers
und den iibrigen Rechten nachgesetzt. Soweit die Anmeldung
oder die erforderliche Glaubhaftmachung eines Rechts unter-
bleibt oder erst nach dem Verteilungstermin erfolgt, bleibt der
Anspruch aus diesem Recht ginzlich unberiicksichtigt.

Es ist zweckméaBig, schon zwei Wochen vor dem Termin eine
genaue Berechnung des Anspruchs, getrennt nach Hauptbetrag,
Zinsen und Kosten der Kiindigung und der die Befriedigung
aus dem Versteigerungsgegenstand bezweckenden Rechtsver-
folgung, einzureichen und den beanspruchten Rang mitzutei-
len. Der Berechtigte kann die Erklédrung auch zur Niederschrift
der Geschiftsstelle abgeben.

Wer ein Recht hat, das der Versteigerung des Versteigerungs-
gegenstandes oder des nach § 55 ZVG mithaftenden Zubehors
entgegensteht, wird aufgefordert, die Authebung oder einstwei-
lige Einstellung des Verfahrens zu bewirken, bevor das Gericht
den Zuschlag erteilt. Geschieht dies nicht, tritt fiir das Recht der
Versteigerungserlds an die Stelle des versteigerten Gegenstan-
des.

Amtsgericht Frankfurt (Oder)

Terminsbestimmung
Im Wege der Zwangsvollstreckung soll am

Freitag, 7. Oktober 2016, 9:00 Uhr
im Gerichtsgebdude des Amtsgerichts Frankfurt (Oder), Miill-
roser Chaussee 55, Saal 302, das im Grundbuch von Vogelsang
Blatt 402 cingetragene Grundstiick, Bezeichnung gemal3 Be-
standsverzeichnis:
Ifd. Nr. 3/zu 5; Grunddienstbarkeit (Wege- und Versorgungs-
recht) an dem Grundstiick, eingetragen im Grundbuch von
Vogelsang Blatt 213, Bestandsverzeichnis 1fd. Nr. 36 und
Ifd. Nr. 67, dort eingetragen in Abt. II Nr. 1
Ifd. Nr. 5, Gemarkung Vogelsang, Flur 1, Flurstiick 24/11, Ge-
baude- und Freifliche, Landwirtschaftsfliche, Verkehrsflache,
Frankfurter Str. 18 b, Grofle: 35.446 m? und Flurstiick 23/4,
Gebaude- und Freiflache, Landwirtschaftsfliche, Frankfurter
Str. 18 b, GroBe: 176 m?

versteigert werden.
Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am
29.01.2014 eingetragen worden.

Der Verkehrswert wurde gemidll § 74a Absatz 5 ZVG festge-
setzt auf: 363.000,00 EUR.

Nutzung: Gewerbegrundstiick (Halle mit Anbau, Werk-
stattbaracke) im AuB3enbereich

Postanschrift: Frankfurter Str. 18 b, 15890 Vogelsang

Im Termin am 03.11.2015 ist der Zuschlag versagt worden,
weil das abgegebene Meistgebot einschlielich des Kapitalwer-
tes der nach den Versteigerungsbedingungen bestehen bleiben-
den Rechte die Hélfte des Grundstiickswertes nicht erreicht hat.
AZ:3K 6/14

Amtsgericht Luckenwalde

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsversteigerung soll am
Dienstag, 25. Oktober 2016, 13:30 Uhr
im Gerichtsgebdude des Amtsgerichts Luckenwalde, Saal 25,
Lindenallee 16, 14943 Luckenwalde das im Grundbuch von
Ludwigsfelde Blatt 2468 eingetragene Grundstiick, Bezeich-
nung gemif} Bestandsverzeichnis:
Ifd. Nr. 2, Gemarkung Ludwigsfelde, Flur 11, Flurstiick 130/1,
Gebdude- und Freifliche, Wacholderweg 2, 4, Gro-
Be 831 m?
versteigert werden.

Der Verkehrswert ist auf' 274.000,00 EUR festgesetzt worden.

Der Zwangsversteigerungsvermerk ist in das Grundbuch am
14.01.2015 eingetragen worden.

Das Grundstiick befindet sich in 14974 Ludwigsfelde, Wachol-
derweg 2, 4. Es ist bebaut mit einem Doppelhaus.

Die ndhere Beschreibung kann bei dem Amtsgericht Lucken-
walde, Zimmer 8, vorliegenden Gutachten zu den Sprechzeiten
entnommen werden.

AZ: 17K 1/15

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsversteigerung soll am
Donnerstag, 3. November 2016, 9:00 Uhr

im Gerichtsgebdude des Amtsgerichts Luckenwalde, Saal 25,

Lindenallee 16, 14943 Luckenwalde das im Grundbuch von

Nonnendorf Blatt 193 eingetragene Grundstiick, Bezeichnung

gemif} Bestandsverzeichnis:

Ifd. Nr. 1, Gemarkung Nonnendorf, Flur 1, Flurstiick 288,
Landwirtschaftsfliche, Hauptstrale, G, Grofe
233 m?

Ifd. Nr. 2, Gemarkung Nonnendorf, Flur 1, Flurstiick 289,
Gebdude- und Freifliche, Landwirtschaftsflache,
Hauptstraie 14 b, GF, G, Grofe 607 m?

versteigert werden.
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Der Verkehrswert ist auf 67.000,00 EUR festgesetzt worden.
Es entfallen auf Flurstiick 288: 1.000,00 EUR
Flurstiick 289: 66.000,00 EUR

Der Zwangsversteigerungsvermerk ist in das Grundbuch am
15.12.2015 eingetragen worden.

Die Grundstiicke befinden sich in 14913 Niederer Fldming
OT Nonnendorf, Hauptstrale 14 b. Sie sind bebaut mit einem
Einfamilienhaus und Nebengebdude und sollen als wirtschaft-
liche Einheit versteigert werden.

Die néhere Beschreibung kann bei dem Amtsgericht Lucken-
walde, Zimmer 8, vorliegenden Gutachten zu den Sprechzeiten
entnommen werden.

AZ: 17K 71/15

Insolvenzsachen

Von derelektronischetYeroffentlichungwird abgesehen.

Informationerzu Insolvenzverfahresind unterdemJustizporte

Lhttps://www.insolvenzbekanntmachungen.daftufbar.

STELLENAUSSCHREIBUNGEN

Humboldt-Universitit zu Berlin - Zentrale Universititsver-
waltung, Abteilung fiir Personal und Personalentwicklung, Re-
ferat Personalstelle fiir Tarifbeschéftigte (111 B)

Bezeichnung:  Beschiiftigte/Beschiiftigter

Entgeltgruppe: E 9 TV-L HU

Besetzbar: zum nichstmoéglichen Zeitpunkt (befristet
fiir 2 Jahre nach § 14 Absatz 2 TzBfG; Teil-
zeitbeschiftigung gegebenenfalls moglich)

Kennzahl: AN/167/16

Aufgabengebiet:

Betreuung eines Sachgebietes in der Personalstelle, gegebenen-
falls als ,,Springer/in“; Bearbeitung aller Vertrags- und Perso-
naleinzelangelegenheiten des wissenschaftlichen und nichtwis-
senschaftlichen Personals im Arbeitsverhiltnis, insbesondere
Bearbeitung einer hohen Zahl von befristeten Einstellungen
und Weiterbeschdftigungen aus Haushalts- und Drittmitteln;
Ermittlung der Hochstbefristungen nach WissZeitVG; Festset-
zung der Eingruppierung und der Erfahrungsstufen; Bearbei-
tung tarifrechtlicher Einzelfallstellungen; Terminiiberwachung,
Aktenfithrung und Pflege des Personalverwaltungssystems
(HIS SVA-GX)

Fachliche Kompetenzen:
Abgeschlossenes (Fach-)Hochschulstudium der Verwaltungswis-

senschaft oder einer vergleichbaren Fachrichtung bzw. gleichwer-
tige Kenntnisse und Erfahrungen

Die weiteren fachlichen und auferfachlichen Anforderungen
finden Sie unter http://www.personalabteilung.hu-berlin.de//
stellenausschreibungen.

Bewerbungen sind bis zum 23. September 2016 unter Angabe
der Kennzahl an die Humboldt-Universitit zu Berlin, Abtei-
lung fiir Personal und Personalentwicklung, III B, Unter den
Linden 6, 10099 Berlin zu richten.

Zur Sicherung der Gleichstellung sind Bewerbungen qualifi-
zierter Frauen besonders willkommen. Schwerbehinderte Be-
werber/innen werden bei gleicher Eignung bevorzugt. Bewer-
bungen von Menschen mit Migrationshintergrund sind aus-
driicklich erwiinscht. Da wir Thre Unterlagen nicht zuriicksen-
den, bitten wir Sie, Ihrer Bewerbung nur Kopien beizulegen.

Humboldt-Universitit zu Berlin - Zentrale Universitétsver-
waltung, Abteilung fiir Personal und Personalentwicklung, Re-
ferat Personalstelle fiir Beamte (III A)

Bezeichnung:  Beschiftigte/Beschiiftigter (mit 1/2-Teilzeit-
beschiftigung)

Entgeltgruppe: E 6 TV-L HU

Besetzbar: zum nichstmoéglichen Zeitpunkt (befristet
bis 31.10.2019; Verlangerung gegebenenfalls
moglich)

Kennzahl: AN/168/16
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Von der elektronischen Veröffentlichung wird abgesehen. 
 Informationen zu Insolvenzverfahren sind unter dem Justizportal
„https://www.insolvenzbekanntmachungen.de/“ abrufbar.
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Aufgabengebiet:

Mitarbeit an Personalmafinahmen fiir Beamte und des nebenbe-
ruflichen Personals (u. a. Honorarprofessuren, Privatdozentu-
ren und auflerplanmiflige Professuren); Bearbeitung von Ne-
bentitigkeiten; allgemeine Verwaltungs- und Organisations-
aufgaben

Fachliche Kompetenzen:

Abgeschlossene Ausbildung in einem Verwaltungsberuf bzw.
gleichwertige Kenntnisse und Erfahrungen

Die weiteren fachlichen und auBerfachlichen Anforderungen
finden Sie unter http://www.personalabteilung.hu-berlin.de//
stellenausschreibungen.

Bewerbungen sind bis zum 23. September 2016 unter Angabe
der Kennzahl an die Humboldt-Universitit zu Berlin, Abtei-
lung fiir Personal und Personalentwicklung, III A, Herrn Za-
remba, Unter den Linden 6, 10099 Berlin oder per E-Mail in
einer PDF-Datei an marco.zaremba@hu-berlin.de zu richten.

Zur Sicherung der Gleichstellung sind Bewerbungen qualifi-
zierter Frauen besonders willkommen. Schwerbehinderte Be-
werber/innen werden bei gleicher Eignung bevorzugt. Bewer-
bungen von Menschen mit Migrationshintergrund sind aus-
driicklich erwiinscht. Da wir Thre Unterlagen nicht zuriicksen-
den, bitten wir Sie, Ihrer Bewerbung nur Kopien beizulegen.
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